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Gesetz 
zur Bekämpfung der Zwangsheirat 

und zum besseren Schutz der Opfer von Zwangsheirat 
sowie zur Änderung weiterer aufenthalts- und asylrechtlicher Vorschriften 

Vom 23. Juni 2011 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos­
sen: 

Artikel 1 

Änderung des 
Aufenthaitsgesetzes 

Das Aufenthaltsgesetz in der Fassung der Bekannt­
machung vom 25. Februar 2008 (8GB!. I S. 162), das 
zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 12. April 2011 
(BGB!. I S. 610) geändert worden ist, wird wie folgt ge­
ändert: 

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert: 

a) Nach der Angabe zu § 25 wird folgende Angabe 
eingefügt: 

,,§ 25a Aufenthaltsgewährung bei gut integrier­
ten Jugendlichen und Heranwachsen­
den". 

b) Nach der Angabe zu § 88 wird folgende Angabe 
eingefügt: 

,,§ 88a Verarbeitung von Daten im Zusammen­
hang mit Integrationsmaßnahmen". 

2. § 8 Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

a) Dem Wortlaut wird folgender Satz vorangestellt: 

"Vor der Verlängerung der Aufenthaltserlaubnis 
ist festzustellen, ob der Ausländer einer etwa­
igen Pflicht zur ordnungsgemäßen Teilnahme 
am Integrationskurs nachgekommen ist." 

b) Folgender Satz wird angefügt: 

"War oder ist ein Ausländer zur Teilnahme an 
einem Integrationskurs nach § 44a Absatz 1 
Satz 1 verpflichtet, soll die Verlängerung der 
Aufenthaltserlaubnis jeweils auf höchstens ein 
Jahr befristet werden, solange er den Integra­
tionskurs noch nicht erfolgreich abgeschlossen 
oder noch nicht den Nachweis erbracht hat, 
dass seine Integration in das gesellschaftliche 
und soziale Leben anderweitig erfolgt ist." 

3. Nach § 25 wird folgender §25a eingefügt: 

,,§ 25a 

Aufenthaltsgewährung bei 
gut integrierten Jugendlichen und Heranwachsenden 

(1) Einem geduldeten Ausländer, der in Deutsch­
land geboren wurde oder vor Vollendung des 
14. Lebensjahres eingereist ist, kann eine Aufent­
haltserlaubnis erteilt werden, wenn 
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1. er sich seit sechs Jahren ununterbrochen er­
laubt, geduldet oder mit .einer Aufenthaltsgestat­
tung im Bundesgebiet aufhält, 

2. er sechs Jahre erfolgreich im Bundesgebiet eine 
SChule besucht oder in Deutschland einen aner­
kannten Schul- oder Berufsabschluss erworben 
hat und 

3. der Antrag auf Erteilung der Aufenthaltserlaubnis 
nach Vollendung des 15. und vor Vollendung 
des 21. Lebensjahres gesteHt wird, 

sofem gewährleistet erscheint, dass er sich auf­
grund seiner bisherigen Ausbildung und Lebensver­
hältnisse in die Lebensverhältnisseder Bundes­
republik Deutschland einfügen kann. Solange sich 
der Jugendliche oder der Heranwachsende in einer 
schulischen oder beruflichen Ausbildung oder 
einem Hochschulstudium befindet, schließt die In­
anspruchnahmeöffentlicher Leistungen zur Sicher­
stellung des eigenen Lebensuhterhaltsdie Erteilung 
der Aufenthaltserlaubnis hicht aus. Die Erteiluhg 
einer Aufenthaltserlaubnis ist zu versagen, wenn 
die Abschiebung aufgrund eigeher falscher An­
gaben des Ausländers oder aufgrund seiner 
Täuschung über seine Identität oder Staatsange­
hörigkeit ausgesetzt • .ist Die· Aufenthaltserlaubnis 
kann abweichEmd von§ 10 Absatz. 3 Satz 2 erteilt 
werd:n, wenn die Ablehnung nach § 30 AbßaIz 3 
des· Asylverfahrensgesetzes ... ~inen Antrag nach 
§ 14a des Asylverfahrensgesetzes betrifft 

(2) Den Eltern oder einem allein personensorge­
berechtigten Elternteil eines minderjährigen Auslän­
ders, der eine Aufenthaltserlaubnis nach Absatz 1 
besitzt, kann eine Aufenthaltserlaubnis erteilt wer­
den, wenn 

I. die Abschiebung nicht aufgrund falscher Anga­
ben oder aufgrund von Täuschungen über die 
Identität oder Staatsangehörigkeit oder mangels 
Erfüllung zumutbarerAnforderungen an die Be­
seitigung von Ausreisehindernissen verhindert 
oder verzögert wird und 

2. der Lebensunterhalt eiaenständia durch Er-
werbstätigkeit gesichert 

Minderjährigen Kindern einesAusländers, der eine 
Aufenthaltserlaubnis nach Satz 1 besitzt, kann eine 
Aufenthaltserlaubnis erteilt werden, wenn sie mit 
ihm in familiärer Lebensgemeinschaft leben. 

(3) Die Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis nach 
Absatz 2 ist ausgeschlossen, wenn der Ausländer 
wegen einer im Bundesgebiet begangenenvorsätz~ 
lichen Straftat verurteilt wurde, wobei Geldstrafen 
von insgesamt bis zu 50 Tagessätzen oder bis zu 
90 Tagessätzen wegen Straftaten, die nach diesem 
Gesetz oder dem Asylverfahrensgesetz nur von 
Ausländern begangen werden können, grundsätz­
lich außer Betracht bleiben." 

4. In § 29 Absatz3 Satz 3 wird nach der Angabe ,,§ 25 
Abs.4 bis 5," die Angabe ,,§ 25aAbsatz 1 und 2," 
eingefügt 

5. § 31 wird wie folgt geändert: 

a) Jn Absatz 1 Satz 1 Nummer '1 wird das Wort 
"zwei" durch das Wort "drei" ersetzt. 

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aal In Satz 1 wird das Wort "zweijährigen" durch 
das Wort "dreijährigen" ersetzt. 

bb) In Satz 2 wird der Teilsatz nach dem Se­
mikolon wie folgt gefasst: "dies ist insbeson­
dere anzunehmen, wenn der Ehegatte Opfer 
häuslicher Gewalt ist". 

cc) Der ursprüngliche Teiisatz wird als neuer 
Satz 3 eingefügt 

6. Nach § 37 Absatz 2 wird folgender Absatz 2a ein­
gefügt: 

,,(2a) Von den in Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 3 
bezeichneten Voraussetzungen kann abgewichen 
werden, wenn der Ausländer rechtswidrig mit Ge­
walt oder Drohung mit einem empfindlichen Übel 
zur Eingehung der Ehe genötigt und von der Rück­
kehr nach Deutschland abgehalten wurde, er den 
Antrag auf. Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis 
innerhalb von drei Monaten nach Wegfall der 
Zwangslage, spätestens jedoch vor Ablauf von fünf 
Jahren seit der Ausreise, stellt, und gewährleistet 
erscheint, dass er sich aufgrund seiner bisherigen 
Ausbildung und Lebensverhältnisse in die Lebens­
verhältnisse der Bllndesrepublik Deutschlancl ein­
fügen kann. Erfüllt derAusländer die Voraussetzun­
gen.desAbsatzes 1 Satz 1 Nummer.1 ,soll ihm eine 
Aufenthaftser!aubniserteilt werden, wemn er rechts­
widrig mit Gewalt oder Drohung mit einem empfind­
lichen Übel zur Eingehung . der Ehe genötigt und 
von der Rückkehr nach Deutschland abgehalten 
wurde und er. den Antrag auf Erteilung einer Aufent­
haltserlaubnis innerhalb von drei. Monaten nach 
Wegfall der Zwangslage, spätesteQsjedoch vor Ab-­
lauf von zehn Jahren seit der Ausreise, stellt. Ab­
satz 2 bleibt unberührt." 

7. In §A3Absatz4werden nach den Wörtem"Daten­
übermittlung zwischen den beteiligten Stellen" die 
Wörter "und die Datenverarbeitung durch das Bun­
deSamt für Migration und Flüchtlinge nach§ 88a 
Absatz 1" eingefügt 

8. In § 44a wird nach Absatz 1 folgender Absatz 1 a 
eingefügt: 

,,(i a) Die Teilnahmeverpflichtung nach Absatz 1 
Satz 1 Nummer 1 erlischt außerdurch Rücknahme 
oder Widerruf nur, wenn der Ausländer ordnungs-
gemäß am Integrationskurs teilgenommen " 

R Dem § 51 Absatz 4 wird folgender Satz .angefügt 

"Abweichend von Absatz 1 Nummer 6 und 7 er­
lischt der Aufenthaltstitel eines Ausländers 
wenn er Voraussetzungen des·. § 
Satz 1 Nummer 1 erfüllt, rechtswidrig mit Gewalt 
oder Drohung mit einem empfindiichen Übel zur 
Eingehung der Ehe genötigt und von der Rückkehr 
nach Deutschland .abgehalten wurde und innerhalb 
von drei Monaten nach Wegfall der Zwangslage, 
spätestens jedoch innerhalb von zehn Jahren seit 
der Ausreise, wieder einreist" 

2" die Angabe "und 2b" 
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11. Nach § 60a Absatz 2a wird folgender Absatz 2b 
eingefügt: 

,,(2b) Solange ein Ausländer. der eine Aufent­
haltserlaubnis nach § 25a Absatz 1 besitzt, minder­
jährigist, soll die Abschiebung seiner Eltern oder 
eines alleinpersonensorgeberechtigten . Elternteils 
sowie der minderjährigen Kinder,. die mit den Eltern 
oder dem allein. personensorgeberechtigten Eltern­
teil in familiärer Lebensgemeinschaft leben, ausge~ 
setzt werden." 

12. In § 61 Absatz 1 Satz 3 werden vor dem Punkt die 
Wörter "öder wenn dies zum Zwecke des Schulbe­
suchs, der betrieblichen Aus- und Weiterbildung 
oder des Studiums an einer staatlichen oder staat­
lich anerkannten Hochschule oder vergleichbaren 
Ausbifdungseinrichtung erforderlich ist" eingefügt. 

13. Nach § 88 wird folgender§88aeingefügt: 

,,§88a 

Verarbeitung von Dalen 
im Zusammenhang mit Integrationsmaßnahmen 

(1) Bei der Durchführung vOll integrati()nskursen 
ist eine Übermittlung von teilnehmerbezogenen 
Daten, insbesondere von Daten der Bestätigung 
der Teilnahmeberechtigung, derZulassungzurTeil­
nahmenach § 44 Absatz 4 soyvie.derAnmeldung zu 
und derTeilnahme an einem Integrationskurs, durch 
die Ausländerbehörde, den Träger der Grundsiche­
rungfür Arbeitsuchende, das . .Bundesverwaltungs­
amt und die für die Durchführung der Integrations­
kurse zugelassenen privaten und öffentlichen 
Träger an das Bundesamt für Migration .und Flücht­
linge .zulässi.g, soweit .sie für die . Erteilung einer 
Zulassung oder Berechtigungzumlnte.grations­
kurs, die Feststellung der ordnungsgemäßen Teil­
nahme, die .Feststellung der ~rfüllurlg der Tei.lnah­
meverpflichtung nach § 44a Absatz 1 Satz 1 , die 
Bescheinigung. der erfolgreichen. Teilnahme oder 
die Abrechnung und Durchführung der Infegrations­
kurse erforderlich . ist. Die für die .. Durchführung der 
Integrationskurse zugelassenen privaten und 
öffentlichen Träger dürfen die zuständige Auslän­
derbehörde oder den zuständigen Träger der 
Grundsicherungfür Arbeitsuchende übereine nicht 
ordnungsgemäße Teilnahme eines nach § 44a 
Absatz 1· .Satz 1 zur Teilnahme verpflichteten Aus­
länders informieren. Das Bundesamt für Migration 
und Flüchtlinge darf die nach Satz t übermittelten 
Daten auf Ersuchen an Ausländerbehörden, Träger 
der Grundsicherung. für Arbeitsuchende und 
Staatsangehi;)rigkeitsbehörden weitergeben, soweit 
dies für die Erteilung einer Zulassung öder Berech­
tigung zum Integrationskurs, zur Kontrolle der 
Erfüllung der Teiinahmeverpflichtung, für die Ver­
längerung .einer Aufenthaltserlaubnis, für die Ertei­
lung einer Niederlassungserlaubnis oder einer Er_ 
laubnis zum Dauera.ufenthalt-EG, zur Überwachung 
der Eingliederungsvereinbarung oder zur Durchfüh­
rung des Einbürgerungsverfahrens erforderlich ist. 
Darüber hinaus ist eine Verarbeitung von personen­
bezogenen Daten durch das Bundesamt für Migra­
tion und Flüchtlinge nur für die Durchführung und 
Abrechnung der Integrationskurse zulässig. 

(2) Bedient sich das Bundesamt tür Migration 
und Flüchtlinge gemäß § 75 Nummer 9. privater 

oder öffentlicher Träger, um ein migrationsspezifi­
sches Beratungsangebot durchzuführen, ist eine 
Übermittlung von aggregierten Daten über das 
Beratungsgeschehen von den Trägern an das Bun­
desamt für Migration und Flüchtlinge zulässig." 

Artikel 2 

Änderung des 
FreizügigkeitsgesetzeslEU 

In § 11 Absatz 1 des FreizügigkeitsgesetzeslEU vom 
30. Juli 2004 (BGBI. I S. 1950, 1986), das zuletzt durch 
Artikel.2 des Gesetzes vom 12. April 2Q11 (BGBI. I 
S.610)geändert worden ist, wird nach Satz 4 folgender 
Satz eingefügt: 

,,§ 8BaAbsatz 1 Satz 1, 3 und 4 des Aufenthaltsgeset­
zesfindet entsprechende Anwendung, soweit die Über­
mittlung von teilnehmerbezogenen Daten im Hahmen 
der Durchführung von Integrationskursen nach § 44 
Absatz 4 des Aufenthaltsgesetzes, zur Überwachung 
einer Eingliederungsvereinbarung nach dem Zweiten 
Buch Sozialgesetzbuchoder zur Durchführung des 
Einbürgerungsverfahrenserforderlich ist" 

Artikel 3 

Äncjerung des 
Asylverfahrensgesetzes 

§ 58.des Asylverfahrensgesetzes in der Fassung . der 
Bekanntmachung vom 2 .. September 2008 (8GB!. I 
S. 179B), das zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes 
vom 12. April 2011 (BGB!.I S.610) geändert worden 
ist, Wird wie folgt geändert: 

1. Absätz 1 wirgwiä folgt geändert: 

a) In Satz 1 wird das Wort "angrenzenden" ge­
strichen und nach den Wörtern "Bezirk einer" 
das Wort "anderen" eingefügt. 

q) NachSatz .. ~. wird folgender Satz eiqgefügt: 

"Die Erlaubnis wird .in der Regel erteilt, . wenn. eine 
nach § 61 Absatz 2 erlaubte Beschäftigung aus .. 
geübt werden saH oder Wenn dies zum Zwecke 
des Schulbesuchs, . der. betrieblichen Aus-und 
Weiterbildungod~r des. $tudiums an einer staat­
lichen. oder staatlich aner:kannten Hochschule 
oder vergleichbaren Ausbildungseinrichtung er­
forderlichist." 

2. In Absatz 6 werden .nach dem Wort. "Gebiet" die 
Wörter" ; dem Gebiet des landes pder, soweit Ein­
vernehmen zwischen den beteiligten landesregie­
rungen besteht. im Gebiet eines anderen landes" 
eingefügt 

Artikel 4 

Änderung des 
Strafgesetzbuchs 

Das Strafgesetzbuch in der Fassung der Bekanntma­
chung vom 13. November 1998 (BGB/. LS. 3322), das 
zuletztdurch Artikel 1 des Gesetzes vom 28. April 2011 
(BGBI. I S'. 676) geändert worden ist, wird wie folgt ge­
ändert: 

1. In der Inhaltsübersicht wird die Angabe zu § 237 wie 
folgt gefasst: 

,,§ 237 Zwangsheirat". 
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2. § 237 wird wie folgt gefasst: 

,,§ 237 

Zwangsheirat 

(1) Wer einen Menschen rechtswidrig mit Gewalt 
oder durch Drohung mit einem empfindlichen Übel 
zur Eingehung der Ehe nötigt, wird mit Freiheits­
strafe von sechs Monaten bis zu fünf Jahren be­
straft. Rechtswidrig ist die Tat, wenn die Anwendung 
der Gewalt oder die Androhung des. Übels zU dem 
angestrebten Zweck als verwerflich anzusehen ist 

(2) Ebenso wird bestraft, wer zur Begehung einer 
Tat nach Absatz 1 den Menschen durch Gewalt, 
Drohung mit einem empfindlichen Übel oder durch 
List in ein Gebiet außerhalb des räumlichen Gel­
tungsbereiches dieses Gesetzes verbringt oder ver­
anlasst, sich dorthin zu begeben, oder davon abhält, 
von dort zurückzukehren. 

(3) Der Versuch· ist strafbar. 

(4) In minder schweren Fällen ist die Strafe Frei­
heitsstrafe bis zu drei Jahren 6der Geldstrafe." 

3. In § 240 Absatz 4 Satz 2 Nummer 1 werden die Wör­
ter "oder zur Eingehung der Ehe"· gestrichen, 

Artikel 5 

Änderung .der 
Strafprozessordnung 

In § 397a Absatz 1 Nummer 4 der Strafprozessord­
nung in der Fassung der Bekanntmachung vom 7. April 
1987 (BGBI. I S. 1074, 1319), die zuletzt durch Artikel 2 
des Gesetzes vom 22. Dezember 2010 (BGBI. I S. 2300) 
geändert worden ist, wird nach der Angabe ,,235," die 
Angabe ,,237," eingefügt. 

Artikel 6 

Änderung des 
Bürgerlichen. Gesetzbuchs 

§131 TAbsatz1 Satz 1 des Bürgerlichen Gesetz­
buchsin der Fassung der Bekanntmachung vom 2. Ja­
nuar 2002 (BGB!. I S. 42, 2909; 2003 I S. 738), das 
zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 17. Januar 
2011 (BGBI. I S. 34) geändert worden ist, wird wie folgt 
gefasst: 

"Der Antrag kann in den Fällen des § 1314 Absatz 2 
Nummer 2 und 3 nur binnen eines Jahres, im Falle 
des § 1314 Absatz 2 Nummer 4 nur binnen drei Jahren 
gestellt werden." 

Artikel 7 

Änderung des 
Einführungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuche 

Dem Artikel 229 des Einführungsgesetzes zum Bür­
gerlichen Gesetzbuche in der Fassung der Bekanntma­
chung vom 21. September 1994 (BGBI. I S. 2494; 1997 I 
S. 1 06i), das zuletzt durch Artikel 12 des Gesetzes vom 
23. Mai 2011 (BGBI. I S. 898) geändert worden ist, wird 
folgender § 26 angefügt: 

,,§ 26 

Überleitungsvorschrift 
zum Gesetz zur Bekämpfung 

der Zwangsheirat und zum besseren Schutz 
der Opfer von Zwangsheirat sowie zur Änderung 

weiterer aufenthalts:-· und asyl rechtlicher Vorschriften 

Die Aufhebung einer vor dem 1. Juli 2011 geschlos­
senen Ehe ist ausgeschlossen, wenn die Ehe nach dem 
bis dahin geltenden Recht zu diesem Zeitpunkt nicht 
mehr hätte aufgehoben werden können." 

ArtikelS 

Änderung der 
AZRG-Durchführungsverordnung 

Abschnitt I der Anlage zu der AZRG-Durchführungs­
verordnung vom 17. Mai 1995 (BGB!. I S. 695), die zu­
letzt durch Artikel 2 der Verordnung vom 22. Juni 2010 
(BGB!. IS.825) geändert worden ist, wird wie folgt ge­
ändert: 

i.ln Nummer 10 Spalte ABuehstabe c werden nach 
Doppelbuchstabe I1 folgende Doppelbuchstaben mm 
bis 00 eingefügt: 

"mrn) §25a Abs. 1 AufenthG 
(Aufenthaltsgewährung bei 
gut integrierten Jugend­
lichenundHeranwachsen~ 
den: integrierter Jugend­
licher/Heranwachsender) 
erteilt am 

befristet bis 

nn) § 25a Abs. 2 Satz 1 
AufenthG 
(Aufenthaltsgewährung bei 
gut integrierten Jugend­
lichen und Heranwachsen­
den: Eltern) 
erteilt am 

befristet bis 

00) § 25a Abs. 2 Satz 2 
AufenthG 
(Aufenthaltsgewährung bei 
gut integrierten 
Jugendlichen und Heran­
wachsenden: Geschwister) 
erteilt am 

befristet bis". 

2. In Nummer 10 Spalte B wird zu den neuen Doppel­
buchstaben mm bis 00 aus der Spalte A die Angabe 
,,(2}*)" eingefügt. 

3. In Nummer 17 Spalte A wird nach Buchstabe d fol­
gender Buchstabe e eingefügt: 

"e) Bescheinigung über die 
Aussetzung der Abschie­
bung (Duldung) nach 
§60aAbs.2b 
erteilt am 

befristet bis 

widerrufen am". 
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4. Der bisherige Buchstabe e wird Buchstabe f. Artikel 9 

Inkrafttreten 5. In Nummer 17 Spalte B wird zu dem nauen Buch­
staben e aus· der Spalte A die Angabe ,,(2)" einge­
fügt 

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in 
Kraft. 

Die verfassungsmäßigen Rechte des Bundesrates 
sind gewahrt. 

Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt. Es 
ist im Bundesgesetzblatt zu verkünden. 

Berlin, den 23. Juni 2011 

Der Bundespräsident 
Christian Wulff 

Die B un des k a n z I e r i n 
Dr. An gel a M e r k e I 

Der B und e s m i n ist erd e si n n ern 
Hans-Peter Friedr'ich 

Die Bunde.sministerin der Justiz 
S. Le u th e u s s e r - S c h n ar ren be r ger 
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Siebzehnte Verordnung 
zur Anpassung des Bemessul1gsbetrages 

und von Geidleistungen nach dem Bundesversprgl.lngsgesetz 
(Siebzehnte KOV-Anpassungsverordnung 2011 - 17. KOV-AnpV 2011) 

Vom 28. Juni 2011 

Auf Grund des § 56 Absatz 2 in Verbindung mit 
Absatz 1 des Bundesversorgungsgesetzes, dessen 
Absatz 1 zuletzt durch Artikel 5 des Gesetzes vom 
30. Juli 2009 (BGBI. I S. 2495) geändert worden ist, 
verordnet die Bundesregierung: 

Artikel 1 

Änderung des 
Bundesversorgungsgesetzes 

Das Bundesversorgungsgesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 22. Januar 1982 (BGBI. I S. 21), 
das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 20. Juni 
2011 (BGBI. I S. 1114) geändert worden ist, wird wie 
folgt geändert: 

1. In § 14 wird die Angabe ,,147" durch die Angabe 
,,148" ersetzt. 

2. § 15 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 wird die Angabe" 18" durch die Angabe 
,,19" und die Angabe ,,120" durch die Angabe 
,,121" ersetzt. 

b) In Satz 2 wird die Angabe" 1 ,843" durch die An­
gabe" 1 ,861" ersetzt. 

3. § 31 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 

,,(1) Beschädigte erhalten eine monatliche 
Grundrente bei einem Grad der Schädigungsfol­
gen 

von 30 in Höhe von 124 Euro, 

von 40 in Höhe von 170 Euro, 

von 50 in Höhe von 228 Euro, 

von 60 in Höhe von 289 Euro, 

von 70 in Höhe von 400 Euro, 

von 80 in Höhe von 484 Euro, 

von 90 in Höhe von 582 Euro, 

von 100 in Höhe von 652 Euro. 

Die Grundrente erhöht sich für Schwerbeschä­
digte, die das 65. Lebensjahr vollendet haben, 
bei einem Grad der Schädigungsfolgen 

von 50 und 60 

von 70 und 80 

um 25 Euro, 

um 31 Euro, 

von mindestens 90 um 38 Euro. " 

b) Absatz 4 Satz 1 wird wie folgt gefasst: 

"Beschädigte mit einem Grad der Schädigungs­
folgen von 1 00, die durch die anerkannten Schä­

~h",;tli,...h außergewöhnlich 
eine monatliche 

Schwerstbeschädigtenzulage, die in folgenden 
Stufen gewährt wird: 

Stufe I 75 Euro, 

Stufe 11 

Stufe 111 

Stufe IV 

Stufe V 

Stufe VI 

156 Euro, 

231 Euro, 

309 Euro, 

386 Euro, 

465 Euro." 

4. § 32 Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 

,,(2) Die volle Ausgleichsrente beträgt monatlich 
bei einem Grad der Schädigungsfolgen 

von 50 oder 60 400 Euro, 

von 70 oder 80 

von 90 

484 Euro, 

582 Euro, 

von 100 652 Euro." 

5. In § 33 Absatz 1 Satz 2 Buchstabe a wird die An­
gabe ,,26 887" durch die Angabe ,,27 721" ersetzt. 

6. In § 33a Absatz 1 Satz 1 wird die Angabe ,,71" 
durch die Angabe ,,72" ersetzt. 

7. § 35 Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 wird die Angabe ,,272" durch die An­
gabe ,,275" ersetzt. 

b) In Satz 4 wird die Angabe ,,466, 661, 849,1 104 
oder 1 357" durch die Angabe ,,471, 668, 857, 
1 115 oder 1 370" ersetzt. 

8. § 36 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 2 wird die Angabe ,,1 560" 
durch die Angabe ;,1 575" und die Angabe ,,781" 
durch die Angabe ,,789" ersetzt. 

b) In Absatz 3 wird die Angabe ,,1 560" durch die 
Angabe" 1 575" ersetzt. 

9. In § 40 wird die Angabe ,,387" durch die Angabe 
,,391" ersetzt. 

1 O. In § 41 Absatz 2 wird die Angabe ,,429" durch die 
Angabe ,,433" ersetzt 

11. In § 46 wird die Angabe ,,110" durch die Angabe 
,,111" und die Angabe ,,204" durch die Angabe 
,,206" ersetzt. 

12. In § 47 Absatz 1 wird die Angabe" 192" durch die 
Angabe ,,194" und die Angabe ,,266" durch die An­
gabe ,,269" ersetzt. 

13. § 51 wird wie folgt geändert: 

a) in Absatz 1 wird die Angabe ,,525" durch die An­
gabe ,,530" und die Angabe ,,366" durch die An­

ersetzt. 
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b) In Absatz 2 Satz 1 wird die 
die Angabe ,,97" und die Angabe 
Angabe ,,72" ersetzt 

,,96" durch 
"durch die 

14. In § 53 Satz 2 wird die Angabe" 1 560" durch die 
Angabe" 1 575" und die Angabe ,,781" durch die 
Angabe ,,789" ersetzt. 

Artikel 2 

Inkrafltreten 
c) In Absatz 3 Satz 1 wird die Angabe ,,297" durch 

die Angabe ,,300" und die Angabe ,,215" durch 
die Angabe ,,217" ersetzt. Diese Verordnung tritt am 1. Juli 2011 in Kraft. 

Der Bundesrat hat zugestimmt 

Berlin, den 28. Juni 2011 

Die Bundeskanzlerin 
Dr. Angela Merkel 

Die Bundesministerin 
für Ar bei tun d S 0 Z i ale s 

Ursula von der Leyen 
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Verordnung 
zur Durchführung des § 30 Absatz 3 bis 12 

und des § 40a Absatz 1 . und 5 des Bundesversorgungsgesetzes 
(Berufsschadensausgleichsverordnung - BSchA V) 

Vom 28. Juni 2011 

Auf Grund des § 30 Absatzi,4 des Bundesversor­
gungsgesetzes, der zuletzt durch Artikel 1 Nummer 20 
Buchstabe g des Gesetzes vom 23, März 1990 (BGBL I 
S. 582) geändert worden ist, verordnet die Bundes­
regierung: 

AbsehniH1 

Be rufsscha d e.nsa u sg le i eh 

§ 1 

Anwendul'1gsbereieh 

Die Regelungen dieses Abschnitts gelten für die 
Feststellung des Einkommensverlustes nach § 30 
Absatz 4 Satz 1 sowie für die Feststellung des Berufs­
schadensausgleichs nach § 30 Absatz 6 und 12 des 
Bundesversorgungsgesetzes. 

§2 

Vergleichseinkommen 

(1} Vergleichseinkommen ist das monatliche. Durch­
schnittseinkommen des Grundgehalts der Besoldungs­
gruppe Ader Bundesbesoldungsordnung, der Beschä­
digte ohne die Schädigung zugeordnet werden würden. 
Das Durchschnittseinkommen wird nach § 3 ermittelt. 
Ist die Schädigung Vor Beginn der Berufsausbildung 
eingetreten, wird das Durchschnittseinkommen nach 
§ 5 ermittelt. 

(2) Hätten Beschädigte ohne die Schädigung 

1. neben dem Hauptberuf eine oder mehrere neben­
berufliche Tätigkeiten ausgeübt oder einen gemein­
samen Haushalt im Sinne des § 30 Absatz 12 des 
Bundesversorgungsgesetzesgeführt, werden sie 
der dem Hauptberuf entsprechenden Besoldungs­
gruppe zugeordnet, 

2. mehrere berufliche Tätigkeiten, von denen jede den 
gleichen Zeitaufwand an Arbeitskraft erfordert, aus­
geübt oder in diesem Umfang sowohl berufliche 
Tätigkeiten ausgeübt als auch einen gemeinsamen 
Haushalt geführt, wobei diese Tätigkeiten zusam­
men die volle Arbeitskraft erforderten, wird ihnen 
die Besoldungsgruppe mit dem für die ausgeübten 
Tätigkeiten maßgebenden höchsten Vergleichsein­
kommen zugeordnet, 

3. berufliche Tätigkeiten allein oder zusammen. mit der 
Führung eines gemeinsamen Haushalts ausgeübt, 
ohne dass diese Tätigkeiten insgesamt die volle 
Arbeitskraft erforderten, ist ein dem Einsatz an 
Arbeitskraft für die berufliche Tätigkeit entsprechen­
der Teil des Vergleichseinkommens maßgebend; 
trifft eine berufl·iche Tätigkeit mit der Führung eines 
gemeinsamen Haushalts.zusammen; so sind jeweils 
der sich aus· der beruflichen Tätigkeit und der sich 
aus den Mehraufwendungen für die Führung eines 
gemeinsamen Haushalts errechllende Berufsscha­
densausgleichfestzustellen. Der zustehende Berufs­
schadensausgleichist die Summe beider Beträge, 
höchstens jedoch der Berufsschadensausgleich, 
der sich ergibt, wenn das volle Vergleichseinkom­
menfür die berufliche Tätigkeit zugrunde gelegt 
wird. 

(3) Die Absätze 1 und 2· gelten auch, wenn Beschä­
digte die nach . diesen Vorschriften in Betracht kom:­
mende Tätigkeit ausüben. Ein durch die Schädigung 
verhinderter Aufstieg im Beruf ist zu berücksichtigen. 

§3 

Durchschnittseinkommen 

(1) Durchschnittseinkommen ist bei Beschädigten 
ohne abgeschlossene Berufsausbildung das Grundge­
halt der Stufe 8 der Besoldungsgruppe·A 5 nach der 
Anlage IV zurn Bundesbesoldungsgesetz, bel Beschä­
digten mit abgeschlossener Berufsausbildung· das 
Grundgehalt der Stufe 8 der Besoldungsgruppe A 7 
nach der Anlage IV zum Bundesbesoldungsgesetz, bei 
Beschädigten mit Techniker- . oder Meisterprüfung das 
Grundgehalt der Stufe 8 der Besoldungsgruppe A 9 
nach der Anlage IV zum Bundesbesoldungsgesetz, bei 
Beschädigten mit Fachhochschulabschlussdas Grund­
gehalt der Stufe 8 der Besoldungsgruppe A 11 nach der 
Anlage IV zum Bundesbesoldungsgesetz und bei Be­
schädigten mit Hochschulabschluss das Grundgehalt 
der Stufe 8 der Besoldungsgruppe A 14 nach der An­
lage IV zum Bundesbesoldungsgesetz. Das ermittelte 
Grundgehalt ist um den Familienzuschlag der Stufe 1 
nach der Anlage V zum Bundesbesoldungsgesetz zu 
erhöhen. 

(2) Eine abgeschlossene Berufsausbildung, eine 
Techniker- oder Meisterprüfung oder eine abgeschlos-
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sene Fachhochschul- oder Hochschulausbildung ist 
nur zu berücksichtigen, wenn sie die Voraussetzung 
für die Ausübung des Berufs bildet, auf dessen Aus­
übung sich die Schädigung nachteilig auswirkt, oder 
wenn sie das Einkommen in diesem Beruf erheblich 
fördert. Als Fachhochschulausbildung oder Hochschul­
ausbildung gilt nur die Ausbildung an einer Fachhoch­
schule oder Hochschule, deren Abschluss eine Voraus­
setzung für die Einstellung in den gehobenen oder 
höheren Dienst im Sinne des Beamtenrechts ist. 

(3) Dem Abschluss einer Berufsausbildung steht 
eine zehnjährige Tätigkeit oder eine fünf jährige selbst­
ständige Tätigkeit in dem Beruf gleich, auf dessen Aus­
übung sich die Schädigung nachteilig auswirkt, es sei 
denn, dass diese Tätigkeit nicht geeignet war, .da.s Ein­
kommen der Tätigkeit erheblich über das ohne Berüfs­
ausbildung erreichbare Maß zu fördern. 

§4 

Ermittlung des 
Durchschnittseinkommens in besonderen Fällen 

(1) Hatten Beschädigte nachweislich in dem Beruf, 
den sie vor dem Eintritt der Schädigung oder vor der 
Awswirkung der Folgender Schädigung ausgeübt 
haben,. eine Stellung erreicht, die durch die Vorschriften 
des §3 nicht ausreichend berücksichtigt wird,ist als 
Durchschnittseinkommen das GrundgehalLder Stufe 8 
einer dieser·· SteUung·· angemessenen Besoldungs­
gruppe der Bundesbesoldungsordnung Azuzüglich 
des Familienzuschlags der Stufe 1 nach der Anlage V 
zumHundesbesoldungsgesetz zugrunde zu legen. Zur 
Ermittlung. der angemessenen Besoldungsgruppe sind 
die Einkünfte ausnichtselbstständiger Arbeit, die vor 
der· Schädigung. oder vor der . Auswirkung der Folgen 
der Schädigung auf den Beruf erzielt worden sind, um 
10 vom Hundert zu verringern und den Bezügen 
(Grunq~ehalt der Stufe 8 und Farnilit3nzuschlag.der 
Stufe 1)gegenüberzusteUen, dieBundesbe.amtezu der­
sel~en Zeit erhalten hätten; Arntszulagen. gt3lten . nicht 
als Bestandteil des GrUndgehalts. Sind nach § 30 
Absatz 5 Satz 6 des Bundesversorgungsgesetzes Ver­
gleichseinkommen bekannt gemacht, sind diese an­
stelle der Bezüge nach Satz 2 den Einkünften gegen­
überzustellen. 

(2) Absatz 1 gilt für selbstständig Tätige entspre­
chend, wenn zu dem nach Absatz 1 Satz 1maßgeb­
lichen Zeitpunkt die wirtschaftliche Bedeutung der aus­
geübten sell::>stständigen Tätigkeit durch §3 nicht aus­
reichend berücksichtigt wird. Die wirtschaftliche Be­
deutung wird nicht awsreichend berücksichtigt, wenn 
der nach den Sätzen 3 und 4 ermittelte Gewinn mindes­
tens das Grundgehalt der Stufe 8 der nächsthöheren 
Besoldungsgruppeerreicht. Der Ermittlung der ange­
messenen Besoldungsgruppe sind 80 vom Hundert 
des durchschnittlichen Gewinns aus Gewerbe oder 
aus selbstständiger Arbeit in den letzten drei Jahren 
vor dem Eintritt der Schädigung oder vor der Aus­
wirkung der Folgen der Schädigung auf den Beruf 
zugrunde zU legen, jedoch nur insoweit, als er auf die 
eigene Arbeitsleistung von Beschädigten zurückzufüh­
ren ist. Bei der Ermittlung des Wertes der eigenen 
Arbeitsleistung ist zum Vergleich das Grundgehalt der 
Stufe 8 der Besoldungsgruppe der Bundesbesoldungs­
ordnung A heranzuziehen, das Beamten des Bundes in 
vergleichbarer Stellung zu zahlen gewesen wäre. 

§5 

Ermittlung des 
Durchschnittseinkommens bei einer vor 

Beginn der Berufsausbildung erlittenen Schädigung 

Sind Beschädigte infolge einer vor Beginn der Be­
rufsausbildung erlittenen Schädigung in ihrem beruf­
lichen Werdegang behindert, so ist das Durchschnitts­
einkommen orientiert an den Grundgehältern der Bun­
desbesoldungsordnung A zu ermitteln. Die Eingruppie­
rung ist nach Veranlagung und Fähigkeiten sowie sons­
tigen Lebensverhäl'tnissen der Beschädigten vorzuneh­
men. Durchschnittseinkommen ist mindestens das 
Grundgehalt der Stufe 8 der Besoldungsgruppe A 5, 
zuzüglich des Familienzuschlags der Stufe 1 nach der 
Anlage V zum Bundesbesoldungsgesetz; bei vermut-
lichem . 

1. Abschluss einer Berufsausbildung das in § 3 Ab­
satz 1 für Beschädigte mit abgeschlossener Berufs­
ausbildung bestimmte Durchschnittseinkommen, 

2. Bestehen einerTechniker" oder Meisterprüfung das 
in § 3 Absatz 1 für Beschädigte mit abgelegterTech­
niker- oder Meisterprüfung bestimmte Durch­
schnittseinkommen, 

3. Fachhochschulabschluss das in § 3 Absatz 1 für Be­
schädigte mit abgeschlossener Fachhochschulaus­
bildung bestimmte Durchschnittseinkommen oder 

4. Hochschula.bschfuss da.sin§ 3Absatz 1mr Beschä­
digte mit abgeschlossener Hochschulausbildung 
bestimmte Durchschnittseinkommen. 

Der Berufsschadensausgleichist·frühestens nach dem 
vermutlichen Abschluss der beruflichen Ausbildung zu 
gewähren. 

§6 

Durchschnittseinkommen. im Sinne 
des § 30 Absatz: 11 und des § 64c Absatz 2 

(1) Als Durchschnittseinkommen im Sinne des .§ 30 
Absatz 11 des Bundesversorgungsgesetzes gilt der 
nach§30 Absatz 5 Satz 6 des Bundesversorgungs­
gesetzes vom Bundesministerium für Arbeit und Sozia­
lesais Vergleichseinf<;ommen bekannt gemachte Betrag 
fü~die Besoldungsgruppe, der die Beschädigten ohne 
den Nachschaden zugeordnet würden. 

(2) Die Einstufung in die Besoldungsgruppe richtet 
sich nach§ 3;§ 2 Absatz 2 gilt entsprechend. Ist das 
Einkommen, das die Beschädigten in dem vor dem 
Nachschaden ausgeübten Beruf im letzten Jahr erzielt 
haben, schädigungsbedingt niedriger als das· Ver­
gJeichseinkommen, das dieser Besoldungsgruppe ent­
spricht,· gilt als Durchschnittseinkommen dieses Ver­
gleichseinkommen, gemindert um den Vomhundert­
satz, um den das vor dem Nachschaden erzielte· Er­
werbseinkommen hinter dem Vergleichseinkommen 
dieser Besoldungsgruppe zurÜCkgeblieben ist. Bei 
selbstständig Tätigen tritt an die Ste.lle des erzielten Er­
werbseinkommens der Wert der eigenen Arbeitsleis­
tung. Den Abschlägen sind volle Vqmhundertsätze zu­
grunde zu legen; Bruchteile von Vomhundertsätzen 
sind von 0,50 an aufzurunden, sonst abzurunden. 

(3) TI"itt nach dem Nachschaden ein weiterer 
schädigungsbedingter Einkommensverlust ein, ohne 
dass die oder der Beschädigte aus dem Erwerbsleben 
ausscheidet, gilt Absatz 2 mit der Maßgabe, dass die 
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Besoldungsgruppe der Bundesbesoldungsordnung A 
zugrunde zu legen ist, der die Beschädigten auf Grund 
der Schädigungsfolgen ohne Berücksichtigung des 
Nachschadens zugeordnet würden. 

(4) Soweit das nach § 30 Absatz 11 des Bundes­
versorgungsgesetzes festgestellte Durchschnittsein­
kommen höher ist als das vorher erzielte Erwerbs­
einkommen, ist dieser Unterschiedsbetrag vom Durch­
schnittseinkommen abzuziehen. DerUnterschiedsbe­
trag ist vom Zeitpunkt der folgenden Anpassungen 
nach § 56 des Bundesversorgungsgesetzes an jeweils 
Um ein Viertel zu mindern. 

(5) In den Fällen des § 64c Absatz 2 Satz 2 und 3 
gelten die Absätze 1 bis 4 entsprechend. 

§7 

Kürzung des 
Vergleichseinkommens und 

des Durchschnittseinkommens 

(1) Als Vergleichseinkommen im Sinne des § 30 
Absatz 5 des Bundesversorgungsgesetzes sowie als 
Durchschnittseinkommen im Sinne des § 30 Absatz 11 
sowie des § 64c Absatz 2 Satz 2 und 3 des Bundes­
versorgungsgesetzesg.elten 75 vom. Hundert des nach 
§ 30 Absatz 5 Satz.6 des. Bundesversorgungsgesetzes 
bekannt· gemachten oder des . nach§87 Absatz·1 des 
Bundesver~orgungsgesetzes festgestellten und ang.e­
passten Betrags, mit Ablauf des Monats,in dem die 
Beschädigten 

1. die Regelaltersgrenze .. nach dem Sechsten Buch 
Sozialgesetzbuch erreicht haben, 

2. wegen Erreichens oder Inanspruchnahme einer ge­
setzlichen Altersgrenze aus dem Erwerbsleben aus­
scheiden oder ausscheiden müssten, 

3. auf Grund eines Gesetzes, eines Tarifvertrags, einer 
BetriebsVereinbarung oder einer Vereinbarung mit 
dem Arbeit\Jebervon der Möglichkeit des vorzei­
tigen . Übergangs Ir) den Ruhestand unter Verz;icht 
auf Erwerbseinkommen Gebrauch machen unCl.des­
wegen ihre Erwerbstätigkeit aufgeben. 

Bei Berufssoldaten gilt als Zeitpunkt des Ausscheidens 
der Monat, in dem die allgemeine Altersgrenze nach 
§ 45 Absatz 1 des Soldatengesetzes erreicht wird. 
Satz 1 Nummer 2 und 3 gilt nicht, wenn die Beschädig­
ten glaubhaft machen, dass sie ohne die Schädigung 
noch erwerbstätig wären. 

(2) Bei der Feststellung des Berufsschadensaus­
gleichs nach § 30 Absatz 6 des Bundesversorgungsge­
setzes ist von dem sich aus Absatz 1 ergebendenZeit­
punkt an der Betrag nach § 30 Absatz 7 Satz 2 des 
Bundesversorgungsgesetzes das Vergleichs- oder das 
Durchschnittseinkommen. 

§8 

Derzeitiges Bruttoeinkommen 

(1) Als derzeitiges Bruttoeinkommen gelten, soweit 
in § 30 Absatz 11 Satz 1 und § 64c Absatz 2 Satz 2 
und 3 des Bundesversorgungsgesetzes sowie in § 9 
nichts anderes bestimmt ist, 

1. alle Einnahmen in Geld oder Geldeswert aus einer 
früheren oder gegenwärtigen unselbstständigen 
Tätigkeit und 

2. der Wert der eigenen Arbeitsleistung in einer gegen­
wärtigen selbstständigen Tätigkeit und. Einnahmen 
aus einer früheren selbstständigen Tätigkeit. 

Als Wert der eigenen Arbeitsleistung ist das Grundge­
halt der Stufe 8 der Besoldungsgruppe der Bundesbe­
soldungsordnung A zu berücksichtigen, das Beamten 
des Bundes in vergleichbarer Stellung zu zahlen wäre. 
DieBewertungvon Einkünften, die nicht in Geld beste­
hen (Wohnung, Verpflegung, Heizung und sonstige 
Sachbezüge), richtet sich nach der Ausgleichsrenten­
verordnung. 

(2) Zu den Einnahmen aus früherer unselbststän­
diger oder selbstständiger Tätigkeit gehören insbeson­
dere 

1. Wartegelder, Ruhegelder -und andere Bezüge und 
Vorteile aus früheren Dienstleistungen, 

2. Renten aus den gesetzliChen Rentenversicherungen 
einschließlich den aUfKindererziehungszeiten beru­
henden Rentenanteilen, mit Ausnahme des Renten­
anteils, der auf freiwilligen Beiträgen beruht, die Be­
schädigte nicht- auch nicht mittelbar - aus Einkünf­
ten aus einer Erwerbstätigkeitentrichtet haben, 

3. Einnahmen aus Vermögen, das Beschädigte mit 
Einkünften aus einer Erwerbstätigkeit geschaffen 
haben, um . sich nach dernAusscheiden aUS dem 
Erwerbsleben den Lebensunterhalt zu sichern, 

4. laufende Leistungen auS einerberufsständischen 
Versorgungseinrichtung, 

5. die Altersrente, die Rente wegen Erwerbsminderung 
und die Landabgaberente nach dem Gesetz über die 
Alterssicherung der Landwirte, 

6. Renten aus der gesetzlichen Unfallversicherung und 
Renten auf Grund von Schadensersatzansprüchen 
wegen entgangenen Arbeitsverdienstes, 

7. Renten nach dem Bundesentschädigungsgesetz 
wegen eines Schadens im berufliChen und wirt~ 
schaftlichen Fortkommen und 

8. wiederkehrende Leistungen auf Grund des Gesetzes 
zur. Regelung der Wiedergutmachung nationalsozia­
listischen Unrechts für Angehörige. des öffentlichen 
Dienstes. 

(3) Einkommen aus früherer Tätigkeit,· dasinfolge 
eines Versorgungsausgleichs in seiner Höhe verändert 
ist, ist stets mit dem Betrag anzurechnen, der sich ohne 
den Versorgungsausgleich ergäbe. Satz 1 gilt entspre­
chend, wenn das Einkommen aus früherer Tätigkeit in­
folge des Hinzutretens eines Anspruchs auf Hinterblie­
benenversorgung in seiner Höhe verändert ist. 

(4) Zu dEm Einnahmen aus gegenWärtiger Erwerbs­
tätigkeit gehören auch Arbeitslosengeld, Teilarbeits­
losengeld, Kurzarbeitergeid, Übergangsgeld und nicht 
darlehensweise gezahltes Unterhaltsgeld nach dem 
Dritten Buch Sozialgesetzbuch sowie Elterngeld im 
Sinne des Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetzes in 
Höhe des jeweils gezahlten Betrags, der den jeweils 
maßgeblichen Betrag nach § 10 des Bundeselterngeld­
und Elternzeitgesetzes übersteigt. Bei Versorgungs­
krankengeld, Krankengeld und Verletztengeld gilt, so~ 
fern diese Leistungen nicht nach einem zuvor bezoge­
nen Arbeitslosengeld, Teilarbeits!osengeld oder Unter­
haltsgeld nach dem Dritten Buch Sozialgesetzbuch be­
messen sind, als derzeitiges Bruttoeinkommen im 
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Sinne des Absatzes 1 das Bruttoeinkommen, das der 
Berechnung dieser Leistungen zugrunde liegt, gegebe­
nenfalls vom· Zeitpunkt einer Anpassung der Leistung 
an erhöht um den Vomhundertsatz, um den der Bemes­
sungsbetrag zuletzt gemäß§ 56 Absatz 1 Satz 2 des 
Bundesversorgungsgesetzes erhöht worden ist. Bei 
Konkursausfallgeld (Insolvenzgeld) nach dem Dritten 
Buch Sozialgesetzbuch gilt als Einkommen aus gegen­
wärtiger Erwerbstätigkeitdas Bruttoeinkommen, das 
der Berechnung dieser Leistung zugrunde liegt. Bei ge­
werkschaftlichen Unterstützungsleistungen aus Anlass 
von Arbeitskämp'fen gilt als derzeitiges Bruttoeinkom­
men das bis unmittelbar vor Beginn der Streikmaß­
nahme erzielte Einkommen aus gegenwärtiger Tätig­
keit. 

(5) Wird anstelle der Leistungen im Sinne der Ab~ 
sätze 1 und 2 eine Kapitalentschädigung gewährt, so 
gilt als derzeitiges Bruttoeinkommen ein Betrag in Höhe 
des der Kapitalentschädigung zugrunde gelegten Ren­
tenbetrag.es. 

(6) Wird wegen eines Nachschadens statt einer 
schädigungsbedingt gezahlten Rente wegen teilweiser 
Erwerbsminderung oder Berufsunfähigkeit eine Rente 
wegen voJlerErwerbsminderung oder Erwerbsunfähig­
keitgezahlt, ist weiterhin der Betrag als Einkommen 
anzusetzen, der als Rente wegen teilweiserErwerbs­
minderung oder. Berufsunfähigkeit zU zahlen wäre. 

(7) Haben Beschädigte ohne verständigen Grund 
über Einkünfte aus gegenwärtiger oder früherer Er­
werbstätigkeitin einer Weise verfügt, dass dadurch ihr 
bei der Feststellung desEinkommensverlustes zu be­
rücksichtigendes Einkommen gemindert wird, ohne 
dass ein Nacllschaden im Sinne des § 30 Absatz 11 
oder ein Fall des § 64c Absatz 2 Satz 2 oder 3 des 
Bundesversorgungsgesetzes vorliegt, ist bei der Fest­
stellung des Einkommensverlustes derBetrag als Ein­
kommen anzus.etzen, den Beschädigte ohne die ein­
kommensmindemde Verfügung erzielen könnten. Dies 
gilt auch, wenn Beschädigte Ansprüche auf Leistungen 
der in den Absätzen 1 bis 5 genannten Art nicht geltend 
machen oder gemacht haben. Nehmen Beschädigte 
eine gesetzliche oder vertragliche Möglichkeit des glei­
tenden Übergangs in den Ruhestand wahr und setzen 
deswegen ihre Arbeitszeit unter Verzicht auf Erwerbs­
einkommen herab,gilt der Betrag als derzeitiges Brut­
toeinkommen, den Beschädigte ohne ihr einkommens­
minderndes Handeln erzielen könnten, eS sei denn, sie 
machen glaubhaft, dass sie ohne die Schädigung noch 
in bisherigem Umfang erwerbstätig wären. Sind Maß­
nahmen der beruflichen Rehabilitation mit Erfolg durch­
geführt worden und nehmen Beschädigte den hiernach 
möglichen Einkommenserwerb ohne verständigen 
Grund nicht ausreichend wahr, so ist als Bruttoeinkom­
men aus gegenwärtiger oder früherer Tätigkeit ein 
Durchschnittseinkommen in entsprechender Anwen­
dung des § 30 Absatz 11 des Bundesversorgungsge­
setzes anzurechnen. 

(8) Bleibt das derzeitige Bruttoeinkommen, das Be­
schädigten, die mindestens ein Viertel der Zeit ihrer Be­
rufstätigkeit selbstständig tätig gewesen sind, zur Ver­
fügung steht, nach ihrem Ausscheiden aus dem Er­
werbsleben erheblich hinter einem Betrag zurück, der 
in einem angemessenen Verhältnis zu dem nach Ab­
satz 1 Satz 1 letzter Halbsatz zu berücksichtigenden 
Einkommen steht, ist der Fehlbetrag dem derzeitigen 

Bruttoeinkommen hinzuzurechnen. Der Fehlbetrag ist 
wie folgt zu schätzen: Das Grundgehalt der Stufe 8 
der Besoldungsgruppe der Bundesbesoldungsord­
nung A, das einem nichtbeschädigten Beamten des 
Bundes in vergleichbarer Stellung zu zahlen wäre, ist 
um den Anteil zu mindern, um den im Durchschnitt 
des Erwerbslebens die gesundheitliche Fähigkeit der 
Beschädigten, ihre Berufstätigkeit auszuüben, einge-­
schränkt war. Für jedes Jahr der Erwerbstätigkeit sind . 
1,67 vom Hund.ertdieses Ergebnisses, bezogen auf 
das aktuelle Einkommen, als Vergleichswertanzuset­
zen. Erreicht das derzeitige Bruttoeinkommen nicht drei 
Viertel des Vergleichswertes, ist dieser Betrag das der­
zeitige Bruttoeinkommen. Der Betrag ist in entspre­
chender Anwendung des § 30 Absatz i 0 Satz 4 des 
Bundesversorgungsgesetzes zu verändern_ Die Sätze 1 
bis 5 gelten nicht, wenn der Berufsschadensausgleich 
für den Monat Juni 1990 bereits unter Anrechnung des 
tatsächlich erzielten derzeitigen Bruttoeinkommens 
festgestellt war. 

§9 

Ni.cht zu berücksichtigende Einkünfte 

(1) Zum derzeitigen Bruttoeinkommen im Sinne des 
§ 30 Absatz 4Satz.1 des Bundesversorgungsgesetzes 
gehören nicht die in§2 Absatz 1 der Ausgleichsrenten~ 
verordnung genannten Einkünfte;. abweichend hiervon 
bleiben sowohl die in ··Nummer 17 genannten Weih­
nachts~ und Neujahrsgratifikationen, soweit sie als sol­
che ausgewiesen sind, als auch zusätzlich zum Arbeits­
entgeltgezahltes Urlaubsgeld jeweils bis zu einem 
Zwölftel des jährlichen Einkommens, mit dem diese 
Leistungen im Zusammenhang stehen, oder, falls dies 
günstiger ist, bis zur Höhe de.s Betrags, der dem Ein­
kommen für den Monat der Berechnung .der Leistung 
entspricht, unberücksichtigt. Einkommen, die zur Kür­
zung des Versorgungskranken-, Kranken-oderVerletz­
tengeldsführen,bleiben mit dein derAnrechnung zu­
grunde liegenden Bruttbbetrag unberücksichtigt. 

(2) Bei Anwendung des § 30 Absatz 11des Bundes­
versorgungsgesetzes. bleiben Einnahmen unberück­
sichtigt, die an die Stelle des vorEintritt des Nachscha­
dens erzielten Erwerbseinkommens treten, soweit sie 
allein oder- zLJsammenmit Einnahmen aus gegenwärti­
ger Tätigkeit den Betrag des zu berücksichtigenden 
Durchschnittseinkommens nicht übersteigen. Bei der 
Feststellung des Berufsschadensausgleichs nach§ 30 
Absatz 6 des Bundesversorgungsgesetzes gilt Satz 1 
mit der Maßgabe, dass der Nettobetrag des derzeitigen 
Einkommens insgesamt mit dem Nettobetrag des 
Durchschnittseinkommens zu. vergleichen ist. 

Abschnitt 2 

Schadensausgleich für 
Witwen, Witwer sowie hinterbliebene 

Lebenspartnerinneh und Lebenspartner 

§10 

Vergleichseinkommen 

(1) Für die Ermittlung des in § 40a Absatz 2 des Bun­
desversorgungsgesetzes bezeichneten Vergleichsein­
kommens sind die §§ 2 bis 5 und 7 Absatz 1 Satz 1 
Nummer 1 entsprechend anzuwenden. § 7 ist jedoch 
nur insoweit anzuwenden, als hierdurch keine Minde-
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rung der Versorgungsbezüge eintritt, die der Witwe, 
dem Witwer sowie der hinterbliebenen Lebenspartnerin 
oder dem hinterbliebenen Lebenspartner vor der Kür­
zung des Vergleichseinkommens zustanden; Einkom­
menserhöhungen sind nur dann zu berücksichtigen, 
wenn die sich aus dem Bruttoeinkommen nach der Ver­
ordnung über das anzurechnende Einkommen nach 
dem Bundesversorgungsgesetz ergebende Stufenzahl 
um mindestens sechs Stufen über der liegt, die sich 
für das im Monat vor Anwendung des § 7 berücksich­
tigte Bruttoeinkommen errechnet. 

(2) Für die Ermittlung des in § 40a Absatz 4 des Bun­
desversorgungsgesetzes bezeichneten Vergleichsein­
kommens sind die §§ 2 bis 5 entsprechend anzuwen­
den. 

§ 11 

Bruttoeinkommen 

Für die Ermittlung des Bruttoeinkommens im Sinne 
des § 40a Absatz 2 des Bundesversorgungsgesetzes 
gilt § 14 der Ausgleichsrentenverordnung entspre­
chend; abweichend hiervon bleiben sowohl die in § 2 
Absatz i Nummer 17 dieser Verordnung 
Weihnachts- und Neujahrsgratifikationen, soweit sie 
als soiche ausgewiesen sind, als auch zusätzlich zum 
Arbeitsentgelt gezahltes Urlaubsgeld jeweils bis zu ei .. 
nem Zwölftel des jährlichen Einkommens, mit.dem 

diese Leistungen im Zusammenhang stehen, oder, falls 
dies günstiger ist, bis zur Höhe des Betrags, der dem 
Einkommen für den Monat der Berechnung der Leis­
tung entspricht, unberücksichtigt. Bei Einkünften aus 
nichtselbstständiger Arbeit sind Werbungskosten nicht 
abzusetzen. 

Abschnitt 3 

Gemeinsame Vorschriften 

§12 

Rundungsvorschrift 

Sind der Berechnung des Berufsschadens- oder 
Schadensausgleichs Teile des Vergleichs- oder Durch­
schnittseinkommens zugrunde zu legen, ist der Endbe­
trag von 0,50 Euro an aufzurunden, sonst abzurunden. 

§ 13 

Inkrafltl"eten, Außerkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am 1. ,Juli 
Gleichzeitig tritt die 
nungin der Fassung der Bekanntmachung vom 29. Juni 
1984 (BGBI. I S. 861), die zuletzt durch Artikel 17 des 
Gesetzes vorn 13, Dezember 2007 I 8.2904) ge­
ändert worden ist außer Kraft. 

Der Bundesrat hat zugestimmt. 

Berlin, den 28. Juni 2011 

Die Bundeskanzlerin 
Dr. An gel a M er k e I 

D i 8. B und es mi n isterin 
für Arbeit und80ziales 

Ursula von r Leyen 
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, Die Bunde$anstaltfürFinanzdienstleistungs~ufsicht, 
verordnet auf Grund 

ordnun9,vorn.26. Juni 2011 (BGJab./, S. 1197),neu ge­
fasst w~eni ist: ' 

-' des§ 34 Absatz 3 Satz 1 und 2, des §36 Absatz 5 Artikel' 1 
Satz 1 und 2, des:§44 Absatz 7 Satz 1 und2 und des ~, 
§ 51 Absatz 3 Satz 1 und 2deslnvestmentgesetzes, ' ~derung ,der 
ven,denen§ 34 Absatz 3 Satz tclurchArtikel:1Nl:Im;c, D~~lvateverordnung 
mer35 Buchstabe',d; i §36 Absatz 5 Satz"ti.qyrch' '<~'Die,Qerjvateverordnung vomS.Februar 2004 (8GBI. I 

,'Arti,!<el,1 Nummer 36 Buchstabecund ,§ 44 Absatz 7 S. 153) wird ,wie folgt' geändert: 
durchArtike(l,' Nurnmer43 Buchstabe e.~dß$iee~~t;. i "';1.i§i:j; wirc:Fwie folgt gefasst: 
zes vom, 21.i D,ezember 2007 (BGBL 18,,,,;3.Ii>ß9»):@,ean­
dert worden sind und § 51 Absatz.3, durclJ.Aiiikel1 
Nummer 44 Buchstabe b des Gesetze,s vom 22. Juni 
2011 (BGBI. I S.1126) geändert worden ist,sowie 

- des § 19f Absatz .3, Satz,l und des § ,11 0 Absatz 7 
Satz 1,dieserauch in Verbindung mit§111 Absatz 1 
und 2, des Investmentgesetzes, von denen § 19f 
Absatz 3 durch Artikel 13 Absatz 10 Nummer 1 des 
Gesetzes vom 25. Mai 2009 (BGBL I S. 1102) geän­
dert worden ist und§110 Absatz 7 und § 111 durch 
Artikel 1 Nummer 91 und 93 des Gesetzes vom 
21. Dezember 2007 (BGBI. I S. 3089) eingefügt wor­
den sind, jeweils im Einvernehmen mit dem Bundes­
ministerium der Justiz, ' 

jeweils in Verbindung mit § 1 Nummer 3 der Verordnung 
zur Übertragung von Befugnissen zum, Erlass von 
Rechtsverordnungen auf die Bundesanstalt für Finanz­
dienstleistungsaufsicht vom 13. Dezember 2002 
(BGBJ.2003 I S. 3), der zuletzt durch Artikel i l der Ver-

*) Artikel, 1 dieser Verordnung dient der weiteren Umsetzung der Richt­
linie 2010/43/EU der Kommission vom 1. Juli 2010 zur Durchführung 
der Richtlinie 2009/65/EG des Europäischen Parlaments' und des 
Rates im Hinblick auf organisatorische Anforderungen, Interessen­
konflikte, Wohlverhalten, Risikomanagement und den Inhalt der 
Vereinbarung zwischen Verwahrstelle und Verwaltungsgesellschaft 
(ABI. L 176 vom 10.7.2010, S. 42). ' 

,,§ 1 

Anwendungsbereich 

" (1) gies.e. VeE~rdX1J.!l;lg ;ist,,~l1zHy.tendEm ~uf; den 
E;insatzvonDedvaten, ,in ,$onderverrn9gen, gemäß 

, §. 51,des Investmeqtgesetzes, das .Risi~Qmanage­
ment Und die Berechnung des Marktrisikopoten­
zials die,ser Deriv~tesowie die Anrechnung von 
Derh(aten auf die Anlag~grenzen. '.., "., 

(2) Sie ist nur anzuwenden fürSondervermögen, 
für die eine Investition in Derivate nach den jewei­
ligen Vertragsbedingungen zulässig ist, m1t Aus­
nahme der Sondervermi?gen mit zusätzlichen Risi­
ken nach § 112 des Investmentgesetzes." 

2. § 2 wird wie folgt geändert: 

a) In AbSatz 1 -werden die Wörter "ausführlichen 
und vereinfachten" gestrichen und nach dem 
Wort "verkaufsprospekt" 'die ,Wörter "und den 
wesentlichen Anlegerinformationen" eingefügt. 

b) In Absatz 2 werden nach den. Wörtern "ein Son­
dervermögeh" ' die Wörter "mitAusnahme von 
Sonstigen Sondervermögen nach § 90g des In­
vestmentgesetzes und Spezial-Sondervermögen 
nach § 91 des Investmentgesetzes" eingefügt. 

3. § 3 wird aufgehoben. 
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4. § 4 wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst: 

,,§ 4 

Liefer- und Zahlungsverpflichtungen; Peckung". 

b) Der Wortlaut nach dem Wort "dass" wird neue 
Nummer 1 und der Punkt am Ende durch das 
Wort "und" ersetzt. 

c) Folgende. Nummer 2 und folgender S~tz werden 
angefügt 

,,2. eine ausreichende Deckung der derivativen 
Geschäfte vorhanden ist. 

Für die Zwecke des Satzes 1 .Nummer 2 ist die 
Deckung im Rahmen . des Risikomanagement­
prozesses laufend zu überwachen." 

5. § 6 wird wie folgt gefasst: 

,,§ 6 

Grundlagen und Abgrenzung 

(1) Die Kapitalanlagegesellschaft hat die Auslas­
tung der nach § 51. A~satz 2des.lnvestmentgeset­
zes festgesetzten Marktrisikogrenzefürden Einsatz 
von Derivaten (Grenzauslastung) mindestens auf 
taglicher BaSiszl.1 ermitfeln. Die Grenze musS .Iau­
fehdeingehaltenwerden .. Abhängig von der Anla­
gestrategjekann.hierzu auch eine. untertägigeBe­
rechnung der Auslastung .notwendig sein. 

(2) Zur Ermittlung derGrEmzauslastung kann das 
Marktrisiko des Sondervermögens Oder der Investi~ 
tionsgraddurch Hebelwirkung herangezogen wer­
den;· hierbei .,istderqualifizierte Ansatz nach den 
§§ 8 bis 14 oder der einfache Ansatz nach den §§ 15 
bis 17d zu verwenden,Die Methode ist in. eigener 
Verantwortung .. auf Basis der· Analyse. des Risiko­
profils .. des sonqervermögen~ einschließlich der 
eingesetzten Derivate zu wählefl.Di,e gewählte 
Methode muss der verfolgten Anlagestrategie so­
wie. der Art . und Komplexität der eingesetzten De­
rivate und deren Anteil im Sohdervermögen an­
gemessen sein. Die. Anwendung des einfachen 
Ansatzes befreit die Kapitalanlagegese!lschaft 
nicht vonderVerpflic;htung zur Implementierung 
eines angemessenen Risikornanagernentprozesses 
einschließlich Risikomessung Und Begrenzung. 
Ebenso sind, bei Verwendung des qualifizierten An­
satzes zusätzlich regelmäßig die Hebelwirkung des 
Sondervermögens zu überwachen und darüber hi­
naus, soweit angemessen, weitere Hisikokennzif­
fern unter Berücksichtigung des Hisikoprofils und 
der Anlagestrategie des jeweiligen Sondervermö­
gens zu nutzen. 

(3) Die Kapitalanlagegesellschaft muss den quali­
fizierten Ansatz verwenden, Wenn durch den ein­
fachen Ansatz nicht alle imSondervermögen ent­
haltenen Marktrisiken hinreichend genau erfasst 
und bemessen werden können, die Anlagestrategie 
des Sondervermögens über einen vernachlässigba­
ren Anteil hinaus auf komplexen Strategien basiert 
oder das Sondervermögen über einen vernachläs­
sigbaren Anteil hinaus in komplexe Derivate inves­
tiert." 

6. § 7 wird wie foigtgeändert: 

a) Dem Satz 1 wird folgender Satz vorangestellt: 

"Die Entscheidung der Kapitalanlagegesellschaft 
für den einfachen Ansatz oder den qualifizierten 
Ansatz sowie ·für eine der Methoden des qualifi­
zierten Ansatzes zur Ermittlung der Grenzauslas­
tung nach §8 Absatz 1 oder 2 und die der Ent­
scheidung zugrunde liegenden Annahmen sind 
zu dokumentieren." 

b) Im neuen Satz 3 wird das Wort "vom" durch die 
Wörter "zwischeo dem" und das Wort "zum" 
durch die Wörter "und dem" ersetzt und werden 
nach dem Wort "Ansatz" die Wörter "sowie den 
Wechsel derMethode zur Ermittlung der Grenz­
auslastung innerhalb des qualifizierten Ansatzes 
nach § 8 Absatz 1 oder 2" eingefügt. 

c) Derneue Safz4wlrd aufgehoben. 

7. § 8 wi~d wie folgt geändert: 

a) Der bisherige Wortlaut wird Absatz 1 und das 
Wort "potentielle" .durch das Wort "potenzielle" 
sowie das Wort "potentiellen" durch das Wort 
"potenziellen" ersetzt. 

b) Folgender Absatz 2 wird angefügt: 

,,(2) Alternativ darf .der·einem Sondervermö­
gen. zuzuordnende potenziellE3 Risikobetrag für 
dasMarktrisikozl.1 keinem Zeitpunkt ,20 Prozent 
desWertesdes·Sonderverrnögeos übersteigen." 

8. Nach § 8 wird folgender> §. 8aeingefügt: 

,,§8a 

Abgrenzung 

Im Rahmen des qualifizierten Ansatzes kann die 
Kapitalanlagegesellschaftden potenziellen Risiko­
betrag sowohl relativ im Verhältnis zu dem zugehö­
rigen Vergleichsvermögen nach §.. 8 Absatz 1 als 
auch absolut nach§ 8 Absatz 2 begrenzen. Dabei 
wählt sie die ME3thode entsprechend § 6 Absatz 2 in 
eigener Verantwortung. Die Methode mussbezüg­
lichdes Risikoprofils und der Änlagestrategie des 
Sondervermögensangemessen sein. Die Methode 
ist in der Regel kontinuierlich zu verwenden." 

9. §9 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird nach dem Wort "ist" das Wort 
"regelmäßig" und nach dem Wort "Vermögen," 
die Wörter "das keine Hebelwirkung aufweist 
und" eingefügt. 

b} in Absatz 2 werden die Wörter "vollständigen 
und vereinfachten" gestrichen und nach dem 
Wort "Verkaufsprospektes"die Wörter "und den 
wesentlichen Anlegerinformationen" eingefügt. 

c) In Absatz 4 wird das Wort "potentiellen" durch 
das Wort "potenziellen" ersetzt. 

d) Absatz 5 wird wie folgt geändert: 

aal Nach Satz 1 wird folgender Satz eingefügt: 

"Die Festlegung der Zusammensetzung des 
Vergleichsvermögens ist innerhalb des Risi­
komanagementprozesses· zu berücksichti­
gen." 

bb) Im neuen Satz 4 werden die Wörter "Absät­
Zen 2 bis 4" durch die Wörter "Absätzen 1 
bis 4" ersetzt 

ce) Der neue Satz 5 wird aufgehoben. 
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dd) Im bisherigen Satz 5 werden nach dem Wort 
"Bundesanstalt" die Wörter "mit Ausnahme 
von Vergleichsmaßstäbenfür Spezial-Son­
dervermögen nach § 91 des Investment­
gesetzes" und nach dem Wort "unverzüg­
lich" dieWörter "und nachvollziehbar" einge­
fügt 

1 O.§ 10 wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst: 

,,§10 

Potenzieller Risikobetrag für das Marktrisiko". 

b) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 wird das Wort "potentielle" durch 
das Wort ;,potenzielle" ersetzt und werden 
die Wörter "in der Fassung der Bekannt­
machung vom 9. September 1998 (BGB!. I 
S. 2776), das zuletzt durch Artikel 71 des 
Gesetzes vom 23. Dezember 2003 (BGB!. I 
S. 2848) geändert worden ist," gestrichen. 

bb) Satz 2 wird aufgehoben. 

c) In Absatz 2 Satz 1 werden nachdem Wort 
"wenn" die. Wörter "sie dem Risikoprofilund der 
Anlagestr:;ttegie des Sondervermögens sowie 
der Komplexität der eingesetzten Derivate ange­
mess~mRechnung tragen," eingefügt 

d) Dem Absatz 3 wird folgender Satz angefügt: 

"Sofern Eignungserfordernisse nicht eingehalten 
sind, kann die Bundesanstalt geeignete Maß-
nahmenveral1lassen." .. 

11 '. § 11· wird wie folgt gl3ändert: 

a)lm einleitenden Satzteil wird das Wort "potentiel­
len" durch das Wort "pötenziellen" ersetzt 

b) In Nummer J wird das Wqrt "i!;ehn" durch die 
Zahl ,,2(j" ersetzt. 

c) In Nummer 2 werden die Wörter "ein effektiver 
historischer Beobachtungszeitrautn von mindes­
tens einem Jahr zugrunde zu legen." gestrichen. 

d) Folgende. Nummer 3 und die folgenden Sätze 
werden angefügt: 

,,3. ein effektiver historischer Beobachtungszeit­
raum von mindestens einem Jahr zugrunde 
zu legen. 

Eine Abweichung von Satz 1 Nummer 1 von un­
ter 20 Arbeitstagen ist zulässig. Eine Abwei­
chung von Satz 1 Nummer 2 ist bis zu einem 
Wahrscheinlichkeitsniveau von 95 Prozent zu­
lässig. Der Prozentsatz in § 8 Absatz 2 ist ent­
sprechend anzupassen. Eine Abweichung von 
Satz 1 i\lwTImer 3 ist nur aufgrund außergewöhn­
licher Marktbedingungen und nach vorheriger 
Zustimmung der Bundesanstalt im Sinne des 
§ 10 Absatz 2 Satz 2 zulässig." 

12. § 12 wird wie folgt geändert: 

a} In Absatz ·1 wird das Wort "potentiellen" durch 
das Wort "potenziellen" ersetzt und folgender 
Satz angefügt: 

"Dabei sind sowohl das allgemeine als auch das 
besondere Marktrisiko zu berücksichtigen." 

b) In Absatz 3 Satz 2 werden nach dem Wort "be­
tragen" die Wörter" , sofern im jeweiligen Markt 
verfügbar" eingefügt 

c) In Absatz 4 werden nach dem Wort "sind" die 
Wörter "Unterschiede in der Entwicklung der 
Kurse oder Preise von Produktgruppen und Pro­
dukten sowie" eingefügt. 

13. § 13 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird das Wort "potentiellen" durch 
das Wort "potenziellen" ersetzt und das Wort 
"marktpreisrisikobehafteten" gestrichen. 

b) Nach Absatz 1 wirdfeHgender Absatz 1 a einge­
fügt: 

,,(1 a) Die Risikocontrolling-Funktion nach 
§ 1 0 derlnvestment-Verhaltens~ und Organisa­
tionsverordnung ist zuständig undverantwort­
lich für 

1. die Erstellung, Überprüfung, Pflege und Wei­
terentwicklung der Risikomode!le, 

2. die Überwachung des Prozesses zur Bestim­
mung und Zusammensetzung des Vergleichs­
vermögens nach § 9, 

3. die Sichersteilungder Eignung .des Risikomo­
dells tür. das jeweilige. Sondervermögen, 

4. ·dielaufende Validierung des Risikomödells, 

5. die Validierungundlmplemenfierungeines 
dokumentierten und durch die Geschäftsleiter 
genehmigten Systems von Obergrenzen (li­
mite) Von pötenzielienRisi.kobeträgenfür je­
des Sondervermögen in Übereinstimmung 
mit dessen Risikoprofil, 

6. die tägl.!che Ermittlung, Analyse urldKom­
mentlerung der pofenziellen Risikobeträge 
und die Überwachung der Obergrenzen nach 
Nummer 5, . 

7.dieregelmäßigeÜberw:;tchung der Hebelwir­
kung qes .Sondervermögens sowi.e 

8. die regelmäßige Berichterstattung an die Ge­
schäftsleiterbezüglichderaktuellen poten­
ziellen. Risikobeträge,. derPrognösegütenach 
§ 14 und der Ergebnisse der Stresstests nach 
den§§ 23 bis 26." 

c) In Absatz 2 Satz 1·· wird das Wort "potentiellen" 
durch das Wort "potenziellen" und werden die 
Wörter "sind ausführlich zu dokumentieren" 
durch die Wörter "müsseneine hohe PräZision 
aufweisen" ersetzt 

d) Absatz 3 wird wie folgt gefasst: 

,,(3) Die Kapitalan!agegesellschaft muss über 
geeignete Verfahren zur Vt:jlidierung des Risiko­
modells verfügen. Die Validierung und die Über­
prüfung der Angemessenheit müssen be.i der 
Entwicklung des Risikomodells, in regelmäßigen 
zeitlichen Abständen (laufende Validierung) und 
bei jeder wesentlichen Änderung erfolgen, wenn 
diese dazu führen könnte, dass das Risikomo­
dell nicht mehr angemessen ist Personen, die 
direkt in den Entwicklungsprozess des Risiko­
modells eingebunden sind, dürfen nicht in die 
Validierung bei der Entwicklung und bei wesent­
lichen Änderungen einbezogen sein. Die lau-



Jahrgang 2011 Teil! NI'. 33, ausQeQeben zu Bonn am 30. Juni 2011 1281 

fende Validierung ist durch die RisikocQntrolling­
funktion entsprechend Absatz 1 a Nummer 4 
durchzuführen. Va!idierung und Überprüfung 
der Angemess8nheit sind angemessen zu doku­
mentieren, und das Risikomodell ist bei Bedarf 
anzupassen." 

e) Nach Absatz 4 wird der. folgende Absatz 4a ein'" 
gefügt 

,,(4a) Das Risikomodell einschließlich der 
zugehörigen Prozesse und der mathematisch­
statistischen Verfahren ist zu dokumentieren. 
Die Dokumentation beinhaltet zumindest die 
durch das Risikomodell erfassten Risiken, die 
mathematisch-statistischen Verfahren, Annah­
men und Grundlagen, die Daten, die Angemes­
senheit der Risikobewertung, die Verfahren zur 
Validierung des Risikomodells, die Verfahren zur 
ErmittlllngderPrognosegüte nach § 14, die Ver­
fahren bezüglich derStresstestsnach den §§ 23 
bis 26, den Gültigkeitsrahmendes RiSikomodells 
sowie die operationelle Implementierung." 

f) In Absatz 5 wirq die Angabe" 1 bis 4"durch die. 
Angabe "lbis4a" Und dasWort."lnnenrevision" 
durch dasWört "Internen Revision" ersetzt. 

14. § 14 wirdwieJolgt gefasst: 

~,§14 

Prognosegüte 

DiePrognosegüte einesRisikomödelis ist mittels 
eines täglichen vergleichs des anhanddes Hisiko­
modells auf der. Basis einer Haltedauer von einem 
Al'beitstagermittelten .. potenziellen Risikobetrags 
für das Marktrisiko mit der Wertveränderung der in 
die modell mäßige Berechnung einbezogenen ein­
zelnen Finanzinstrumente oder Finanzinstruments­
gruppen nachweislich zu ermitteln (Backtesting). 
Dabei sind die zum Geschäftsschluss des Vortages 
imSöndervermögen befindlichEm. Finanzinstru­
mente oder· Finanzinstrumentsgruppen • mit· den je­
weiligen Marktpreisen zum Geschäftsschluss neu 
zu bewerten .llnddie negative Differeozzum Bewer­
tungsergebnis des Vortages festzustellen. Über­
steigt der Absol utbetra9. der nach Satz 2 ermittelten 
Wertveränderung denmodellmäßig. ermittelten po­
tenziellen His.ikobetrag für das Marktrisiko, so sind 
die Geschäftsleiter mindestens vierteljährlich und 
die Bundesanstalt vierteljährlich über diese Aus­
nahme, ihre Größe, den Grund ihres Entstehens 
und gegebenenfalls eingeleitete Maßnahmen zur 
Verbesserung der Prognosegüte zu unterrichten. 
Die Anzeige hat auch die zugrunde gelegten Para­
meter nach § 11 Satz 1 Nummer 2 und 3in Verbin­
dung mit § 11 Satz 3 und 4 zu umfassen. Übersteigt 
die Zahl der Ausnahmen ein nicht angemessenes 
Niveau,kanndie Bundesanstalt geeignete Maßnah­
men veranlassen." 

15. § 15 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden die Wörter "eines Sonderver­
mögens" gestrichen, die Wörter "Zins- und Ak­
tienkursrisiko oder das Währungsrisiko" durch 
die Wörter "Marktrisiko nach § 16 Absatz 3" er­
setzt und die Wörter "das Zweifache des Werts" 
durch die Wörter "den Wert" ersetzt. 

b) Absatz 2 Satz 2 wird 

16. § 16 wird wie folgt gefasst: 

,,§ 16 

Anrechnungsbetrag fürdas Marktrisiko 

(1) Der Anrechnungsbetrag . für das Marktrisiko 
für Grundforrnen von Derivaten ist regelmäßig 
jeweils das >Basiswertäquivalent unter Zugrundele­
gungdes Marktwertes des Basiswertes. Sofern 
dies zu einer konservativeren Ermittlung "führt, kann 
alternativ der Nominalwert oder der börsentäglich 
ermittelte Terminpreis bei Finanzterminkontrakten 
zugrunde gelegt werden. 

(2) Zur Bestimmung des Anrechnungsbetrags fUr 
das Marktrisiko hat die Kapitalanlagegesellschaft 
die einzelnen Anrechnungsbeträge der jeweiligen 
Derivate und derivativer Komponenten sowie An­
rechnungsbeträge fUr Wertpapierdarlehen und Pen­
sionsgeschäfte zu ermitteln, Des Weiteren hat sie 
mögliche Absicherungsgeschäfte nach§ 17a zu 
identifizieren. Hierzu werden zunächst die Anrech­
nungsbeträge zwischen marktgegenläufigen Deri­
vaten entsprechend den Vorgaben nach § 17 a ver­
rechnet Der resultierende Anrechnungsbetrag der 
einzelnen Derivate kann des Weiteren entswechend 
§ 17a mit den Marktwerten entsprechender nicht­
deri"ativerVerrnögensgeg~mstände nachd~n §§ 47 
bis 50, 52,67und 68 des Investmentgesetzes ver­
rechnet <werden. ber· nachVerrechnüngresultie­
rende absolute Wert ist. der .Anrechnungsbetrag 
des jeweiligen Derivates. 

(3)Der Anrechnungsbetragfür das Marktrisiko 
ergibt sich sodann als Summe der absoluten Werte 

1. der. Anrechnung~beträge der einzelnen Derivate 
und derivativen Komponentennachden Absät­
zen 7 bis 9, die nicht in V~rrechnungen nach 
§ 17a einbezögen wurden, 

2 .. der .Anrechnungsbeträge, die aus Verrechnun­
gennach§ 17aresultier~n, und 

3. der Anrechnungsbeträge aus Wertpapierdar­
lehens-. undPensionsgeschäften nach § 17b. 

(4) Bei der Ermittlung des Anrechnungsbetrags 
ist die Basiswährung des Sondervermögens unter 
Nutzung der aktuellen Wechselkurse zugrunde zu 
legen. 

(5) Soweit ein Währungsderivat aus zWei Ver­
tragsseiten besteht, die nicht in der Basiswährung 
desSondervermögens zu.erfüllen.sind, sind beide 
Vertragsseiten bei .der Ermittlung des Anrechnungs­
betrags mit einzubeziehen. 

(6) Stellt ein Vermögensgegenstand eine Kombi­
nation von Derivaten oder eine Kombination von 
nach den §§ 47 bis 50 und 52 desInvestmentge­
setzes zulässigen Vermögensgegenständen mit 
Derivaten dar, ist sein Anrechnungsbetrag für das 
Marktrisiko die Summe der einzelnen Komponenten 
des Vermögensgegenstands. Sind in einem Index, 
in den das Sondervermögen investiert,. Derivate 
enthalten, oder weist der Index eine Hebelwirkung 
auf, sind hierfür ebenfalls die Anrechnungsbeträge 
der entsprechenden Vermögensgegenstände in 
dem Index zu ermitteln und in die Berechnung nach 
Absatz: 3 einzubeziehen. 
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Der Anrechnungsbetrag für das Marktrisiko 
tür Grundformen von Derivaten ist bei 

1. Finanzterminkontrakten die Anzahl der Kon­
trakte multipliziert mit dem Kontraktwertmultipli­
ziert mit dem Marktwert des Basiswertes, wobei 
der Marktwert des Basiswertes dem Marktwert 
der günstigsten lieferbaren Refe"renzanleihe ent­
spricht, sofern der Basiswert eine Anleihe ist, 
und dem aktuellen Stand des Basiswertes, so­
fern der Basiswert ein Finanzindex, Wechselkurs 
oderZinssatz ist, 

2. Optionen die Anzahl der Kontrakte multipliziert 
mit dem Kontraktwert multipliziert rnit dem 
Marktwert des zugrunde liegenden Basiswertes 
multipliziert mit dem zugehörigen Delta,wobei 
der Marktwert des Basiswertes .dem aktuellen 
Stand des Basiswertes entspricht, sofern der 
Basiswert ein Finanzindex, Wechselkurs oder 
Zinssatz ist, 

3. Swaptions der Anrechnungsbetrag des Swaps 
multipliziert mitdel11 zugehörigen Delta, 

4. Zinsswaps und Inflationsswaps der Marktwert 
des. zugrunde liegenden Basiswertes oder der 
Nominalwert der festen Vertragsseite, 

5. Wäbrungsswaps, .' Zins-Wäbrungsswaps und 
außerbörslichen Währungstermingeschäften der 
Nominalwert .. derWährUngsseite.·oder .-seiten, 

6. Total ReturnSwapsder Marktwert des zugrunde 
liegenden Basiswerte.s;bei komplexen Total 
Return Swaps sind die Marktwerte bei der Ver­
tragsseitenzu addieren, 

7. Credit DefaultS""aps, die sich. auf einen einzel­
nen Basiswert öeziehen (Single Name Credit 
Default Swaps), 

a) bezüglich des Verkäufers oder Sicherungs­
gebers der höhere Betrag d~s Marktwertes 
des zugrunde liegenden Basis\Alenes und 
des Nominalwertes des Credit Default Swaps 
und 

b) bezüglich des Käufers oder Sicherungsneh­
mers der Marktwert des zugrunde liegenden 
Basiswertes, 

8. finanziel.len· Differenzgeschäften der Märktwert 
des zugrunde liegenden Basiswertes. 

(8) Der Anrechnungsbetrag für das Marktrisiko 
für derivative Komponenten ist bei 

1. Wandelahleihen die Anzahl der zugrunde liegen­
den BasisWerte multipliziert' mit dem Marktwert 
der zugrunde liegenden Basiswerte multipliziert 
mit dem 2;ugehörigen Delta, 

2. Credit Linked Notes der Marktwert des zugrunde 
liegenden Basiswertes und 

3. Optionsscheinen und Bezugsrechten die Anzahl 
multipliziert mit dem Kontraktwert multipliziert 
mit dem Marktwert des zugrunde liegenden 
13asiswertes multipliziert mit dem zugehörigen 
Delta. 

(9) Der Anrechnungsbetrag für das Marktrisiko 
für komplexe Derivate ist be.i 

1. Finanzterminkontrakten, die sich auf die reali­
sierte Varianz (realisierte Volatilität im Quadrat) 

eines Vermögensgegenstandes beziehen (Vari­
anz-Swaps), der Varianz-Nominalwert multipli­
ziert mit der aktuellen Varianz zum Bestim­
mungszeitpunkt; ist eine Kappung der Volatilität 
vorgesehen. bestimmt sich der Anrechnungsbe­
trag als Varianz-Nominalwert multipliziert mit 
dem geringeren Betrag. der aktuellen Varianz 
oder der Volatilitätskappungsgrenze zum Qua­
drat; die aktuelle Varianz bestimmt sich jeweils 
als Funktion der quadrierten realisierten und im­
pliziten Volatilität Der Varianz-Nominalwert be­
stimmt sich als Nominalwert dividiert durch das 
Zweifache des vereinbarten Va.rianzpreises (Be­
zugspreis); 

2. Finanzterminkontrakten, die sich auf.·die reali­
sierte Volatilität eines Vermögensgegenstandes 
beziehen (Volatilitäts-Swaps), der Nominalwert 
multipliziert mit der aktuel.len Volatilität zum Be­
stimrnungszeitpunkt; ist eine Kappungder Vola­
tiiität vorgesehen, .bestimrnt sich. der Anrech­
nungsbetrag als Nominalwert multipliziert mit 
dem geringeren Betrag der aktuel.len. Volatilität 
oder derVolatilitätskappungsgrenze; die aktuelle 
Volatilität bestimmt sich jeweils als Funktion der 
realisierten und impliziten Volätilität, 

3. SchwellenoptionendieAnzahl der KOhtrakte 
multipliziert mitdelTl Kontraktwert multipliziert 
mit dem· Marktwert des zugrunde liegenden Ba­
siswertes multipliziertmitdem maximalen Delta; 
das maxirnale Delta.ist.der·höchste .(wenn posi­
tiv) oder der niedrigste (wenn negativ) Wert; den 
das Delta unter BerücksichtigungaHer potenziel­
len' Marktszenarienerreichenkann," 

17. Nach §16wird .derfolgende § 16aeingefügt: 

,,§ 16a 

UnberüGksichti9W Qerivl:ite 

Bei der Ermittlungqes Anrechlll;lngsbetrags nach 
§ 16 Absatz.~ dürfen unberücksichtigt bleiben: 

1.Swaps, die die Entwicklung Von Basiswerten, 
die in dem Sonderv~rmögen direkt gehalten wer­
den,gegendie Entwicklung von anderen Basis­
wertentauschen, sofern das Marktrisiko der ge­
tauschten Basiswerte aus dem S(mdervermögen 
vollständig eliminiert wird, so dass dieseVermö­
gensge~enstäl1de keinen Einfluss auf die Verän­
derung des Wertes des Sondervermögens ha­
ben und sofern der Swap weder Optionsrechte 
einräumt noch· Hebelwirkungen oder sonstige 
zusätzliche Risiken, die über die direkte Investi­
tiol1 der releva.nten Basiswerte hinausgehen, 
enthält, sowie 

2. Derivate, die kein zusätzliches Marktrisikopoten­
zial und keine. Hebelwirkung.generieren. und de­
nen entsprechende risiko lose liquide Mittel zu­
geordnet werden können, sodass die Kombina­
tion aus Derivat und risikolosen liquiden Mitteln 
äquivalent zu der. direkten Investition in den zu-

. grunde liegenden Basiswert ist." 

18. § 17 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 2 wird aufgehoben. 

b) Die Absätze 2 bis 4 werden aufgehoben. 

c) Absatz 5 wird neuer Absatz 2. 
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19. Nach §17 werden die folgenden §§ 17a bis 17d 
eingefügt 

,,§ 17a 

Anerkennung von Absicherungsgeschäften 

(1) Bei der Ermittlung des Anrechnungsbetrags 
für das Marktrisiko nach § 16 Absatz 3 können Ab­
sicherungsgeschäfte berücksichtigt .werden. Dem 
Anrechnungsbetrag von marktgegenläufigen Deri­
vaten wird hierzu ein negatives Vorzeichen zuge­
ordnet. Die· Anrechnungsbeträge von marktgegen­
läufigen Derivaten können mit den entsprechenden 
positiven Anrechnungsbeträgen von Derivaten so­
wie mit den. Marktwerten von entsprechenden 
nichtderivativen Vermögensgegenständen nach 
den §§ 47 bis 50,52,67 und 68 desInvestmentge­
setzes addiert und somit verre.chnet werden. Der 
nach Verrechnung resultierende Anrechnungsbe­
trag ist als absoluter Wert in die Summe nach 
§ 16 Absatz 3 einzubeziehen. Verrechnungen dür­
fen nur unter den Voraussetzungen erfolgen, dass 

1. das derivative Geschäft einzig ;z:u.m Zwecke der 
Absicherungabgeschlossen worden. ist, 

2. durch die Verrechnung wesentliche Risiken nicht 
vernachlä.ssigt werden, 

3. der Anrechnungsbetrag .. der Derivate nach den 
Vorgaben des § 1.6 Absatz 1 Satz 1 .erlnittelt wird 
und 

4. sich die Derivate beziehen auf 

a}den gleichen Basiswert.oder einen Basiswert, 
der exakt dem abzusicherndennichtderivati­
ven Vermögensgegenstand nach den §§ 47 
bis 50, 52, 67 und 68 desinvestmentgesetzes 
im Sondervermögen entspricht, oder 

b)einen Basiswert, der nicht exakt dem abzu­
sicherndennichtderivativen Vermögensge­
genstand nach den §§ 47 bis 50, 52, 67 
und 68 des Investmentgesetzesim Sonder­
vermögen entspricht, sofern 

aal das derivative Geschäft nicht auf einer 
Anlagestrategie beruht, die dem Zwecke 
der .Gewinnerziehlung dient, 

bb) das Derivat zu einer nachweisbaren Re­
duktiondes Risikos des Sondervermö­
gens führt, 

cc) die Marktrisiken des Derivates (allgemei­
nesund besonderes Marktrisiko) ausge­
glichen werden, 

dd) die zu verrechnenden Derivate, Basis­
werte . oder Vermögensgegenstände der 
gleichen Art von Finanzinstrumenten an­
gehören und 

ee) davon ausgegangen werden kann, dass 
die Absicherungsstrategie auch unter au­
ßergewöhnlichen Marktbedingungen effi­
zient ist. 

(2) Für Sondervermögen, die überwiegend in 
Derivate investieren, die sich auf Zinssätze bezie­
hen (Zinsderivate), kann zum Zwecke der Verrech­
nung. von Anrechnungsbeträgen die Korrelation 
zwischen Laufzeitsegmenten der Zinsstrukturkurve 
nach der in § 17b beschriebenen Methode berück-

sichtigt werden. Die Methode nach § 17b darf nicht 
angewendet werden, wenn dies zu einer falschen 
Ermittlung des Risikoprofils des Sondervermögens 
führt, wesentliche Risiken unberücksichtigt bleiben 
und die Anwendung der Methode zu einer überhöh­
ten Hebelwirkung führt. 

§ 17b 

Absicherungen bei Zinsderivaten 

(1) Zur Verrechnung vonZinsderivaten nach 
§ 17a Absatz 2 sind die Zinsderivate entsprechend 
der restlichen Zinsbindungsfristen der zugrunde 
liegenden Basiswerte den folgenden Laufzeit­
bändern zuzuordnen: 

Laufzeitband Zeitspanne 

1 bis zu 2 Jahren 

2 über 2 bis zu 7 Jahren 

3 über 7 bis zu 15 Jahren 

4 über 15 Jahre 
--

(2) Jedes Zinsderivatist in das entsprechende 
Basiswertä.quivalent umzurechnen. Das Basiswert­
äquivalel1tergibfsich in diesem Fall entgegen den 
Vorgaben auS § ·16· aus der. Duratiön des Zinsderi­
vats dividi.ertdurchdie ZieldurationdesSonder­
vermögens mUltipliziert mit dem Marktwert. des zu­
grunde liegenden Basiswertes. Die Zielduration des 
Sondervermögens ergibt sich aus der Anlagestrate­
gieund entsprichtdem erwarteten RIsikoniveau 
und der Duration des Sondervermögens unterregu­
lären Marktbedingungen. 

(3) Für jedes. Laufzeitband sind die sich betrags­
mäßig entsprechenden Summen der Basisw\3rtä­
quivalente mit gegenläufigen Zinsbinc:jungsrichtun­
gen (ausgeglichene Bandpositionen) sowie die ver­
bleibenden Unterschiedsbeträge (offene Bandposi­
tionen) zu ermitteln. Für jedes Laufzeitband sind die 
offenen Bandpositionengetrennt nach der Zins­
bindungsrichtung zusammenzufassen. 

(4) Für zweiunmittelbaraneinanderangrenzende 
Laufzeitbänder sind· die sich betragsmäßig entspre­
chenden Summen der nach Absatz 3 Satz 2 zu­
sammengefassten offenen Bandpositionen mit 
gegenläufigen Zinsbindungsrichtungen (ausgegli­
chene Position zweier angren:zender Bänder) sowie 
die verbleibenden Unterschiedsbeträge (offene Po­
sition zweier angrenzender Bänder) zu errechnen. 
Für jedes Laufzeitbandsind die offenen Positionen 
zweier angrenzender Bänder g(3trennt nach der 
Zinsbindungsrichtung zusammenzufassen. 

(5) Für zwei nicht unmittelbar aneinander an­
grenzende Laufzeitbänder, jedoch nicht für Lauf­
zeitband1 in Verbindung mit Laufzeitband 4, sind 
die sich. betragsmäßig entsprechenden Summen 
der nach Absatz 4 Satz 2 zusammengefassten of­
fenen Positionen zweier angrenzender Bänder mit 
gegenläufigen Zinsbindungsrichtungen (ausgegli­
chene Position zweier nicht angrenzender Bänder) 
sowie die verbleibenden Unterschiedsbeträge (of­
fene Position zweier nicht angrenzender Bänder) 
zu errechnen. 
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(6) Der Anrechnungsbetrag für das Marktrisiko 
. ist"sodann zu ermitteln als Summe der 

1 .. mit ÖPr6zentgewichtetenSumm~ der ausge-
glichEmen 'Bahdposltionen, ' 

~ .". . . '. .' . , ,,', 

2. mit 40 Prozent gewicht~ten Summe der aJJsge­
glichenen Positionen zweier angrenzender Bän­
der, 

3. mit.:t{i Prozent gewichteten S!,Imme der ausge=­
gli~h~l1el1 Positionen z;weiernicht angrenzender 
BänC:let4nd"' ' 

4. mit 100 Prpzent gewicht~ten verbleibendenoffe­
nen Posit.ionen. 

§ 17c 

WertpapIerd~rlehen und Pensio~sgeschäfte 
(1) DieAnlage~b'I1Sic;herheiten im Rl';lhmenvon 

Wertpapierdl';lrlehent:1ach§,54 des Investmentge­
setzesl,Ind Rensionsgeschäftennach§57 des In­
vestmeßtgesetiesmuss bei der Ermittlung des'An­
rechnungsbetragsfOr " dlils,!"'arktrisiko' nach. § 16 
Absatz 3 mitdeh.zugehörigen Anrechnungsbeträ-

. ,;"g~fl ..• ~iti~E!,z~~~n .. w~;rd~r~.~4~~~n()l1)~en .·hiervon 

· J~t)(:t~~~~~:~~n~~:i:~;~!!::~~~~$~~~91~J,tent~ 
;\;.l"SFi*ht·;!!te\'Tl).~~~g·;~~r1i~"'~eiteJil'(b~k~i~lteJhei­

.. ··.;.fen:7infißrm;~()Ij\\~alit~9!il.~hf;lbel'1t()de~;~~iSi~herhei-
· ~em. iAd~()nlil1l." \{on!aFld~~l!I.\~~61g4ilnsgegtel1lSt~pden 
d~;;tvtf;lI\~WEWti 

·(g~>f)ii:l1\t1ga~et·Undi;2 ;gelteiY'ftlr'(lie::;N~tiung 
von··Si~herheiterr. ZU'ZUSä~licrteri" 'We'ftpapierdar­

, 'feherroder'PefYsJbfls~~söhäfteneritsfireÖnelf1a~ 

(4) .rn .. pensi()ng~n~nime~~'W~t1p~~iereOder 
empf~nge~eBetrage'nabH §B7'd~s"lrlve~tment­
ge~etLtesge,lteö\als'Sicl1etrneite'r{;tm'i$fnrieder Ab-
;~~1ge~1 ft)iS"~t ·~:,' •. 'Hn,,!'>·Yi. 

.c·@ereQ~nUög . ~es AnrEl~hr::lul1lg§7, 
betr<;lg,ßJQr.~tf!Jktl;lrJerte90ndel\Ver;p,:li9gef:l 

·per: •• Anrecn;flunlill3betrl;lg·fLlr.,dii,s'Marktrisiko für 
strukturie.rte..SQnqervermögen kannl';l!ternativ für 
aieel~zelnen Auszahlungspro,file.getrennt. ermittelt 

· werden, sofern ' 

1. das Sdndehtermögenpassiv (/lila entsprechend 
e.iner festgelegtenJAl.lsiahll.lng nach' ABlauf der 
Dauer tlesS'bnderverrnögehs L verwaltet wird 

,'und dieltlve~titiorlendesSohdervermögens der 
SIchersteilung der festgelegten Auszahlungen 
dienen, . 

2. die 'festgelegte Auszahlung in eine begrenzte 
AnZahl voneinander getrennter Szenarien unter­
eilt ist, die'sic'h naChder'Wertentwicklung der 
Baslsinstrumerlte bestirnmen und, zu unter­
schiedlic5hen Auszahlungsprofilen füfll'en, 

3. während der Laufzeit des Sonclervermögens zu 
jedem Zeitpunkt nur ein Auszahlungsprofil rele­
vant sein kann, 

4. die Anwendung der Methode gemäß § 6 Absatz 2 
angemessen ist und keine wesentlichen Risiken 

. unberücksichtigt bleiben, 

5. das SOhderverrnögeneine. begrenzte Dauer von 
höchstens neun Jahren hat, - \ 

6. nach einemahfänglichen Vertriebszeitraum 
keine. we.itereAusgabe von Anteilen des Sonder-
vermögens erfolgt, . 

7. def.rt;JaxilllaJe Verlust durctldenWechsel zwi­
SOll~P A4~zlilhlungsprofilen auf) 00 Proz~nt des 

. e,J;$., ~en.Ausgi:ibepr:ei~es begrenit ist l,Ind .. 
, ' "'~} " ; ",,' ", ,,"I ,,'-" , _, _ '"' -'- __ . __ 

,8. der EinflCiss dervy:ertentwioklung 'einesBasisin-
.' st~uments auf das' Auszahll.lngspröfil bei Wech­
selzwischen, Szenarien 'diejieweiligen Aßlage­
grenzen nach ;d,en§§6j,) und 6ldes ,Investment­
gesetzes bezogen'auf' den anfänglichen .. Wert 
des,6o:nde!yerrnö.gensnichtUbersteigt:.'~ 

20. In§1~Werden"rl~bhd~m Wort "D~dvätei'dieWör­
tel" ,~sRwie derlvative~orilponenten" eingefLlgt. 

21.§ 1~~jr<it ~lJfgehQ.b~n: .' " ~ 
22:>§ 20wirdwiefolgtgeäridert:", 

a) ~Äbl:iatZ 1 wird\Xire"fOlgrf1efa~st 
.. ,,(1l Jurdie:lwecl<ädes. §,~rst~i'Llndsätzlich 

der elr'ifache r Ansati'/i'ach § 16 ·zuVeriNenden . 
QlizU'sindfür,die ,Qer;ivate .undC:lerivativen J(om­
ponenten im Sinneides'§,1,S.dierAprechnuhgs-

~rt~i~ q~~~f~t~~i~q:rr~;rW~i~r~t~I~6ide~ 
':'W:~~lne~/1f~~ ~:~Bt~!&~ri~!hW8~~;t1r~eAb~ 
. satz 1 Satz.5 NUfllmer1~i~,4 Bu~hsta5ea er­

füllt,. könneh·0~I'I\iafe.:}aerer:i··WeMntwiti:l<lurig zu 
ge~ werteRtWi.ß:lflijlilg:;life.S;Sa$i$.w~M:es:~entgegen=­

"ig;e$~"Zti~effät!ft,l;;eJ;!t$.p.re~~e~d;'("\I"ert:e.ehnet wer­
den.'~ 

Yb)' In Äl;sat-ii2' $atZ1wei'de~die;Woiter "Kreditde­
rivate' naoh i §' 6 '.A,f)s;.i gi i/>jJ,: "S!f' dill/ehr'.tlie. Wörter 
"OJreditiQefaJJI~,SW!i!P~;.$Qfem·~eau~~qbließlich 
uOd;liIachvollzieJ:Jbar:f:1e,!1i~b$iGhe~ng;des Kredit-

. .;rl~i~ol)iV,;on ig~~U'i~UO!,geOb~~en~er:wögensge­
;g.enständeOde5sS0ndeNer:moQ'ens;dlfjenen, "er­
setzt. 

23. § 21 wirq vvie;folgtgeänqert: 

a)Die· ÜberschriftWirdWieJ~lgt.;t!iefasst: 
,,§ 21 

A(j~chr6ssuridl3e~~rtahg. eineS' .OtC-.Derivats". 

b) In Äßsatz1wi;d das' WPrt"OTC-Geschäfte" 
dyrch .das Wort "OTC-D~ri"ate" ersetzt. 

c) Absatz 2 wird wiefolgt,gef~sl)t: 

,,(2) Die Kapitalanlagegesetlschaft hat eine 
tral'lsparenteund fair~5Bewertu'l~. dElr,OTC-Deri­
v{lte aufJä91i~her Basis .. ~ich~rzuste"en, die den 
Risiken.der QiC-pe~ivate, dßfßIl.Art und Kom­
plexität Rechnung trägt und die Vorgaben der 
§§ 22 und. 24 der Investfllerit:Rechnungs­
leg4ngs- " .4P9. BeWerttmgsverqrdhung erfüllt. 
Schließen. Vefiahren ·fLlr'die.B~wertung von 
OTC"-Derivaten die DurchföHrurig bestimmter 
Aufgaben ,durch Dritte ein,' mÜssen die in § 16 
des Investmentgesetzes und§4 Absatz 2 der 
InvestmentNerhaltens:- .' undOrganisationsver-

. ordnung niedergelegten Anforderungen erfLlllt 
werden. Die RisikoconttolHng-Funktion nach 
§ 10 der Investment-Verhaltens- und Organisa­
tionsverordnungist bei der Bewertung von OTC-
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Derivaten angemessen zu beteilig~n. Die OTC­
Derivate müssen jederzeit"zueinern an~emesse­
nen Zeitwert veräu.~ert,.liquidi~rt,9der durch ein 
Gegengeschäft glattgestellt werden können." 

24,§ 22'wirä wiefolgf geandert: '.' 

a) Nach Absatz,i1 wird: per folgendeAbsatz1a ein­
gef6igt: 

.,,(1 ä) .·Q,re·K~Pib~l~hla~~g~sefl~c~aft:~ann bei 
Sp~zfal-Sonderyerl1"1ögert '~nter . d~n .' "o.rausset-

'zungend~s§ 91 AbsatZ 3 de~;lnvestm~ntgeset­
zes von Absatz 1 abweichen.·DerUrundsatz der 
Risikomischungnach· § ~Satz 2.deslnvestment­

'. Q'esetl1:es. J:;>leibt hiervon .I!lnberührt.'~ 

b) Dem Absatz 2 wird folgender Satz atig~fügt: 

;,Ansprü~~e an eirenZWiscl1enhändi~rs.ind bei 
der •. ·Ermittr~ng'äes. AnreChriUngs~etrags nach 
Absatz1.iu bEirücksichtfgEm';auch w~nndas De­
rivatan'~ner BörsErode{eineman(jE~reH6rgani­
siertenlVh!itktgel1a.ndeit V\(i~d. ~,. 

c) In. Absatz 3 wer?en. die \N?rter ,~einesSi6her­
. 'heltsztJschlages" dbrchdi:e'Woi1er;;des Wertes 

der von. der Kapit!'l;l!'l;n,~geg~~ensch~ft f1ik,RA~h­
nung des Sondetvermogens 
heiten . bezügnctr;:~it:res. V8rtragspartners. 
diese iQ!3tl~~tJnv~lII)rll_I'i;I\ti!~jitksamen 

e).A:8satz~ wird'neuejf" ~tlsat~ 4~ndriaChdem 
W6rt';,Fall'" werden die Wört'er';;recl'itlichVlilrksa­
mer" eingefügt sowie nach'demWOrt,;Wieder­
beschaffungswerte" die Wörter "zuzüglich der 
Sicherheitszuscfiläge<fo·~estrichen. 

f) Die,Absätze 6c~js,9'We~aendie neuen Absätze 5 
•• bis·18;,uh.i1Wi~;lfelgtt'€lefäs'sf:rf< ..... .. 

: ...•. i'ii(5);;$~i;id;et'8e~eGmlliIi!Ag'tl$$CPiAr:e<>hnun~Sbe­
trags ·f!ii·F·'aa:s·Korltral1~trtenrrslk0;dürfer\·. die 
Marktwerte per von dem Vertragspartner gestell­
ten Sicherh~iten unter BerOck~.icbtigung hin~ 

,.' reicnehder;Sich~rl\eltsm~rgenabsGl1läge .,~ ~bge­
zogen werden, wenn die Sicherheiten . 

1 .. aus.V;errpögellsgegenstänpen.bestehen,. die 
fuc dasSondervermogen '1ach. ~5lßgabe des 
Investmentgesetzes . erworben werden 'dOr­
fen, 

. 2. liquide sind, so dass sie kurzfristig und nahe 
dem der Bewertung' 'zugrunde gelegten Preis 
veräußert werden kötmerw und an einem 
liquiden Markt mit transparenten Preisfest-

. stellungen gehandelt werden, 

3 .. einer .zumindest börsentäglichenBewertung 
unterlieget'), 

4. von Emittenten mit einer hoh~n .I<reditq~ali­
tät gestelltwörden sind und weitere Sicher­
heitsmar~enab$chläg'e vorgenommen wer­
den,'söfern nicht das höchste, Kreditrating 
vorliegt und die Preise völatil'sind, 

5. sich hinsichtlich des Ausfallrlsikos von dem 
des Kontrahenten unterscheiden, 

6. risikodiversifiziert sind, 

§28a 

Angaben im Verkaufs,prospekt 

(1) Die. zur Ermittlung der Grenzauslastung nach 
§ 6 verwendete Methode ist im· Verkaufsprospekt 
darzustellen. 

(2) Sofern der qualifizierte Ansatz nach den §§ 8 
bis 14 genutzt wird, muss der Verkaufsprospekt An-
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gaben zu der erwarteten Hebelwirkung. sowie den 
Hinweis auf die Möglichkeit höherer Hebelwirkun­
gen enthalten. 

(3) Sofern die Grenzauslastung. nach § 8 Ab­
satz 1 ermittelt wird, muss der Verkaufsprospekt 
Angaben zudem Vergleichsvermögen nach § 9 ent­
halten. 

(4) Sofern der Anrechnungsbetrag nach § 17d 
ermittelt wird, muss der Verkaufsprospekt eine 
nachvollziehbare Beschreibung· der Auszahlungs­
profile, der Szenarien und Basisinstrumente sowie 
einen Warnhinweis an hervorgehobener Stelle, dass 
Anteilsrückgaben vor Ablauf der Dauer des Sonder­
vermögens nicht. zu der. festgelegten Auszahlung 
führen und möglicherweise signifikante Verluste re­
sultieren, enthalten. 

§ 28b 

Angqben im Jahresbericht 

(1) Die zur Ermittlung der Grenzausiastung nach 
§ 6 verwendete Methode ist . im Jahresbericht des 
Sondervermögens darzustellen. 

(2) Sofern der qualifizierte Ansatz nach den §§ 8 
bis 14 genutzt wird,sind die für da.s Sondervermö­
gen im . Geschäftsjahr ermittelten potenziellen Risi­
kobeträge für das Marktrisiko • im· Jahresbericht zu 
benennen; Dabei sind mindestens der kleinste, der 
größte und der durchschnittliche potenzielle Risiko­
betrag anzugeben. Die Darstellung muss auch An­
gaben zu dem verwendeten Risikomodell hach§ 10 
und denParamefern nach §11 enthalten. Im Jah­
resbericht ist· auch die im Geschäftsjahr genutzte 
Hebelwirkung anzugeben. 

(3) Sofern die Grenzauslastungnach.§ ···8 .Ab" 
satz 1 ermittelt wird, rnuss der Jahresbericht die 
Zusammensetzuhg ·des VElrgleichsvermögens nach 
§ 9 enthalten. 

§28c 

Berichte über Derivate 

(1) Die Kapitalanlagegesellschaft hat zum Jah­
resende und zusätzlich jederzeit auch auf Anforde­
rung der Bundesanstalt einen Bericht für jedes 
Sondervermögen betreffend die verwendeten Deri~ 
vate und strukturierten Produkte mit derivativer 
Komponente zu erstellen. Abweichend von dem 
Kalenderjahr kann das Geschäftsjahresende des 
Sondervermögenszur Bestimmung des Berichts­
stichtagesherangezogen werden. Der Bericht ist 
der Bundesanstalt unverzüglich einzureichen. Für 
Spezial-Sondervermögen nach § 91 des Invest­
mentgesetzes ist der Bericht abweichend von 
Satz 1 nur auf Anforderung der Bundesanstalt zu 
erstellen und einzureichen. 

(2) Der Bericht mussenthalten: 

1, eine Aufstellung der in der Berichtsperiode 
genutzten Arten von Derivaten und strukturierten 
Produkten mit derivativer Komponente, deren 
zugrunde liegenden wesentlichen Risiken, der 
Methoden zur Bemessung dieser Risiken und 
der Zweck des Einsatzes der jeweiligen Arten 
von Derivaten und derivativen KOrriponenten in 

Bezug auf die Anlagestrategie und das. Risiko­
profil des Sondervermögens, 

2. die Angaben nach § 28b, 

3. eine Aufstellung der zum Berichtszeitpunkt im 
Sondervermögen eingesetzten Derivate, deren 
jeweilige. Anrechnungsbeträge für das Marktri­
siko nach § 8 oder § 16, für das Emittentenrisiko 
nach § 18 sowie das Kontrahentenrisiko nach 
§22 einschließlich der Darstellung eventueller 
Verrechnungen und die Auslastung der jeweili­
gen Grenzen und 

4. gegebenenfalls· die weiteren von der Bundesan­
stalt bei ihrer Anforderung festgelegtenInforma­
tionen. 

(3) Die Bundesqnstalt kann der Europäischen 
Wertpapier- und Marktaufsichtsbehörde und dem 
Europäischen Ausschuss. für Systemrisiken die 
nach den Absätzen 1 und 2 eingehenden Informa­
tionen zum Zweck der. Überwachung von System­
risiken übermitteln." 

29. Der bisherige Abschnitt 6 wird neuer Abschnitt 7. 

30. §30 wird wie folgt gefasst: 

,,§30 

Übergangsbestimmung 

Eine KapitalanlagegesElII~chaff darf auf die am 
1. Juli 2011 bestehenden Sondervermögen, die 
keine richtlinien konformen Sondervermögen sind, 
diese Verordnung inder. vor dem 1. Juli 2011 gel­
tenden Fas13ungnoch bis zum 31.Dezember 2012 
weiter anwenden," 

Artikel 2 

Änderung der 
Investment-Prüfungsberichtsverordnung 

Die Investment-Prüfungsberichtsverordnung vom 
15. Dezember 2008 (BGB!. IS.2467) wird wie folgt ge­
ändert: 

1. In § 15 Absatz 3 werden die Wörter ,,§9a Satz 2 
Nummer 3" durch die Wörter ,,§ 9a Absatz 1 Satz 2 
Nummer 3" ersetzt. 

2. In § 21 Absatz :2 Satz 2 werden die Wörter ,,§ 9a 
Satz 2 Nummer 1" durch die Wörter ,,§ 9a Absatz 1 
Satz 2 Nummer 1" ersetzt. 

3. § 31 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 2 werden die Wörter ,,§ 9 Absatz 5 
Satz 3" durch die Wörter ,,§ 9· Absatz 5 Satz 4" 
ersetzt. 

b) In Nummer 5 wird nach den Wörtern ,,§ 28 Ab­
satz 2 Satz 3" die Angabe "und 4" eingefügt. 

4. § 36 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 4 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 werden die Wörter "mindestens alle 
zwölf Monate" durch "im gesetzlich vorgese­
henen Bewertungsintervall" ersetzt. 

bb) Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

"Es ist anzugeben, ob für alle Objekte ent­
sprechende Gutachten vorlagen." 
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b) In Absatz 6 werden die Wörter "mindestens ein~ 
mal im Geschäftsjahr" durch "im gesetzlich 
vorgesehenen Bewertungsintervall" ersetzt. 

ArtikelS 

Änderung der Investment­
Rechnungslegungs- und Bewertungsverordnung 

Die Investment-Rechnungslegungs- .. und Bewer­
tungsverordnung vom 16. Dezember 2009 (BGBI. i 
S. 3871) wird wie folgt geä,ndert: 

1. In der Überschrift werden die Wörter ,,von Jahres", 
Halbjahres-, Zwischen-, Auflösungs~ und Liquida­
tionsbertchten"durch die Wörter "derHechhungs~ 
legung" ersetzt, die· Wörter "der Jahresabschlüsse 
und Lageberichte, Halbjahres-,Zwischen-, Auf­
lösungs- und Liquidationsberichte von" gestrichen 
und das Wort "dem" durch das Wort "einem" ersetzt. 

2. In der Inhaltsübersicht wird die Angabe zu § 16wie 
folgt gefasst: 

,,§ 16 Auflösungs- und Abwicklungsbericht". 

3. In §12 Absatz 1 Satz 1 wird das Wort "Rechten" 
durch das Wort "Ausgestaltungsmerkmalen" und 
das Wort "Rechte" durch das Wort "Ausgestaltungs­
merkmale" ersetzt. 

Bann, den 21't Juni 2011 

4.§ 13 Absatz 2 Nummer 3 wird wie folgt geändert: 

"a) In Buchstabe e wird der Punkt am Ende durch 
ein Semikolon ersetzt. 

b) Folgender Buchstabe f wird angefügt: 

"f) Angabe der Transaktionskosten. " 

5. § 16 wird wie folgt gefasst: 

,,§ 16 

Auflösungs- und Abwicklungsbericht 

Auf den Auflösungsbe.richt bei Auflösung des 
Sondervermögensund den Abwicklungsbericht bei 
Abwicklung des Sondervermögens sind die Vor­
schriften für den Jahresbericht entsprechend anzu­
wenden." 

6. In§ 28 Absatz 7 Satz 1 wird das Wort "jährlichen" 
gestrichen. 

Artikel 4 

Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung 
in Kraft. 

Der Präsident 
derBundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht 

in Vertretung 
Kar I - Bur k h a r dCa s pa r i 
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Verordnung 
zur Konkretisierungder Verhaltensregeln 

und 'Organisatiorisregeln nach dem ·Investmentgesetz 
(lnvestment-Verl1ältens- und Organisationsverordnung - InvVerOV)*) 

Vom 28. Juni 2011 

Auf Grund des § 9 Absatz 5 Satz 1, auch in Verbin­
dung mit § 13 Absatz 4 Satz 1, und des § 9a Absatz 2 
Satz 1 des Iny~~tm,e[l!~e~~tzes, vcmdeDen,§ 9 Absatz 5 
Satz 1. durch Artikel 1 Nummer 1 0 Buch~tabe fund § 13 
Absatz 4 Satz 1 durch Attikel1'Nummer 15Suchstabe b 
des' Gesetzesvom 22. Jurir 2011 (BGI3LPS'. 1126) neu 
gefasst 'und§ 9aAbsatz2Safz 1 durch ArtikellNlJm­
mer1 fBüohstaaeb!'Cles Gesefzes<vorn 22: Juni 2011 
(BGBI. I S. 1126) eingefügt worden sind, in Vet!:,indung 
mit§·1 Numf1'1~r3c::t~r Verprdnl:/ng zurQbElrtraQLlng von 
Befugnissen zum Erlass von Rechtsve;'orc:lnu'i'g~n auf 
die Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht 
vom 13. Dezember 2002 ~B~131. 2003 I S. 3), der zuletzt 
durch Artikel 1 der VerördhLin~ vom 26. Juni 2011 
(BGBI. I S.1197) neu·g~fass~\I\t~rden ist, verordnet die 
Bundesanstalt für FinanzdienstleistungsaufsiCht: 

\, , , , ,,'::t_;~, ': " , 

In haltsü bersicht 

Abschnitt 1 

Allgemeine Vorschriften 

§ Anwendungsbereich 
§ 2 Begriffsbestimmungen 

Abschnitt 2 

Interne Verwaltung und Kontro"mechanismen .. 

§ 3 Allgemeine Verfahrens" und Organisationsanforderungen 
§ 4 Personelle und technisch-organisatorische Ausstattung 
§ 5 Bearbeitung von BeSchwerden; Informationspflichten 
§ 6 Elektronische Datenverarbeitung 
§ 7 Kontro"e durch GeschäftSleiter und Aufsichtsrat 
§ 8 Compliance~Funktion 

§ 9 Interne Revision 
§ 10 Risikocontrolling-Funktion 
§ 11 Persönliche Geschäfte 
§ 12 Aufzeichnung von Portfoliogeschäften 
§ 13 Aufzeichnung von Zeichnungs- und Rücknahmeaufträgen 
§ 14 Sonstige Aufzeichnungspflichten 

Abschnitt 3 

Interessenkonftikte 

§ 15 Kriterien für die Feststellung von Interessenkonflikten 
§ 16 Grundsätze für den Umgang mit Interessenkonflikten 
§ 17 Unabhängigkeit beim Konfliktmanagement 
§ 18 Umgang mit Tätigkeiten, die einen nachteiligen Interes­

senkonflikt auslösen 
§ 19 Strategien für die Ausübung von Stimrnrechten 

Abschnitt 4 
Wohlverhaltensregeln 

§ 20 Sorgfaltspflichten 

*) Diese Verordnung dient der weiteren Umsetzung der Richtlinie 
2010/43/EÜ der Kommission' vom 1. Juli 2010 zur Durchführung der 
Richtlinie 2009/65/EG des. Europäischen Parlaments und des Rates 
im Hinblick auf organisatorische Anforderungen, Interessen konflikte, 
Wohlverhalten, Risikomanagement und den Inhalt der Vereinbarung 
zwischen Verwahrstelle und Verwaltungsgesellschaft (ABI. L 176 vom 
10.7.2010, S. 42). 

§ 21. Mitt~ilUr)gspflichten in Bezug auf die Ausführung von 
Zeichnungs- IlndRü?knahmeaufträg.en . 

§ 22 Ausführung von Handelsents6heid~ngen 
§ 23 Weiterleitung vdnHandelSaufträgen<an andere Ausfüh-

'. rung$einricMtungel'1 ,. 
§ ~4. Allg~r;r:teine Grundsätze der Aujtragsbelirbeitung 
§.2!) zusammenlegung und Zuweisul'1g von Handelsaufträgen 
§ 26 Zuwendungen \ 

§ 27 
§ 28 

§29 

Atischnitt 5 

Risikornal1agfilrn~l'It 

Risikomanagement-Grundsätze 

Bew~lIng, ,Üt>erwachu(lg und. Übfilyprüfung der .Risikoma-
m~gement7GIV~dsät2:~ .. '. ' .. 
~essung und r-Jla~\I,~~m.ent Von Risikeh' 

ABschnitt 6 
Schlussvorschriften 

§ 30 Übergangsvorschrift 
§)S'1 .' 'thkrStftref9h " 

Abschnitt 1 

'Allgemeine~orschriften 

§ 1 

Anwendungsber$ioh 

(1) Diese Verordnung' regelt die EinzeJheiten der Ver­
haltens- und Organisationspflichten Von Kapitalanlage':' 
gesellschaften füt die Verwaltung von Investmentv~r­
mögen (kollektive Vermögensverwaltung). 

(2) Di.e §§ 15, 16, 18, 20 Absatz 1 und die §§ 21 
bis 26 sind auch auf inländische Zweigniederlassungen 
von EU-Verwaltungsgesellschaftenanzuwenden, so­
weit diese die kollektive Vermögensverwaltung von 
richtlinienkonformen Investmentvermögen im Inland er­
b~ingen. 

§2 

Begriffsbestimmungen 

(1) Kontrahentenrisiko ist das VerlustrisiKÖ für ein 
Investmentvermögen,das aus der Tatsache resultiert, 
dass die Gegenpartei eines Geschäfts bei der Abwick­
lung von Leistungsansprüchen ihren Verpflichtungen 
möglicherweise nicht nachkommen kann. 

(2) Kunden im Sinne dieser Verordnung sind alle 
Kunden, für die die Kapitalanlagegesellschaft Diehst­
oder Nebendienstteistungen im Sinne des §7 Absatz 2 
Nummer 1, 3 und 4 des Investmentgesetzes erbringt. 

(3) Liquiditätsrisik6 ist das Risiko, dass eine Position 
im Portfolio des Investmentvermögens nicht innerhalb 
hinreichend kurzer Zeit mit begrenzten Kosten ver­
äußert, liquidiert oder geschlossen werden kann und 
dass dies die Fähigkeit des Investmentvermögens be­
einträchtigt, den Anforderungen zur Erfüllung des 
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Rückgabeverlangens nach dem Investmentgesetz oder 
sonstiger Zahlungsverpflichtungen.nachzukommen. 

(4) Marktrisiko ist das Verlustrisiko für ein Investment­
vermögen, das aus Schwankungen beim Marktwert von 
Positionen im Portfolio desinvestmentvermögens 
resultiert, die auf. Veränderungen bei Marktvariablen 
wie Zinssätzen, Wechselkursen, Aktien- und Rohstoff­
preisen oder bei der Bonität eines Emittenten zurück­
zuführen sind. 

(5) Operationelles Risiko ist das Verlustrisiko für ein 
Investmentvermögen, das aus unzureichendenintemen 
Prozessen sowie aus menschlichem oder System­
versagen bei der Kapitalanlagegesellschaft oder aus 
externen Ereignissen resultiert und Hechts-, Dokumen­
tations- und Reputationsrisiken sowie Risiken, die aus 
den für ein Investmentvermögen betriebenen Handels-, 
Abrechnungs- und Bewertungsverfahren resultieren, 
einschließt. 

(6) Relevante Personen im Sinne dieser Verordnung 
sind 

1 . die Geschäftsleiter, Gesellschafter und vergleichbare 
Personen der Kapitalanlagegesellschaft, 

2. alle natürlichen Personen, deren sich die Kapitalan­
lagegesellschaft .bei~~r Erbringuogder kollektiven 
Vermögensverwaltung, insbe.sopdere Clufgrund eines 
Arbeits-, Geschäftsbesorgungs- .oderpienstverhält­
nisses, bedient und 

3. aHe natürlichen Personen, die im RahnjeneinerAus­
Ia,gerungsvereinbarung unm ittelbarander Erbringung 
von Dienstleistungen für die Kapitalanlagegesell, 
schaft, die ihr die kollektive Vermögensverwaltung 
ermöglichen, beteiligt sind. 

Abschnitt 2 

Interne Verwa Itu n 9 
und Kontrollmechanismen 

§3 

AUgemeine Verlahrens-
und Organisationsanforderungen 

(1) Die Kapitalanlagegesellschaft hat 

1. Entscheidungsprozesse und eine Organisations­
struktur zuschaffen,umzusetzenund aufrechtzuer­
halten, bei der. Berichtswege klar festgelegt und 
dokumentiert sowie Funktionen und Aufgaben klar 
zugewiesen und dokumentiert sind, 

2." sicherzustellen, dass ihre relevanten Personen die 
Verfahren kennen und anwenden, die für eine ord­
nungsgemäße Wahrnehmung ihrer Aufgaben einzu­
halten sind, 

3. angemessene interne Kontrollmechanismen zu 
schaffen, umzusetzen und aufrechtzuerhalten, die 
die. Einhaltung von Beschlüssen und. Verfahren. auf 
allen Ebenen der Kapitalanlagegesellschaft sicher­
stellen, 

4. eine reibungslos funktionierende interne Berichter­
stattung und Weitergabe von Informationen auf allen 
maßgeblichen Ebenen der Kapitalanlagegesellschaft 
sowie einen reibungslosen Informationsflussmit 
allen beteiligten Dritten zu schaffen, umzusetzen 
und aufrechtzuerhalten sowie 

5. angemessene und systematische Aufzeichnungen 
über ihre Geschäftstätigkeit und interne Organisa­
tion zu führen. 

Bei der Ausgestaltung der Organisationsstruktur und 
Kontrollmechanismen hat die Kapitalanlagegesellschaft 
der Art, dem Umfang und der Komplexität ihrer 
Geschäfte sowie der Art und dem Spektrum der im 
Zuge dieser Geschäfte erbrachten Dienstleistungen 
und Tätigkeiten Rechnung zu tragen. 

(2) Die Kapitalanlagegesellschaftist verpflichtet,an­
gemessene Systeme und Verfahren zum Schutz von 
Sicherheit, IntegritätundVertrauHchkeit von Daten ein­
zurichten,· anzuwenden und aufrechtzuerhalten. 

(3) Die Kapitalanlagegesellschaft hat eine angemes~ 
sene Notfa!lplanllng festzulegen, umzusetzen und auf­
rechtzuerhalten, die bei einer Störung ihrer Systeme 
und Verfahren gewährleisten muss,dass wesentliche 
Daten und Funktionen erhalten bleiben und Dienstleis­
tungen und Tätigkeiten fortgeführt werden oder im Falle 
eines Datenverlystesdies.eDaten wnd Funktionen 
schnellstmöglich. wiedererlangt·. und die. Dienstleistun­
gen und Tätigkeiten schnellstmöglich Wieder aufge­
nommen werden. 

(4) Die . Kapitalanlagegesellschaft 'ist verpflichtet,. die 
Angemessenheit und Wirksamkeitihrer nach den Ab­
sätzen t ·bis :3. geschaffenei;1·· Systeme, internenKon~ 
troll mechanismen und Vorkehryng.enzuüperwEichen 
und regelmäßig zu. bewerten und· eHe zur Beseitigung 
etwaigerMängel erforderlichen Maßnahmen zu. ergrei­
fen. 

§4 

Personelle und 
technisch~orgal1isatorische Ausstattung 

(1) Die Kapitalanlagegesellschaft darf Mitarbeiter nur 
dann mit der Erfüllung von Aufgaben betrauen, wenn 
diese die hierf.Qr notwengigenFähigkeitf,lrJ' Kenntnisse 
undErfahrungen haben. ...... ...; 

(2) Die Kapitalanlagegesellschaft hat elfe mit Aus­
lagerungen verbundenen Risikehzu identifizieren, zu 
bewerten und angemessen zu steuern soWie die Aus­
führung der ausgelagerten· Aufgaben ordnungsgemäß 
zu überwachen.·· Zur Überwachung der ausgelagerten 
Aufgaben muss die Gesellschaft über die notwendige 
personelle und technisch-organisatorische Ausstattung 
verfügen. 

(3) Die Kapitalanlagegesellschaft hat sicherzustellen, 
dass die Ausführung verschiedener Aufgaben durch 
relevante Personen in keiner Weise diese relevanten 
Personen daran hindert, ihre Aufgaben gründlich, red­
lieh und . professionell zu erledigen. 

(4) Die Kapitalanlagegesellschaft hat für die in den 
Absätzen 1 bis 3 festgelegten Zwecke die Art, den Um­
fang und die Komplexitätihrer Geschäfte sowie die Art 
und das Spektrum der im Zuge dieser Geschäfte. er­
brachten Dienstleistungen und Tätigkeiten Rechnung 
zu tragen. 

§5 

Bearbeitung von 
Beschwerden; Informationspflichten 

(1) Die Kapitalanlagegesellschaft hat wirksame und 
transparente Verfahren für die. angemessene und unver-
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zügliche Bearbeitung von Anlegerbeschwerden. einzu­
richtenund anzuwenden. Sie hat jede Beschwerde 
sowie. die zu ihrer Abhilfe getroffenen Maßnahmen zu 
dokumentieren. 

(2) Anleger.müssendieBeschwerde kostenfrei ein· 
legen können: Die Kapitalanlagegesellschafthatden 
Anlegern Informationen über die Beschwerdeverfahren 
nach Absatz 1 Satz 1 köstenfreiaufihrerlnternetseite 
zur Verfügung zu steUen. Die in den Sätzen tund2 und 
Absatz 1 genannten Anforderungen sind auf Spezial­
Sondervetmögen nichtanzuwenden. 

(3) Die Kapitalanlagegesellschafthat einer Person, 
die in Bezug auf Anteileandern jeweiligen Investment~ 
vermögenAnlageberatung,. Anlage~ oder Abschlussver­
mittlung. erbringt,. die wesentlichen Anlegerinformatio­
nen und' den Verkaufsprospekt für dieses Investment­
vermögenauf Anfrage zur Verfügung zu stellen. 

§6 

Elektronische Datenverarbeitung 

(1) Die Kapitalanlagegesellschaft musssichersteHen, 
dass angemessene Vorkehrungen für geeignete. elek­
tronischeSysteme getroffen werden, um eine zeitnahe 
und ordnungsgemäße <Aufzeichnungjedes für das 
Inyestmentvermögen .... getätigten .. Geschäfts', (\ortfolio­
geschäft) sowie' jedesZeichnungs-· ·und Hückn~hme'­
auftrags'desAnlegers zu, ermöglich~nunddamit die 
Verpflichtungen nach den §§ 12 und 13 zuerfüUen. 

(2) Die Kapitalanlagegesellschaft hafbei der elektro­
nischen Datenverarbeitung ein hohes Maß an Sicher~ 
heit zu gewährleisten und, soweiterforderlich,für die 
Integrität und vertrauliche Behandlung der aufgezeich­
neten Daten zu sorgen; 

§7 

Kontrolle durch 
GeschäftSleiterund Aufsichtsrat 

(1) Die Geschäftsleiter der Kapitalanlagegesellscbaft 

1. tragend.ie Verantwortung dafür,dass.die aligemeiQe 
Anlagepolitik, .wi~ sie im "Verkaufsprospekt, in den 
Vertragsbedingungenoder im Falle einer ,fremd­
verwalteten Jnvestmentaktiengesellschaft inder 8at­
zungfestgelegt ist, ,bei jedem verwalteten Invest­
mentvermögen umgesetzt wird, 

2. billigen tür jedes verwaltete Investmentvermögen die 
Anlagestrategienund tragen die Verantwortung für 
deren Überwachung, 

3. tragen die Verantwortung dafür, dass die Kapital­
anlagegeseilschaff über diein§ 8 genannte 
Compliance-Funktion verfügt, auch wenn diese 
Funktion einem Dritten übertragen worden ist, 

4. tragen die Verantwortungdafür, dass die allgemeine 
Anlagepolitik, die Anlagestrategienund die Risika­
limite jedes verwalteten Investmentvermögens . ord­
nungsgemäß und wirkungsvoll umgesetztul"ld ein­
gehalten werden, auch wenn die Risikocontrolling­
Funktion einem Dritten übertragen worden ist, und 
tragen die Verantwortung für die regelmäßige Über­
prüfung, 

5. stellen die Angemessenheit der internen Verfahren, 
nach denen für jedes verwaltete Investmentver­
mögen die Anlageentscheidungen getroffen werden, 

fest und tragen die Verantwortung tür die regel­
mäßige Überprüfung, um zu gewährleisten; dass 
solche Entscheidungen mit den gebilligten Anlage­
strategien in Einklang stehen,und 

6. billigen RisikomanagemenFGrundsätze sowie die 
zur Umsetzung dieser, Grundsätze genutzten Vor­
kehrungen, Verfahren und Methoden einschließlich 
der Risikolimitefürjedes verwaltetelnvestmentver­
mögen und tragen die Verantwortung für die regel­
mäßige Überprüfung. 

(2). Die Geschäftsleiter haben 

1. die Wirksamkeit der Grundsätze, Vorkehrungenund 
Verfahren, die zur ErfOliung der im Investmentgesetz 
festgelegten PflichtEln eingeführt ""urden, zu bewer­
ten und regelmäßig zu überprüfen und 

2. angemessene Maßnahmen zu ergreifen, um etwaige 
Mängel zu beseitigen. 

(3) Den Geschäftsleiternsind 

1. in angemessenen Zeitabständen, mindestens aber 
einmaljährlich,schriftHcheBerichteOberdie Aus­
übung der Compli~nce-Funktion, übecdie. interne 
Re~ision .. ' und .. Ober· die Risikocontro/ling-Funktion 
von. diesen jeweiligen Bereichen vorzule~Em~inde~ 
nen il1spesondere, anzugebel1 ist,obzur. Beh~bung 

, .von.Verstößengeeignete Abnilfemaßnahrnengetrof­
fen wurden,· und 

2. regelmäßig Beri,chte über die Umsetzung der in Ab­
satz 1 Numrner2, 4 und5 genannten Anlagestrate­
gienund internen Verfahren tür Anlageentscheidun~ 
gen 'zu·· überm itteln. 

(4) Dem Aufsichtsrat ist regelmäßig eine Kopie der 
schriftlichen Berichte zu den in Absatz 3 Nummer 1 ge­
nannten Sachverhalten.zuzuleiten. 

§8 

Compliance-Funktion 

(1) Die Kapitalanlagegesellschaft hat angemessene 
Grundsätze und Verfahren festzulegen, anzuwenden 
und aufrechtzuerhalten, die darauf gerichtet sind, jedes 
Risiko einer Verletzung. des Investmentgesetzes und 
der aufgrund dieses Gesetzes erlassenen Bestimmun~ 
gen, durch' die Kapitalanlagegesellschaftsowiedie mit 
einer solchen Verletzung verbundenen Risiken aufzude­
cken. Sie hat angemessene Maßnahmen zu ergreifen 
sowie Verfahren einzurichten,um die Risiken nach 
Satz 1 so weit wie möglich zu beschränken und der 
Bundesanstalt für FinanzdienstleistungS(iufsicht (Bun­
desanstalt) eine effektive Ausübung ihrer Aufsicht zu 
ermöglichen. 

(2) Die Kapitalanlagegesellschaft hat eine 
Compliance-Funktion einzurichten, die der Art, ,dem 
Umfang und der Komplexität ihrer Geschäfte sowie 
der Art und dem Spektrum der im Zuge dieser Ge­
schäfte erbrachten Dienstleistungen und Tätigkeiten 
Rechnung trägt. 

(3) Die Compliance-Funktion muss dauerhaft, wirk­
sam und unabhängig eingerichtet sein und die folgen­
den AUfgaben haben: 

1. Überwachung .und regelmäßige Bewertung der 
Angemessenheit und Wirksamkeit der nach Absatz 1 
festgelegten Grundsätze, . Verfahren und Maß-



Bundesgesetzblatt Jahrgang 2011 Teil I Nr. 33, ausgegeben zu Bonn am 30. Juni 2011 1291 

nahmen sowie der zur Behebung von Defiziten ge­
troffemen. Maßnahmen und 

2. Beratung und Unterstützung der relevanten Perso­
nen im Hinblick auf die Einhaltung der in Absatz 1 
genannten Bestimmungen. 

(4) Die Kapitalanlagegesellschaft muss einen 
Compliance-Beauftragten benennen, der für die 
Compliance-Funktidn und .die Erstellung c:lerBerichte 
über die Allsübllng der Conipliance~Funktionnach §7 
Absatz 3 Nllmmer1 an die Geschäftsleitung verant­
wortlichist. Die mit der Compliance-Funktion peauf­
tragten Person.en müssen über die notwendigen Befl..lg­
nisse, Mittel und Fachkenntnisse sowie über den. Zugang 
zu allen furihreTätigkeit relevanten Informationen verfü~ 
gen. Vorbehaltlich des Absatzes 5 dürfen. sie weder in. die 
von ihnen überWachten. Dienstleistungen oder Tätigkei­
teneingebunden sein· noch darf die Art und· Weise ihrer 
Vergütung eine Beeinträchtigung ihrer Unvoreingenom­
menheit bewirken oder wahrscheinlich erscheinen las­
sen. 

(5) Soweit die Kapitalanlagegesellschaft darlegen 
kann, dass die Anforderungen nach Absatz 4 Satz 3 
aufgrund der Art, des Umfangs und der. KOmplexität 
ihrer Geschäfte sowie derArt und des Spektrums ihrer 
DienstleistungenundTätigkeit~munverhältnismäßigsind 

unddje prdnunqsgemäße. E~üllung de~ Complü,lOce­
~unktionnicht gefährdet ist, entfallen diese Anforderun­

. gen. Die Kapitalanlagegeselll';Ghaft hat die GrÜnde. tücdie 
Unvert1äitnismäßigkeitsowie für die Nichtgefährdung 
schriftlich· zu dokumentieren. 

§9 

Interne Revision 

(1) Die KapitalanlagegesellsChafth;ateinedauerhafte 
interne Revision einzurichten, die getrennt und unab­
hängig von den übrigen Aufgaben und Tätigkeiten der 
KapitalanlagegesellsGhgft . ist eei . Kapitalanl.agegesell­
schaften, bei denen es aufgrundder Art, des Umfangs. 
und der Komplexität ihrer Geschäfte sowie derArt und 
des Spektrums der.im ZUge dieser Geschäfte erbrac~­
ten Tätigkeiten unverhältnismäßig ist, eine getrennte 
und unaQh~ngige Revisionseinheiteinzurichten, kann 
auf. diese Anforderungen verzichtet werden. 

(2) Die interne Revision muss die folgenden. Aufga­
ben haben: 

1. Erstellung,. Umsetzung und Aufrechterhaltung eines 
Revisionsprogramms,um die Angemessenheit und 
Wirksamkeit der Systeme, internen Kontrollmecha~ 
nismen und Vorkehrungen der Kapitalanlagegesell­
schaft zu prüfen und zu bewerten, 

2. Abgabe von Empfehlungen auf der Grundlage der 
Ergebnisse der nach Nummer 1 ausgeführten Arbei­
ten sowie Überprüfung der Einhaltung dieser Emp­
fehlungen und 

3. Erstellung der nach § 7 Absatz 3 Nummer 1 erforder~ 
lichen Berichte über die interne Revision. 

§ 10 

Risikocontrolling-Flinktion 

(1) Die Kapitalanlagegesellschaft hat eine dauerhafte 
Risikocontrolling-Funktion einzurichten und aufrechtzu­
erhalten, die von den operativen Bereichen hierarchisch 
und funktionell unabhängig ist. Bei Kapitalanlagegesell-

schaften, bei denen aufgrund der Art, des Umfangs und 
der Komplexität ihrer Geschäfte und der von ihnen ver­
walteten Investmentvermögen die Einrichtung einer 
hierarchisch und funktionell unabhängigen Risikocon­
trolling-Funktionunverhältnismäßig und nichtange­
messen ist, kann deren Einrichtung oder Aufrechterhal­
tung unterbleiben. 

(2) Die Kapitalanlagegesellschaft muss nachweisen 
können, dass 

1. angemessene Maßnahmen zum Schutz vor Interes­
senkonflikten getroffen wurden,. um ein unabhän­
giges Risikocontrolling.zu ermöglichen, und 

2. ihr Risikomanagement-Prozess den Anforderungen 
des §9a Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 deslnv9stment­
gesetzes sowi~ den §§ 27 bis 29 dieser Verordnung 
entspricht. 

(3) Die Risikocontrolling-Funktion muss insbeson~ 
dere die folgenden Aufgaben haben: 

1. Umsetzung der Risikomanagement":Grundsätzeund 
-Verfahren, 

2. ÜberWachung der Einhaltungder . Risikolimite, 
worunter auch die gesetzlichen Grenzen für das 
Marktrisikopotential nach§ 51 Absatz 2 deslnvest­
nie~tgesetzesi~ Verbindung mit . §6derDerivatever~ 
ordnung und das K6ntrahentenrisiko nach § 22 der 
Derivateverordnung ·fallen, 

3. Beraturlg der Geschäftsleiterbeider Festlegung des 
Risikoprofilsdereinzelnen Imiestmentverniögen, 

4. regelmäßige Berichtetstattungan dieGeschäftsleiter 
und den Aufsichtsrat insbesondere zur Kohärenz 
zwischen dem aktuellen Risikbstand jedesInvest­
mentvermögens und dem für dieses vereinbarten 
Risikoprofil; zur Einhalturigder jeweiligen Risi.ko­
limite durch die einzelnen Investmentvermögen 
sowie zur Angemessenheil lind Wirksamkeit des 
·Risikomanagement-Prozesses; wobei insbesondere 
anzugebenist,ob.beieventuellenMängeln ange­
messene Abhilfemaßnahmen eingeleitet wurden, 

5. zusätzliche regelmäßige Berichterstattühgan die 
Geschäftsleiter über jede tatsächliche oder vorher­
sehbareÜberschreitung dedür·das jeweiligeInvest­
mentvermögen geltenden Risikolil'nite,um zu ge­
währleisten,dass umgehend angemessene Maß­
nahmen eingeleitet werden können, und 

6. soweit angemessen urid unter Berücksichtigung der 
Zuständigkeit nach § 36 Absatz 1 Satz 2 des Invest .... 
mentgesetzas Überprüfung und Unterstützung der in 
§ 21·Absatz2 der Derivateverordnung. in Verbindung 
mit den §§ 22 .und24 der Investment-Rechnungsle­
gungs- und Bewertungsverordnung geregelten Vor­
kehrungen und Verfahren für die Bewertung von 
OTC-Geschäften. 

(4) Die Risikocontrolling~Funktion muss über die 
notwendigen Befugnisse und über den Zugang zu allen 
relevanten Informationen, di.e zur Erfüllung der in Ab­
satz 3 genannten Aufgaben erforderlich sind, vertügen. 

§ 11 

Persönliche Geschäfte 

(1) Die Kapitalanlagegesellschaft muss angemes­
sene Vorkehrungen festlegen, umsetzen und aufrecht­
erhalten, die relevante Personen, deren Tätigkeiten 
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Anlass zu eineminteressenkonflikt geben könnten oder 
die aufgrund von Tätigkeiten, die sie für die Kapital­
anlagegesellschaft ausüben, Zugang zu Insiderinforma­
tionen imSinne des§ 13 Absatz 1 desWertpapierhan~ 
deisgesetzes oder zu anderen vertraulicheninformatio­
nen überlnvestmentvermögenoder Geschäften haben, 
die für Investmentvermögen getätigt werden, daranhin­
dem, 

1. ein persönliches Geschäft zu tätigen, welches 

a) gegen § 14 des Wertpapierhandelsgesetzes ver­
stoßen könnte, 

b) mit dem Missbrauch oder der vorschriftswidrigen 
Weitergabe vertraulicher Informationen verbun­
den ist oder 

c) gegen eine Pflicht der Kapitalanlagegesellschaft 
nach den Vorschriften des Investmentgesetzes 
verstoßen könnte; 

2. außerhalb ihrer Tätigkeit als relevante Person einem 
anderen ein Geschäft fll.it Vermögensgegenständen 
mit Ausnahme von Bankguthaben oder Edelmetallen 
zu. empfehlenoderihn zu einem solchen Geschäft zu 
verleiten, welches als persönliches Geschäft 

a) die Voraussetzungen d.er Nummer ."1 oder des 
§ 33bAbsatz5Nummer1. oder 2 des Wertpapier­
handelsgesetzesentsprechend e!1üllteoder 

b) einen anden.'IIeitigen Missbrauch von Informatio­
nen Otler laufende Aufträge darstellen würde; 

3. unbeschadet desVertlots nach§t4 Absatz 1 Num­
mer des Wertpapierhandelsgesetzes . außerhalb 
ihrer vorgesehenen Tätigkeit als relevante Person 
einem anderen Meinungen,oder Informatio.nen in 
dem. Bewusstsein zugänglich zumachen, dass der 
andere. hierdurch verleitet werdendürlte, 
a) ein Geschäft mit· Vefmögensgegenständen mit 

Ausnahme von BankguthatlsnoCler Edelmetallen 
zu tätigen, welches als persönliches Geschäft die 
Voraussetzungen der Nummer lader des §33b 
Absatz 5 Nummer 1 oder2desWertpapierhan-

entsprechend oder einen 
Missbrauch von Informationen 

über laufende Aufträge darstellen würde, öder 

b) einem anderen ein Geschäft nach Buchstabe a zu 
empfehlen oder ihnzu einem solchen zu verleiten. 

(.2) Die organisatorischen Vorkehrungen nach Ab­
satz 1 müssen zumindest darauf ausgerichtet sein, zu 
gewährleisten, dass 

1. jede unter Absatz 1 fallende relevante Person. die 
Beschränkungen .für persönliche Geschäfte und die 
Vorkehrungen der Kapitalanlagegesellschaft nach 
Absatz 1 kennt, 

2. die Kapitalanlagegesellschaft von jedem persön­
lichen Geschäft einer relevanten Person im Sinne 
des' Absatzes 1 entweder' durch Anzeige des Ge­
schäfts oder ein anderes Feststellüngsverfahren' un­
verzüglich Kenntnis erhalten kann, 

3. im Rahmen von Auslagerungsvereinbarungen die 
persönlichen Geschäfte von relevanten Personen 
im Sinne des § 2 Absatz 6 Nummer 3, welche die 
Voraussetzungen des Absatzes 2 erfüllen, durch 
das Auslagerungsunternehmendokumentiert und 
der Kapitalanlagegesellschaft auf Verlangen unver­
züglichvorgelegt werden und 

4. die. Kapitalanlagegesellschaft alle. persönlichen 
Geschäfte, von denen sie nach Nummer 2 oder 
Nummer 3 Kenntnis erhält,. und alle Erlaubnisse 
und Verbote, die hierzu erteilt werden,dokumeQtiert. 

(3) Von den Atlsätzen 1 und 2 ausgenommen sind 
persönliche Geschäfte mit Anteilen an richtlinienkon­
formen Investmentvermögen oder EU~lnvestmentver­
mögen oder mit Anteilen anlnvestmentvermögen, die 
im Inland, in einem anderen Mitgliedstaat der Europä­
ischen Union oder einem anderen Vertragsstaat des 
Abkommens über. den Europäischen Wirtschaftsraum 
beaufsichtigt werden und für deren Anlagen ein gleich 
hohes Maß an Risikostreuung vorgeschrieben wird, 
wenn die relevante Person oder jede andere Pe~son, 
für deren Rechnullg die Geschäfte getätigt werden, 
nicht· an . der Verwaltung des Investmentvermögens 
oder EU~lnvestmentvermögens beteiligt ist. 

(4) Persönliche Geschäfte im Sinne der. Absätze 1 
bis 3 sind Geschäfte mit Vermögensgegenständenim 
Sinne des § 2 Absatz 4 des Investmentgesetzes mit 
Ausnahme von Bankguthaben oder Edelmetallen durch 
relevante Personen 

1.füreigeneHechnung, 

2. fürR~chnung von Personen, mit denen die relevante 
Person in einer engen Beziehung irnSinne des § 15a 
Absatz ... 3 .. Satz .1 .. des Weftp~pierhandfalsgesetzes 
steht, soyvie von.' minderjährili)en Stiefkindern. oder 
Personen, ~n· deren Geschäftserfolg die relevante 
Person ein zumindest mittelbares wesentliches Inte­
resse hat, sofern dieses nicht in einer 
Gebühr oder Provision für die Ausführung des Ge­
schäfts besteht, oder 

3. außerhalb des ihnen zugewiesenen Aufgaben­
bereichs für eigene oder frelnde ReChnung. 

§ 12 

Aufzeichnung' von P«utfoliogeschäften 

(1). Die KapitalanlagegesellschafthatjedesPortfoiie­
geschäft unverzüglich so aufzuzeichnen, dass der Auf" 
trag und dasausgeführteGEl::;chäft im Einze!nen rekon­
struiert werden können. 

(2) Die Aufzeichnung muss die folgenden Angaben 
enthalten: 

1. die Bezeichnung des Investmentvermögens und den 
Namen der Person, die für Rechnung des .invest­
mentvermögenshandelt, 

2. die zur Identifizierung des betreffenden Vermögens-
gegenstandes notwendigen Einzelheiten, 

3. die Menge, 

4. die Art des Auftrags oder des Geschäfts, 

5. den Preis, 

6. bei Aufträgen das Datum und die genaue Uhrzeit der 
Auftragsübermittlung und.den Namen oder die sons­
tige Bezeichnung der Person, an die der Auftrag 
übermittelt wurde, sowie bei Geschäften das Datum 
und die genaue Uhrzeit der Handelsentscheidung 
und Geschäftsausführung, 

7. den Namen der Person, die den Auftrag übermittelt 
oder das Geschäft ausführt, 

8 .. gegebenenfalls die Gründe für einen Widerruf des 
Auftrags und 
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9. bei ausgeführten Geschäften die Gegenpartei und 
. den Ausfühmngsplatz. 

Ai.JSführ,un,gspl;ölfZilTl~innedesSatzeS·1 N.u(11rner 9ist 
jeder organi~ierteMarkfiliiSinne des § 2 Absatz13d~s 
lrivestmentgesetzes, ein mUlfilateraiesHandelssystem 
im Sinne des § 2 Absatz 3 Satz 1 Nummer 8 desWel1-
papierhandelsgesetzes. ,ein systematischer Internalisie­
ter> im>Sinne des;§2 Absatz 1 0 desWertpapierhandels­
gesetz9S,einMal"ketMaker im Sinne des §23.Absatz 4 
des·We~apierhandels.gesetzes,. ein sonstiger Liql;jidi­
tätsgeberfodereineli:inrichtung;diein einem 'IJrittland 
eine 'ähnliche FunktiOn .ausfibt 

(3} Bef GeschäftSahsclitÖssehirri. Z~sa~~enhang 
mit dem li:rwerb' oder der Veräußerungvon.lnirnöbifien, 
Beteili.gu!'IgeriraJ\.. Immobjlien~Geselfschafter.r, Beteili~ 
gungehan' öPP:-,Projektgesells~naften .• Uridtlnterneh­
mensbeteiligun@e!'lnat die Kapitalanlageg.eSeUschaft 
ih Abweichung.zuLderiAbSätzen1 und., 2 Sicherzu­
stellen; dass die Vertrags dokumentation. übertden li:r­
werb. oder die Veräl1ßercun9 sotoner VermQgel"lsgegen­
stämdefolgende.Angaben :enthältr 

1 ... ' di~Beietcnn()n~ Ö~SJn~esfl11'entvepi1()gerls und deri 
. Namen . aerPersotli dieflrr'Recl'friungdes"lnvest-

mentvermögens handelt, •. 

4 .. ' dt~>z:i:li'rgei1tffi#~h)lf;1g; ~es ·ß;etr~fferjQen;VerrhöQEms~ 

~~);:~~:~~~~~;~~;~i~i~:~H"i~i~~~~~~'l~n" ":'i/
1 

4. den Preis, 

5, .daSi[)at~ro;·l' 

6. 'd~hVertragsp'artner:tJnd' deh NarhEln'dtk Petson,die 
füf tferl'Vei'fragspartnernal1delt ' .' . 

-§.·Hl 

. Aüfziilth .... Ung 
.vn~Zei~h~b~~~~···~ndi~a~rta~e~utti"~gell 

·.·.d}.);>j~.~~pi'~l~~~~I}\g,~~~(tsFfJäft h~t·~lCh.Ef~ 
dass ein~egarigen'e'Zelchriüngs:':" lmdRU'~~~~~ftie\~LJf­
träge desAnlegersunmittelbarnachihrem li:ingang 
zenfralerfassf'una'aufge2eu::l1fretwerden. '. 

' .. (2ypie 'Aufzeichnü~gri1uss dieJ~lg~~dEmß.nga15en 
ehfMa,Jten:,' "., . . .. . '. '. 

1.;.die .. 6e.:?1eichnung.deslnV:E!stmeAtvermi;>gens, 

2. den Namen der Person, die den Auftrag erteilt oder 
übermittelt, 

3. den Namen der Person, die den Auftrag erhält, 

4, das Datum unddie'tJh~eit des:li:ir,gangs oder der 
Übermittlung des Auftrags, 

5: die Zahfungsbedingyngen Und -rrlittel, 

6 .. die Art des Auftra,gs, 

7,das Datum der Auftragsausführung, 

8. diE)Zahl.der ge,~eichneten oderzurüc:kgenömme-
. nen Anteile pröÄuft'rag," .' . 

''j'',',,'" '-, ' - ,- -, -

9. den Zeichnungs- oder. Rücknahmepreisfür jeden 
Anteil,' .. 

10 .. den Gesamtzeichnungs7 oder -rücknahmewert der 
Anteile und . 

11. den Bruttowertdes Auftrags einschließlich Zeich­
nungsgebühren oder den Nettobetrag nach Abzug 
der Rücknahmegebühren. 

§.14 

Sonstige Aufzeichnungspflichten 
\ ' ' ,', " - '"-', 

(1) .. DieKapitalanlageQe~eIISch~fthat . sicherzustellen, 
dass die in den §§ 12 und 13 genannten AufzeicMun~ 
genrnindesten~fünf Jahre aufb~wahrt w~raen.ln AÜs~ 
nanmefäflen kann die Bundes"nsta1t füreifize!ne oder 
afleAtifteiefinLJrigen längere,Vc,nderArt des Vermö~ 
Qensg~gersfMde~oder' des;Geschäfts'abh~ngige Auf­
bewa~run~sfi"ist~n . feStset~en,W~hh Clies.für 'die Ober­
wactlllngstätigkeitaer Bundesari~talterfor"derlich ist. 

< }"'-

(2) 9ie BtJf1de~anstalt.~ann die ,li:inhaltung.Q~r j\uf.: 
tr~wahrun~~fri~t l1act\.,L\t1f;,~tZ:1 Sat2;1ausli für den Fall 
verlangeii,dass die' Erlaql:>l1ls .'. einer Käpitälanlage­
gesellschaft vor' Ablauf dieser Fflst endet: ..... ,... .. 

". (3). tDieAutieichnungens,nd ..• inA~r W~i~~liut einem 
Datenträger vorzuhalten, dass die'S~ndesahstatt inner­
halb· der Aufbewahrungsfrist jederzeit leicht darauf zu­
greifen und jede wesentliche Phase der Bearbeitung je­
des ein~eln~n. p~rtfolr6~eschäft~ r~kol1~truier~n. kann. 
Die Kapitalafilti~egc9seIIS6naftmÜsssiÖheiitenent,. dass 
jedenael'\träglicheÄnderung, ~inerAuflZeiql;mungl s.öwie 
der Inhalt tler,L\ufzeic~!'Iung v:oieil'ler·sQlehep\Äneert.l:ng 
leichlteststellMr i:lnd die!\llfzeiehhli.ll'l.geil· vor sacnlich 
nicht:QebotenenÄnderungen:ge~cbi!itztLb.eiben;. 

•.... ' ""tKrit~ri~r,t,!9 .... ~i~· •. ,\: .. {. 
. Fes~st~llu!!g vOI:l,.ll)teres~~n~c:>nfl'k,t~n, 

'.' . , - "'\',2 " '-'" - !;''', '<' ,.,,' ,'<t''''' ; .. \ JO. ],i 

~lt·.Umidi.eiArte!'l,v:or;f··l!1;teressen~oli1flikten.zuerken­
. nen, die bei der li:rbringung der koUektiven.Xef!TI~gens-
v~~e'tHP~". ~gln;~~~Q,j~~ai:;~!nl,!mnr~s~.~p,~~~.riJn~e,s~-

V~;~~~~in~s~t~~ti~~N~~l1j .. ;~~il:~~ft;me~~·~~r 

~~~l~\ßf~'~~~~~ 
Q.~~.Kr'eg[~we~E)tig~st:ltz~s.mjt,;4er.Kaei~;:'I~pl]~gegesj3n-
sch~ü .xer.PHrl'!1en,:[~(~.ulgruh~ dererb(ing~Qg,c{er'kQi­
lektivßI1. Ve,rmö~.~!1~veDNaIJu;'g oder ..• ei~e( . and~ren 
Diei1§!;- ()q(i;r~~~e;'gi.~~tleiMuf;l9n~ctiJI ;A.6~atz. 2. 
d&s. Investrrjent9~setzes .. '. '.' 

1. zu Lasten eines Investmeotvermögens· einenfinan~ 
ziellen Vorteil··erzielen oder VerlList Vermeicjenköl'ln., 
te, 

2.iJmli:tgebnl~ einerfürdaSlnvsslmentvermögerl oder 
für einen Kunden erbracnten Dieriiiieistungoder 
eines· tür da:'Slnvestli1entverm~gen' oderfpr~il1en 
Kunden getätigten Geschäfts ein ··.IIJ\eresSe nat, das 
nicht mit aem JnterE:l~se des Invesfmehtvermö'gans 
an diesem li:rgebnisübereinstili'lmt, ... 

3. einen finanziellen oder son~tigen Anreiz hat, die 
Inte~essen. eines KlJnden.qd~r einer ander'~n Kun­
dengtuppe über die Interessen des Investmeritver­
mögens::Zi.:J stellen; 

4. die gleichen Tätigkeitenfür ein Investmentvermögen 
(jnd einen oder rnehrere. Kunqen al!Sführt oder 

5. im Zusammennang mIt der li:rbringung der kollek­
tiven' Vermögensverwaltung über die hierfür übliche 
Provision oder Gebühr hinaus von einem Dritten eine 
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Zuwendung erhalten oder in Zukunft erhalten könn­
te. 

(2) Die Kapitalanlagegesellschaft hat bei der Ermitt­
lung der~rten von I nferessen konfliktsn zu berücksich­
tig~n: 

1. ihre. eigenen Interessen, eiQschließlichsol~her" . die; 
. aus derZl,Jgehi)rlgkeitderKapitala(lI~egElsell~ch8rft 

zu~ir:;ler Yl:lt/ilrnehmensgruppe.inf S\n,ned~s§ 1 €i 
Aosatz2 . dieser Verordl1~ng od.er aus der E!:brin,gllng 
Xen Dienstlei.s.tung/ilnnach·§7 desInvestmentgeset-
zes resultieren, " . • . 

2 ... diei~tElre~sen~e~j$weliigen·ln~estme(lt\(ermqg/ilns, 
der, Kl4(lde;n und ihre Vßrpflichtunggegenüoer dem 
. fnveS'l:Il1~ntvermpgel'lsöw!e . '. ,. '.' .. . • 

3. diE) Inte~ess,.fn y,0nzwei. oder. mehreren verwalteten 
Investment\t~rmqgeQ. 

§·.16 
\! '\ " 

•.•.•.... ',. • . Qr~ndsätze,. . •. , .... 
fÜr.· ...• denl)mgang~'it .ln~f;eS$enkonflik1:en 

/ ",' J , '-- - "', _' ,," ',- ~, ",/ 

(1) . DteKa'pita'lanlagegesellschaft'hat ihrer Größ'e und 
Organisationsowre derArt, dem Umfang und der Kom .... 
plexität ihte,r ~eschäfteef1tsprechend wl~ksameGtund"" 
sätze füt;delllUtngafc1g<:rpit;lnteressenkonfUkternschtift .... 
lieh festzu!egen,.einzuhalten und aufrechtzuerhalten; In 
den Grundsätzen ist:zutt>estimmeitt, 

1 .. unterwetc~~v~\Illl~ßJ'~.!il!'li!i~!~~,l=irbfingung der 
kollektiven Vermögensverwaltl4ng Interessenkon­
flikte auftreten könnel:l,dieden Interessen des 
Investmentvermögens 1. oder .eirTes oder mehrerer 
Kunden. ~rhebuch'sc,häoetft<ön~t~n~ u(l~ 

2. welch'E;V~rta:fif~ri'ceiriiuhalt~riurid~elch~'Maßnah­
"meA'iutreffenfsi'nd,tlm diese·lntej;es~enkOfiflfkte zu 

öewältigen, . 

Toohteronternehnienim 
gesetzbuchs, Unternehmen, an denen diese 
ligung im Sinne eies §271 Absatz 1 des Handelsges~tz,.. 
buchs halten, sowie alle Unternehmen, die aufgrund 
eines mit diesen Unternehmen gesohlossenen Vertra­
ges odereirer SatzLlng~bestimroung ßi~er Unterneh­
men einer eirih~itJjphen.Leitul1g uriterste!1en od~r deren 
Verwaltungs;~,. Leitul1g;;;: .. ioq/ilr .. ~ufsiohtsorgane . sich 
wahrend' des Geschäftsjahres '.' und bis. ZLJr . Äufstellung 
des konsolidierten Absohlusses mehrheitlich aus den­
selben Personen zusammensetz~n. 

. ;:§ 17 

Un8~hängi"keit beim'Konflildm~ru~~enient 
(1) Die Kapitalanlagegesellschaft . h,atdje Verfahren 

und Maßnahmen nach § 16 Absatz 1 Satz 2 Nummer 2 
so zu gestalten, dass relevante Persone,n mit yerschie­
denen Tätigkeiten, bei denen Interessenkoriflikte ent­
stehen können, diese Tätigkeiten mit einer der Größe 
und Geschäftstätigkeit der Kapitalanlagegesellschaft 
und ihrer Unternehmensgruppe sowie dernRisikoeiner 

Beeinträchtigung von Interessen. des Investmentvermö­
gens oder Kundeninteressen angemessener:l Unabhän­
gigkeit ausführen,. Soweit. die~z:lJ.r Gewährleistung des 
erforderlichen Grades an UnabhängiQ~eit notwenQig 
und angemessen ist, umfass.en die Verfahren .undMaß-
nahmen nach Satz 1: . 

1. wirksame Verfahren zur Verhinderung oder KqntroUe 
.einesYlnfoJ;r.r:rationsaustauschs"·zwisehenrelevanten 
Personen,·, di.e.·inder rkellektiiffenVer,m0gensverwal'­
tung tätig sind und. deren Tätigkeiten eipen 'Interes.,. 
senkonfHktnachsich.ziehenkönnten,wennctieser 
Informationsaustausch· den Jnteresseneineslr'lvest­
mel1tver;mqg~nsod~r den!l1te~s~en./ilines . Kunden 

.. .schaden könnte, 

2. die fgeSohderteUOerwachung .. relevanter,)Perso",en, 
zu.' derenHauptaufgabent;:lie;kollektiv:eVermögens­
vel'Vlfaltung.für,Anfeger oder.die.iErbringor:l.g . von 
E>ienst- oder Nebendienstleistungen r:\aeh' § 7 
Absatz 2 des Investmel1tgesetzes für Kumdenoder 
Anl~ger:,gehött,defenlnteressenf ,mi;igliornerw.eise 
kollidieren oder die.sonst unte",schiedlicherlnter,es­
selJ.vElrtrElten"qie,.mpglipl:1~rw·eisekotliqierefl;.,aUch 
int:3ez:.ll~iaut di.elnt~ressen der;K~pitalaQlägegeseJl:' schaft,' '. ...... . 

3 .. ctieUn~bhäI19ig~Elitderyerg9tung rele;),.!ar\~er Perso-
'. nen.von 'cte~,~ei9,4'Ung '9q~r:p~I'1~,gi~QaPP:t~il)l~~i"er 

r~levanter . Personen mit··~~~.ren.·':~4f~~~~~n~~r/ilk 
ehen, . wenn.bei· €liesen· Tä~~[(aiferth'etri'!'~Jrltij'resseri:" 
konflikt entstehen könnte. 

4. die Verhinderung einer unsachgemäßeri'Einfluss'­
nanmeEJ.ncterer.I?~!'~ol1erlauf di,er:rätig~eitrele),.!~nt~r 
. Personen, .' die ·'die;.~oIJektive. \l~rmÖg~nsve~al~ung 
erbringen, uhd . .... . 

5. die Verhinderung odeFKol1trolieeiner gleichzeitigen 
oder anschließel:lqel];'i.~~~~i,U9Hng einer relevanten 
P~~~~'2ian,,~i.n~F.I;\r;1i!i!9te!1 .. i~qil.lelt\'~E)Jl,)(e.r;mQg~n~ver-

i.h':'~~~~~~l~~~ k~~tl!~;:~~~ffl~~~~~~~iEfrä~~~~ '.. }!gen.il«)'t{ritW' .., • . • ...... ".i j 7j,' O\,ji.,.,. 

(2fSo~~it roJt einer'qd~r rrt~6rE1render !l:lAbsatz.1 
~a~2gen~nnteJ'l Maßnabrn~D undV~rf~hrel) 2~( erfor­
derliChe 'Grad' an Öhabhällglgkeit 'ntd'f gevV~I1N~I~tet 
wird, hat die Kapitalanlageges~lIsohaft dafürnotwe~­
digealternatlve'öder'.z;i:!sätzliche Maßnannien und Ver­
fahren zuJreffen. 

§18 

." .• lJlYl98n9 '1lit Täti"l<eiten, .. ' . . 
die einen nachteiligenlnteressenkonfl'kt auslösen 

(1) Die KapitalanlagegeseUschafl: hat die .. Artel"! der 
von ihr oder in ihrem Namen erbrachten kollektiven Ver­
mögensverwaltung aufzuzeichnen, bei denen 'eih den 
Interessen eines oder ,mehrerer Investmentvermögen 
oder eines Kunden jn erheblicbem Maße abträglicher 
Interessenkonflild aufgetreten ist oder im Falle d~r'\lau­
fenden kollektiven Vermögensverwaltung noch aLiftre­
ten könnte,sowie" diese' AufZeichnungenregelrnäßig 
zu aktualisieren. 

(2) In den Fällen, in denen die organisatoriSohEm und 
administrativen Vorkehrungen der Kapitalanfagegesell­
schaft zum Umgang mit Interessen konflikten nicht aus­
reichen, um nach vernünftigem Ermessen zu gewähr­
leisten, dass das Risiko einer Schädigung der'lnteres-
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sen des Imfestmentvermögens'oder seiner:. Anleger 
ausgeschlossen werdenkann;.sind diedgeschäftsleifer 
oder eine aFldere; interne Stelle .der: Kapitalanlagegesell­
schaftunverztjgUchzu :informieren .. lndiesem ;Fall 
h~perl(jl~;GliJschiiftsleite~odergiE;!;ancler,e in!erne.Stelle 
dien.o!wendigen. Entsci)eiduqgen.zu tre'ffer,:t,'l,Iftls,i.ql:)er­
z)J~telleljl"claSsr:;li.e t<~pil~)af}J~geQ~~e!~Sl9h~f,t. ~tets im 

.~ belSteA Intefl;l~se. desJnves~mel)tve~mögensu.nd !s~iner 
Anleger handelt. . 

. ;,~Ji)ie: ;,.;K~pi.tal~ljIl.~gege~ell~cbaf,t .tJf;ilt;die.ÄI1I.eger 
lTlitlels~eines:.claUefha"ffen:Pat~ntriige.rs} ii!:>er.* in 
J.\pSß:1:z. 2.gel);~nf,lte; situiif,iofl; .zu '. ir:lfClrmjerer) ·l,If:lPr;die 
hie~)J. erg~genen;El1fsctl~ldungen;mit:Zl,lJeiien·4I:lq zu 
b~gründen,l§;.;J,~.~ d.esiJo'{estmentgesetze~.,gilt,entspre­
C;b.enJ11'.: ~ei. ~P;9zifAlj;~.gFlPervermög~p~afl.Q.9~,~apital­
al;llageg~;s@!lliI9I:'laft mitZ)Jstlll;1lJlung::de~, .• ~~leger .yon 
ger ;lnfo!:!i!1ationna,cl;! S~t~ 1.alJ,sehen. . 

;:;§;J~ 
.,.~tr".giell';f~~;c;lie ;~!<Isij~~9'M~Il, StirnJ'Qf,ecli~efl;; 

(1 r 0ie',KlipitalanlagegeseIIS6M8ft'hat'aAgemessene 
und wirksame Strategien im Hinblick daraal"at::iszo"' 
arlö)eiWn,:wa,na ··.J;.jap,wi,e\,~ie::·fl!!.i~}~iefl~y~~blllnd~f:len 
Stir:nm.~~,~ht§raj,l~Obti\lV~r~en\§Qllen,(.(!jaJ~;lij;(,jJ~~~J~,IiU:; 

~::!&;rl~:~~~=~?:~~l~~~~;'QeS~~f~~ 
(2) Dre in Absatz 1 . genanhtE:m .' Strategien mü~n 

Maßnahmen und Verfahren umfassen,die 

1. eine Überwachung. def;el~vanten gesellschaftlichen 
!!Er~fgMlss~ÖI'l'fio(Jlidh6A;~' 

2.·siel'ferstelfen; ;<!Iass!ai~AüsObuA9'}vQn!'StimmreCtlten 
'hiit:den·'Aiirlagezlslen'ün'd derAnlaifepÖ:fttiK'des''jE~':: 
weiligen Investmentvermögens in Einklang stel1t, 
lIl1Jd· 'i 

3. Interessenkonflikte, dieaus'·;:(jer 'Ausu8i:ll1gj 'von 
Stimr;mre~nten,re.~ultt~r;~~ilVe(nJ,rrlder;{1"~QeJ!regel~ . 

.. ····ia)""~ief(aptta:la1ilIa~~g~se"n§ch'ifff'fiät!!~e'n:;Arlte~"ern 
eine KMb'escl1tei6l.l'ri"g'!(jet;rnAbsaft:~y!genEltil1ter1·Stra­
tegjen;auf ihrer ,lntem~Seite,turVerfOgun~!zu.stellen. 
Ein:?:e1heiten 'zu, derlaufgr:und di,eserf$trate.gien,'g,etrof­
feneri!Ma~nahrnenhat ,sie 'd.enAnl~gern,aufNerla/ilgen 
kostel'lfr::ei zur Ve.rlügL!hgzu~eJlen;B,eiSpe.zial-Sonder­
verr)'löge,'J: kann die KapitalaolageQ,eselischaft lf;1it Zu­
stimmung der Anleger von der Information h.acll.Satz 1 
absehen."" .. 

Abschnitt 4 

Woh Ive rhalte n srege I n 

§2Q 

Sorgfaltspflichten 

(1) . Die .. Kapitalanlageg~sehschs.ft '. hat eine . gerechte 
BefI~nqlung . derj},tll.eQereineslnvestmentvermöQens 
slch\ßrzustellen. Si.9 natdie Interessen eIner bestimmten 
Gruppe voh Anlegern nicllt.uber die Interessen einer 
anderen Anlegergruppe zu stellen. 

(2) Die Kapitalanlagegesellschaft hat im besten Inte­
resse der Investmentvermögen und der Integrität des 
Marktes bei der Auswahl lind laufenden Überwachung 
der Vermögensgegenstände ein hohes Maß an Sorgfalt 
walten zu lassen, Sie hat bezüglich der Vermögensge­
genstände,in die die Investmentvermögen angelegt 

werden, über. angemessenes Wissen. und angemes­
sene<KenntnisS9 12:Uvetfi:i§en;f' 

(3) DieKapitalanlagege~ellSbhalt .. hat\schrittliche 
Grundsätze und Verfährenzu dEm Sorgfaltspflichten 
nach Absatz 2 festzulegen sowie w.if'ksame Vorkehrun­
gen zu treffen,um zU gew"ährleisten; dass die ,für das 
IO\f,~t~ntv.errnQgef1 .... ~~trqffel1en .f!r.nl~geeßt!?9heigun­
ger;1~itge.n,Anlage:~Jelen,Qer •. Anlage~~rategie:\i!OQ 
d~ ·ßi~ikolilJ1iten cjes~nve!}tmentverr:n§geOs Qber~in-
stimmen. ' . 

(4) Die Kapitalanlagegesellschaft hat bei der Umset­
zung thr~·.r;1~cl:)·§2.t. .. fe\?tSl,eJegten".ßi~i1<pm~nagement­
Gr,4ndsjit~1:'l 4nd,sqW,l:'lite~J1~CQderAl"teinesVeJ:mö-
.. ; .••.•.... " •. ! """ t' 'd'';' ",A' "''''''''''''·'"'·:'yj\·'·''d' <; 'E; rb 
,gers~ege'1:S3JI1,:e~ ,.~l1aerneS§el1,I!;, t"'9:f..errI'We 
di~s~~ ~E@~östancfes. Pf.QgnQ~etl~pZl,l.geÖl'lO, YfJd, A(1~., 
lyse~'durch;Uf{ihrenhiHsr~lW(j~WHes.·aei't,a~KJ~eh':der 
vö~~e~el)s~e~~~st:~p·~t~~! •. ·~~!lim~~h~~1~~~Q"~:~~.~h~ 
vestm?ntverrAogens, zu dessen LIqUIditat und zu des-
sen RisiRÖ~'und'Ertrags"l'ofiIJ;lefstet'~;lJ:)leÄh21lysenj dÜr­
feR siohquantitativwreq:CJalitativ ,nur' auf "vel'lässlicl1e 
unct alduellEl' 'E1äteH,:sfützEltt 

seines Zeichnungs- oderRübts'!'laJ1n;\e~üttrags:\}mjt;tf!ls' 

ßit\ßs!\q~u~rh~ften Q~t~j 
t~lli1~~~C~~p;!~r!;te~,~~~~~i!J!~~~;.h~~h; 
a~~'4:!1~~~~i lQ9~!.r;~qt~r">1') gl~ ~~~~t~Il:l~Jf,~ 
dl~\ .. B;~tatlg4.QQ.~Q!1·elrrem·Qr,!tt~r:1·. e.ft 
am,e~te.n,~.~;s,~~~#~t~Q.l1a9bJMQ~9Q,:\, !C'" '. !!:cl 

de.~Ptltt~!1! .. §~2?il;!~s]o~~~,tmentg,eSetfi~!3 .. gilteg!~~~e:' 

:~~!~~~j~Jr~~ 
leistu(1gs-VerhalteFls:- und Organis~tionsver()rr:;IJ'l~O 
zuseiitlen-.\,:"'::::r,,cv; ;,;, :,~:.:,: .... :!r·!:;:';''';~l!\···':' :.i .). ',I:: ';".'!;'!:: 

. .. '~);~Qi~;.~~f&\~g4ng,'~[l~~b';Ab~~# J, i ~~~, .~oweit 
reje."'~~t!.;d,ieJolge.!1d~n,~f1g~6e.p ,en~h~ten:' 
1.· den Narnen der !<lapitalanlagegeselrsofifaff, 

2; dEln\N:a:rnÖhoderdies"önstigeBez~idhr'iung' des An-
legerS;···· . . .. :: .• ". ' .. 

3~das,Öatum und die. Llhr,:zeltdeS~uftraQ~e,inQangs 
oder der Auftragsübe.rmittlunQS9wie die Zahlungs­
weise, 

4. das Qatum der AusfÜhrung,. 

5: die Bezeichnung des Ihvestmentvermögehs, 

6: die Art des Auftrags (Zeichnung oder Rücknahme); 

7. die Zahl der betroffenen Anteile, 

S.de!"l Stück\Nert, .zu ~em.qie Anteile gezeichnet oder 
zurQckgenommen wurden, '. 

9. das Wertstellungsdatul'tl, 

10. den Bruttoauftragswert einschließlich Zeichnungs­
gebühren oder den Nettobetrag nach Abzug der 
Rücknahmegebühren Und 

11. die Summe der in Rechnung gestellten Provisionen 
und Auslagen sowie auf Wu nsch des Anlegers eine 
Aufschlüsselung nach Einzelposten; 
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(3) .. BeL einer regelmäßigen.Auftragsausführung .für 
einen Anleger ist entweder nach ·Absatz.1· zu· verfahren 
oderJhm sind mindestelJs al.le sechs Monate di.e in Ab­
satz'2 aufgeführten .1i1for01ationen zu übermitt~Jn. 

(4) Auf Verlangen; sind dem Anleger Informationen 
über oenStatJ,Js.seinesAtlttr,ags mitzuteilen. 

(5) Bei Spezi~I'"SonderVi:mnögen kann die Kapitalan­
lagegesells.chaftmif Zustimmung. deriAnlegervtln .der 
Bestätlgungsmitteilungna.ch Absatz 1 Satz 1 absehen. 

§2.2 •. 

',AusfUhrungvOh HandelS$titscheickJngen 

•. (J)\Oi~·~~Pit~fa~i~g~~~~~lIsfti~l'fh!it~~i .~.~~.~~fQl1;, 
rLlng\lQnEnts6heictlJ.lJgenUb~r .. den E,rlllierb .' ()der.~1ie 
verayij~hJrl~.Vc5f1Y~rrilp'g~n$g~~ensviJ'I8ertfUr'ei;1.[ni. 
vestl'j1entvern:t?gen (l1~ndelserjts9heic\ungen) .. '.irn· ... be~ten 
Interess$~Ie~eS Investft]rl1~~ern1ögens;zUhan4eln .. 

(2) pi~)j<!ipita,?nla~egesell~9.he,ft.~!it )lvirk~!il'l1e; Vgr­
keOr.4Qgeq .cfQ(.gie .• E,inh~I~J,Ig.g.der,in, §~ßAI2~M~.2 <;Ies 
Investmentgesetzes genannteny'erpfHc:btlJn~k~u·treffen 
und umzusetzen. Sie hat insbesondere Grundsätze zur 
Auftragsausführung festzlJlegen, um das bestmögliche 
Ergebnis im Sinne des §.36~b$fitz?Satz 1 des Invest­
mentgesetzes für ij~~l~ye~ftriehtv~liffiggenzu erzielen. 
I t d' '. K . iiO{;!ir ß"t'"i;"".";;kl"Il··"ij,ft"V!,I., ''''lt . . 11-s le. ;~r .. a,P,!ig~g~ß~ .. ~P. a, ,eQ/lla.., upgsgese 
schä'ff;"\3fh~~fjffrEtrY\~~fWltfi'Bt'N·"lri"~!'ffflJ«fä'itfMffgiilsell­
~€lJ:Jäfti;!'0'e.C!I·mFf~P)?di~'j\'ß~iill\lc;lS;i!i~~~!1tn-;~b1i~,.\~ftiag~äus­
ffih"l:Jlig!''8iri~r51Vt!1rt1:~~igetl'i:Zli1stirnrnUn~(1fi'Etsei' ·;ln",est.:. 
'rT1~~t~ktl~~geself~cnM;i '., ...•.. . ..... ,.... ' ........• '. 

·13);.:9i~i1(ap,itMfäryra~e,g~sell~chä~'.liat .. tj~~iißhleg'8rrl 

ri~;~~:1~R~~~J~~~~~J#a~ÄfJt:~~~~~R9~~'~: 
r(1I1g'erl.;di~~erGrundsätie . zu!" VetfUge~"9,'iustener~ 
slf~~fi:11~:j~~9~atl~n~~ .• ,~gf;i,~~€riJQr~r~·~t~e!te.itlrve'r­
f!:1gl:llig·zb·.stelfen;a~~ .:spezfal-SoBd~l';Ve.rm~ltelikäBn 
di~iK~pjta:lantagege~~il~6hafe fAit ;Ztf~irfnmun~fder"Är1~ 

r~:~:I;~:~~r,:r~~~:~!:fj~~~;~~~~:,:~~i~~~J~~~,~)~~~f' .. ~;:~b~ 
(4) Die Kapitalanlagegesellschaft muss die Wi(.K~~rI1"" 

keit ·.ihrer. Vorkehrun~.e,I), insbe,so~drr~der~rU~d~,~tze 
für elle ÄÜftfags~y~f(jt1H.lrtS;·' ;regelffläßi~·tib;e?wa6hen, 
um etwaigeM~ngel a(lfz[}deckerii'i1f1ä\1n:VEkzügli~t1 'zu 
beheben. Oie, Grundsä~e 2rw A!:lftragsausfuhrung:sirid 
z.uqerQi,jä,l1rli~b.:?:u. Yb~~pr9f.e,o.E,:ir;)~ ,Ol:!erprQfung der 
Grundsätze istaußerhalb des Jahresrhythm4s:dann 
vorzunehmen, wenn.eine wesentl.iche Verä~derung ein­
tritt;' die 'die Kapitali:lIilag~~esellscfiaftin' derEl'{üllung 
ihrer Pflicht, das bestmögiiche Ergebnis tür dasInvest­
mentvermögen zu erzielen, beeinträchtigt. 

(5) Die Kapitalanlagegesellschaftmuss 'nachweisen 
können,da~s sie Aufträge für das Investmentverm.ögen 
nach ihren . Grundsätzen .. für· die .. Auftragsausführung 
ausgeführt hat. . 

(6) . Bei dem Erwerb und der Veräußerung von Vermö­
gensgegenständen, bei denen autgrund des Gesbhäfts­
modells verschiedene AUSfOhrUrig#)lätzenicht zur Aus­
wahl stehen, ist diel?e Vorschrift nicht anzuwenden. 

§23 

Weiterleitung von Handelsaufträgen '. 
an. andere A ... sführungseim:ichtungen 

(1) Für Kapitalanlagegesellschaften, .. die Aufträge 
zum Erwerb oder zur Veräußerung von Vermögensge-

gen ständen . Jür . ein.lnvest!llentvermögen·· (Handelsauf­
träge) an Dritte .• zur.Ausführungweiterleiteni ,gelten 
§36Absatz. 2 cJesInvestmentgesetzes und §22 Ab­
satz l'bis4 entsprechend. mit der Maßgabe, dass 

1. die na6h 922 Absatz 2 Satz 2festzuiegencJEm 
Grundsätze'in Bezug.auf .• Jede GnJppevonVermö­
gensgegenständen die Elririchtungennennen müs­
sen, an die ÄufträgeweifergeleitetwercJen dUrfen, 
und " 

2. oeider Übe"W~chungder}Nirksa'mkeit der Grund­
sätze insbeson~ei'edie. Qualität. der • Ausführung 
durch die in qiesenGryndsätzerl genannten Eimich­
tungenregelfTlaßig zu· uberprüfen siridLindetwaige 
. fV1ai:lge'::4nverzüglich'z~.beheö~n s.irrd.DieKapital­
aAla9~gesetlsbha;ftmuss. siChe~tellerl; .da~s. die von 
ihr" aUsgewählten Eini'idntoi1gen Vdrketl~rigentref­
fen, die es ihr ermöglichen,' ihren Pflibhtennach 
§ 22 Absatz 1 und 2 n~chzukommen. 

(2) Die Kapitalanlageg!:isellschaft muss nachweisen 
kÖ1in;entdaSS'sij'Al1fträg~ilürjdas ltj\festfrtefltVermögen 
nachd .. e.nlilaph Absat:Z:'1:festgele!iiltemGrl,lt:'!dsätzen Wei-
tergeJeitet:bat, . 

'(3}'SePdemi ErWerbuhc:f\'OierVeräußeruhgvoRVermö'­
gensge!1J~nstäMder'i,'bei;'äeMehaI:i1gründ des Ge­
SCHaftsm6tfeIlS·\V~rScÄie(ferte\.,4.\;jsfüfTrungsplätie··· ... nic~t 
zur Auswahl stehenj'vistäiese:'dörsehi'ift'ifiieHf'raAzawen'" 
fil~r;h ,"" 

§24 

Allgemeine G~Unds~;'del'.Au.rElg$b~!l,tb~i~!J:P9 
(1,) }lDie.\~apitl'i!II;:l'1Jage.99$.ells.Oh,afl:t:1!'ltgeeigr;)ete,. Ver­

fah"enur:lI:;tN~F~e.hr:ungen festzule€Jel1und .um:2!.isetzen, 
urne 

1. Aufträge für das Investmentvermögen unverzüglich 
",nd"redlich ;auszufütm~n "~: .. " "l',.t~, ' ., t~n' ~ • " " ',~ ,,' " , 

2. sf~hlerzllste1!effi'!d·~s§'iidie{ .. fQI';.ein';lnVestm9rtltvermö­
',;Steril' ... ,a!.l§gef(.!~rt~fi),·\;.:~~l"J,Qe!§a,ltJ,ifl:r~ge$i~I!l~e,~q!!llich 
;'; ,Yl;ig.lsqrr~~,registf;ierffi;.4t1q~!.I~e~ija§el;'l'e{e,rc;l~ni" . 

3.vergl.eichbare " Handelsatifträg'e' ;fOr' das.lnyestrnent ~ 
vermoger:r' Mact) ·defReiflfenfQlge ihres8ingangs 
öder;'vorbehaltlieh der8esonderheiten·desÄt:Jftrags'; 
nach den vorherrschei:l.den Marktbedirigungen'Qder 
anderweitigen Interessen .' des tnvestmentvermögens 
auszÜtührenund' . 

4. sicherzustellen, dass die Vermögensgegenstähde 
und Gelder, die zur Abwicklung der ausgeführten 
Aufträge eingeglihgensrnd, 'unVerzüglich und kor­
rekt auf demKontodesJbetreffendenlnvestmentver­
mögens verbucht Werden. 

(2) Die Kapitalanlagegesellschaft darf Informationen 
im Zusammenhang mit noo.hnichtausgeführten Aufträ­
gen für . das Irtvestmentverri1ögen' nicht. missbräuchlich 
verwenden. Sie hatangerIJ9$se~eMaßnahmen zut~ef­
fe [1 , um die mis§b~äucl1!iqhe yerwen~Nnggerartig.er Ifl­
formationen durch ihre relevanten Personen tu verhin-
dern.· ,..1·' 

§ 25 

Zusa!11merilegung und 
Z ... weisung .von. Handelsaufträgen 

(1) Die Kapitalanlagegesellschaft darf einen Auftrag 
tür ein Investmentvermögen mit einem Auftrag· tür. ein 
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anderes Investmentvermögen, für einen Kunden oder 
mit Aufträgen für die Anlage des eigenen Vermögens 
nur zusammenlegen (Sammelauftrag), wenn 

1. eine Benachteiligung des betroffenen Investment­
vermögens oder des betroffenen Kunden unwahr­
scheinlichist und 

2. die. Kapitalanlagegesellschaft Grundsätze für .. die 
Auftragszuweisung festgelegt undumgesetzt hat, 
in denen die ordnungsgemäße Zuteilungzusammen­
gelegter Aufträge unter Berücksichtigung. des Ein­
flusses. von Auftragsvölumen und ~preis sowie die 
Teilsusführul1g von Aufträgenpfäzise· geregelt sind. 

(2) . Legt die Kapitalanlagegesellschaft . einen Auftrag 
für ein Investmentvermögen mit einem Auftrag oder 
mehreren Aufträgen füreinlnvestmentvermögen oder 
mit einem Kundenauftrag zusammen und führt sieden 
zusammengelegten Auftrag nur teilweise aus, hat sie 
die zugehörigen Geschäfte gemäß ihren· Grundsätzen 
für die Auftragszuweisung zuzuweisen. 

(3). Soweit die Kapitalanlagegesellschaft Aufträge für 
di13 . Anlage des .eigenen Vermögens. mit .. einem oder 
mehreren Aufträgen für Investmentvermögenoder für 
einen Kunden zusammenlegt, hat sie zu gewährleisten, 
dass 

1.die~ammelaulträgenicht in . einer . tQr dasinvest­
mentvermögen od13r . für den KundennachteilJgen 
Weise zugeteilt w~rden und 

2 .. bei der Teilausführung eines Sammelauftrags>die 
Aufträge.für.daslnvestmentvermögen oderJür. den 
Kunden gegenüber den Aufträgen für die Anlage des 
eigenen Vermög.~ns bevorzugt ausge.führtwerden. 

Soweit Aufträge für das Investmentverl11ögen·· oderfür 
den Kunden erst durch die Zusammenlegung mit Auf­
trägen für die Anlage des. eigenen. Vermögens ausführ­
bar oder fürdas Invesfmehtvermögen oder den Kunden 
wesentlich vor'teilhafter·ausführbar werden, können 
Aufträge für die Anlage des eigenen Vermögens in Ab­
weichung von Satz lNummer 2 unterBerücksichtigung 
der Grundsätze der Auftragsausführung anteilig zuge­
teilt werden. 

§26 

Zuwendungen 

(1) Eine Kapitalanlagegesellschaftdarfkeine Zuwen­
dungen, die im Zusammenhang mit der kollektivenVer­
mögensverwaltung stehen;. von Dritten annehmen oder 
an Dritte gewähren, es sei denn, 

1. die Zuwendung. wird im Zusammenhang, mit dem 
Vertrieb entgegengenommen oder gewährt, 

2. die Zuwendung wird für Rechnung des Investment­
vermögens entgegengenommen oder gewährt oder 

3. die Zuwendung ist darauf ausgelegt, die Qualität der 
betreffenden Dienstleistung zu verbessern, ohne die 
Kapitalanlagegesellschaft daranzu hindern, pflicht­
gemäß im besten Interesse des Investmentvermö­
gens zu handeln, und Existenz, Art und Betrag der 
Zuwendung oder, soweit sich der Betrag noch nicht 
bestimmen lässt, die Art und Weise der Berechnung 
werden dem Anleger vor Erbringung der betreffen­
den Dienstleistung in umfassender, zutreffender 
und verständlicher Weise deutlich offengelegt. 

(2) Zuwendungen im Sinne dieser Vorschrift sind 
Provisionen, Gebühren und sonstige Geldleistungen 
sowie alle geldwerten Vorteile. 

(3). Die Offenlegung nach Absatz 1 Nummer 2 kann 
in Form einer Zusammenfassung der wesentlichen Be­
standteile der Vereinbarungen uber Zuwendungen er­
folgen, sofern die Kapitalanlagegesellschaft dem Anle­
ger die Offenlegung näherer Einzelheiten anbietet und 
auf Nachfrage gewährt. 

(4) Gebühren und Entgelte, die die Erbringung der 
betreffenden Dienstleistung erst ermöglichen oder da­
für notwendig sind und die ihrer Art nach nichtgeeignet 
sind, die Erfüllung der Pflicht der Kapitalanlagegesell­
schaftzumljandelnim. besten Interesse. des .Invest­
mentvermögens zu gefährden, sind von dem Verbot 
nach Absatz 1 ausgenommen. 

(5) Bei Spezial-Söndervermögen kann die Kapitalan~ 
lagegesellschaft mit Zustimmung der Anleger von den 
Absätzen 1 und 3 abweichen. 

Abschnitt 5 

Risi komana gement 

§27 

Risil<orrian~gement-Grl.U:ldsätze 

(1) Die Kapitalanlagegesellsphaft ·hat.angerness~ne 
Ri$ikomanagement~Grufldsätzefestzulegen ... un~ •. auf­
rechtzuerhaltEltl., in derl~rl die Risikengenanntwerden, 
denen .gie von ihf. verwalt~ten Investmentvermögen 
ausgesetzt .sind oder sein könnten. 

(2) Di~Risikomanagement-Grundsätze müssen die 
Verfahren festlegen, die notwendig. sind, damit die Ka­
pitalanla~egesellsch~ftbei iEldem yon ihrvei'Walteten 
Investmentvermögen .. dess~r Mar.kt~, .. Uquiditäts- und 
Kontrahentenrisiko .sowie. alle sonstigen Risiken, • ein­
schließliGh··oper~tioneller·Risiken, bewerten kann, die 
für die einzelnen von· ihrverwaltetenlnve~tmentyepTlö­
genw~sentlich$ein köni"lten. Die Risikomanagement­
Grundsätze müssen mindestens umfassen: 

1. dieMElihoden, Mittel und Vorkehrungen, die der Ka­
pitalanJagegeselischaft die Erfüllung der in § 29 die­
ser Verordnung und § 6 der Dßrivateverordhüng fest­
gelegten Pflichten ermöglicht, und 

2. die Zuständigkeitsverteilung innerhalb. der. Kapital­
anlageg~sellschaft in Bezug auf den Risikomanage­
ment-Prozess. 

. (3) Die Kapitalanlagegesellschaft hat sicherzustellen, 
dass in den Risikomanagement-Grundsätzen Modalitä­
t~n, Inhalt und Häufigkeit der in §7Absatz3 Nummer 1 
vorgesehenen Berichterstattung über die Risikocontrol­
ling-Funktion an die Geschäftsleiter festgelegt werden. 

(4) Für die Zwecke der Absätze 1 bis 3 hat die Ka­
pitalanlagegesellschaft der Art, dem Umfang und der 
Komplexität ihrer Geschäfte und der von ihr verwalteten 
Investmentvermögen Rechnung zu tragen. 

§ 28 

Bewertung, Überwachung und 
Überprüfung der Risikomanagement-Grundsätze 

(1) Die Kapitalanlagegesellschaft hat 

1. die Angemessenheit, Wirksamkeit und Einhaltung 
der Risikomanagement-Grundsätze sowie der in 
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§ 29 dieser Verordlilung und § 6 der Derivateverord­
nung vorgesehenelil Vorkehrungen;' Prozes.se und 
Verfahren sowie 

2. die AngemessenheitundWirksa,rnkeitder Maßnah­
men 'zur BehebungetwaigerSct1wächenillderLeis­
ttmgsfähigkeit des Risikomanagement-Prozesses 

zu bewerten, ZU' Oberwachehuhd'regelmäßigzuOber-
prOfeh: . ' •...•..... '" .' .' 

(2) Die Kapitalanlagegesellschaft hat die'Bund~~an­
staltuhver'zug1ich Ober allewe~etitliChE!riAhd~rungen 
ihres' RiSil<orriatiagemehFProzesses 'ZU unterrichten. 

1\IJ~~sun!i:':'.rldl\ll~6~Öement~~fI 6isi~~h 
:'cj':i' .. ~,~,":',:,,' "'io'L,., ',~"':,:', ~":?':~'i c\{'\':',:, "',' :,:"):.:",.,:,,,:~:,} 

(1) Die Kapitalanlagege~ells9ha,~t!lltal!ge!;Tjl,e.sseFle 
Uhd)VirksarlJe V9rkehrpFlgen~ prozesse. unq yertapren 
einiu!Ohren~ yrt\ .... . . '.. . . 
1. di~ Ri~il<en, denen cJieyol1ihr;Yerwaltetel:JoInyest­

mentvermögen ausgesetzt sind oder sein könnten, 
jederzeit erfassen; l')1el?Seh, ste~ern und Oberwachen 
zu können !-Illd ; .• , 

2 .. die EinhaltungderÖbergrenien tar das Marktrisiko­
potential nach § 51 Ati>sa!z 2 des. hwestmentgeset­
zes in. VerRil1f!\.Il!g."1l(;§.:~.qer RetiYa,!everordnung 
und fOt'aäf··lt~iHraheitt~nnM~o·&nä!1R§§;~2 der Deri-

. ;'.·';\1~l~fer~rc!inMng.lS~ft~f!z~'SfelienV' 
D)e'V(jF~e 

~g~i~3~~rililitlt~~ ~-~c.q" C.;·,:,; •• .. ~;;X •• ;;Ti'.;,\. ,. ;. i ....... • . 

ten Investrnentyer:me:l1:eR·\ang;emet~~h':~~ir:i·"urtC:t, .. ttrern 
··RtsiJ:(GPIl0'il;.·Ef'es~·'jeWeilijJ~fl\\~fl:'jves:mreflwe~iir!io!!i:eJils.I~nt-
sprechen." . 

•. ••·• .. {2J!\~'l~~\Ka~it.äl~ifiJl~~S;~~~!!IlR~ä~UHWrff~~~\~1e,~~~·V9.~ 
illr\\retWa[t~t@;·tnvestrneirltt~rm~gel"i;···1:!1' ......... ';',. ••......... 

. ", ,,- . n. .. • >. c.>:";?,',: ~rk~!l~4D~~n, 

Jm~icJ;ier:z;~~ 
.~, •. ~j.~lK~~l'.9~~~h9:~f:fl~lil~~j~~~S?;ii~r;t~ 

und·derert.:,.ßeitrllg.;.2;!:Itt;t;~es~rr)1.~is.i~?prpfil;,~\uf\;ct~ 
Gr~ntllE,lge s.olid.efuncJv~rtässll~*~I"·jj~t~JjQ~~ilU ge-
hiess~n w~r(jetl· uhd da.s§ aie'RisfI<6maTla~e*ent-. 

'. \orkel1(ung~n, .. "·Pr~Z:esse~Und • ~Veff'af(ten' gtdäquat 
dokumentiert werden,'. . . ,.' ".. ..... '. 

2.so'l'{eit f,ngernes~~n, •• di~;:P.rogr1()segute~~r· RJ~ikQ­
messvorkelJrungeh, 2:~denentno,d~"basierte Prog­

'. nosen und Schätzungen" gehören,.' regelmäßig .. mit 
der tatsächlichen Entwicklung zu vergleichen (Sack­
testing); . 

3; 're~elrnaßige' Stte$stestsülid'Szelil~ribahaly~en zur 
. Erfassvng der 'Risiken aus. pötenti~Uen V~r~nderun­
gen' der Marktbeifr;,gun~ei:l,die sich riacht.e. iIig auf ",' ".. ),)', -" ), \' ) 

BQnn, den. 28., Juni 2011 

das.\Rvestmentvermögen auswirkeJ:l könnten, durch­
·zuführen,·soweit dies angemessen ist, 

4. ein dokumentiertes internes Urnitsystsm tardie 
Maßlilahmen, mit denßt'l diewesentJjchen Risiken 
tar jede.s< Inv~stmentv~rmögelil" üb~rwacht und 
gesteuertwerden, festzulegen, umzusetzen und auf­
rechtzuerhalten,wop.ei all~n in § 27 genannten Risi­
ken, . qi~far' .daslry"estrneptvermögen. .. wes~ntlich 
§einkÖi1nten,F{echhunQ.getr~gen und die Üb'erein­

. stiO"lrnll~!;I mitd~mBtsikol?rofil de~. IrWestmenJver-
. mögens Sicliergestelrt werden m\Jss, 
, . ,-". ,~. ,,'. ", i' . ,,'.;,'" . l" <' v',' .,'. ,'\'" < 0 " .',' 

5. die Eio,ha,ltutigqes. inNu,i'Drner:4 . darQ~legter;linter., 
nen Limitsy~tems zu gewährleisten und 

6:~n9,~rJJßssefl~ .Sl~rfahi~~'·J~~t?tJf~g~n,'~rnzus~izen 
. ,un~ ,~l:!fr~gh!2:y~rh~lt~n,. ,c:Ije irn .. ~~J.I~I~ts~q~Ücner 
. p~~r z:u.i~f)V~rtenpl;lr'i~r§tö~efg~;ge1J.qi~.Ri.§j~alimAte 
d~si Iflvestr~Wfltverm9gel1§ zu~eitMtWI;l.l~bt:!iltemaß­
nia:~m~n;i[l1.~e~te.9i.:I.q~~r~~~.~.er.f.nf~g~{,.f:y)~reFl. . 
(3) Die Kapitalanll:!.gege.s~U.schaft !h~t,eijlleha,nge~ 

rT)e§.§l~nen'(iRj§i~qrn~fl~Q~rn~n!~J;>r9~~~§i.flir..kjq\Jidi~iits­
risiker:ta,nziJV\l~nderi, ... grn,~u .. gew~l;irJ,~i~~~n ,:g~~~ ;jeCle§ 
~qn.!hr verW,~ltet~ .lr~e~frnef;1tv:~fri19gen\~l.J,r;~rt9IJMng 
c;les.·F,Wc~9~tJeverr~r,Jge!1.s(i~qh·'d~mlnYe~frne~~g~~etz 
oefers6ristiger Zanlungstf~i"pflictlturigen' imstande\st. 
~aweit angemessep, hat die Kapitalanlagegesellsc~aft 
Str.esSfti:lsfS: ·dl!ir~lItz\jJfOlireFf,.;"itliej,:;!€fiI'il\~BeW'eMiI!ihgilJ,;;des 
'1f!i~1i1ililität§fiSiR0§~'iftIeS(ii\~lrfv~sff1ife}ijt~~mtö(§EmS;0i"UAter 
außergewöhnlfch~nUmstäJ:lderf::(~Jlt'l!:tQ~libh~rf'..(i;";'~(i} 

c, .:j(4T(~!Jf~K~l?ttal"al;l11ag~~se!!~oMallJlf!tat::si9herZlilsletlen\ 
dlltSsl'~i~i"l1i~pl!l!l'Iiib;OJe~~l'1fa'9~Iif(ijet;f~t\(!liiil;;flilll:'ver-

. walt~r:ll;t;l"n'test~e/il~ej:,*0.§)~s~··I!I'EfI'li;:ifF::;I!I~FI";ixterttags­
be~lltQ.wngeFl.,j;o~er;.I;efen!i$'ä~1lrlg~idfJeirld~(;Nier:~a:l!Jfs-

I?fo~It~~; .. ~ieq~Q~le~~~Ill(.·ßH,?kPI:lt;tIil1.~g~H~~I?;~~~P: }~l1k 
SprcICt:lt:, . . ... 

§,gö'" 

.. ·Ob~~gafigs'vöj.$~hrift 
§ 11 dieser Verordhung ist auf persönliche Geschäfte 

mit Immobilien, Beteiligl,irng.en an Immobilien'"Gesell­
schaften, Beteiligung~~an' ÖPP'~FlrojektgesellsChaften 
oder Unternehmensbeteiligtln\1erlerst ab dem 1. Juli 
2012 anzuwenden, 

.§ 31 

InJ:(rafttretel'l 

. Diese Verordnung tritt am Tagnaqh. der VerkOndung 
in Kraft. . 

Der Präsident 
der Bundesanstalt für Finanzdienstlei.stungsaufsicht 

In Vertretung 
Karl-Burkhard Caspari 
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Verordnung 
über die SChlichtungssteIle .nach § 143c desinvestmentgesetzes 

(Investmentschlichtungsstellenverordm.mg- InvSchlichtV) 

Vom 28. Juni 2011 

Auf Grund. des§ 143c Absatz 5 Satz 1 bis 3 und 
Absatz 6 Satz 1 des Investmentgesetzes. der durch 
Artikel1.Nummer 93 des Gesetzes vom 22. ·Juni .2011 
(BGBLI S. 1 126) eingefügt worden. ist, in .Verbindung 
mit§ 1 Nummer 3 der Verordnung zur Übertragung 
der Befugnis zum ErlasS vOn Rechtsverordnungen auf 
die Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht, 
der zuletzt durch Artikel 1 der Verordnung vom 26. Juni 
2011 (BGBI; I S. 1197) geändert worden ist, verordnet 
die Bundesanstalt. für Finanzdienstleistungsaufsicht im 
Einvernehmen mit dem Bundesministerium der Justiz 
und dem Bundesministerium für Etnährung, Landwirt­
schaft und Verbraucherschutz: 

§ 1 

Bes~tzungder 
$chfichtongsstelle und Tätigk~itsbericht 

. n}QieSC:hlic;htl,mgsstel!efür· die. außergerichtliche 
Beilegung von verbraucherr,echtsstreitigkeiten im Sinne 
des§ 143cAbsatz. 3.deslnvestmentgesetzes .ist mit 
minc;lestens zwei Schlichtem zu besetzen, die Bediens­
teteder Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsauf­
sicht (Bundesanstalt) sind. Sie müssen die Befähigung 
zum Richteramt haben, über eine mindestens drei­
jährige juristische Berufserfahrung verfügen und dÜrfen 
nicht zugleich die Aufsicht über Unternehmen wahr­
nehmen, die den Vorschriftenaes Investmentgesetzes 
unterliegen. Für jeden Schlichter ist ein anderer 
Schlichter als Vertreter zu bestellen .. 

(2) Das Schlichtungsverfahren findet vor einem 
Schlichter statt. Vor jedem Geschäftsjahr sind die Ge­
schäfte auf die Schlichter zu verteilen. Eine Änderung 
der Geschäftsverteilung ist. während des .. Geschäfts­
jahres nur aus besonderem Grund zulässig. 

(3) Für die Schlichtungsstelle ist eine Geschäfts­
stetleeinzurichten. 

(4) Die Schlichtungsstelle .hat einmal im Jahr einen 
Tätigkeitsbericht zu veröffentlichen. 

§2 

Auswahl und 
Rechtsstelll.lng der Schlichter 

(1) Die Schlichter werden von der Bundesanstalt 
bestellt. Vor ihrer Bestellung teilt . die Bundesanstalt 
dem BVI Bundesverbandinvestment und Asset Ma­
nagement e. V., dem Zentralen Kreditausschuss und 
der Verbraucherzentrale Bundesverband e. V. die Na­
men und den beruflichen Werdegang der als Schlichter 
vorgesehenen Personen mit. Wenn nicht innerhalb von 
zwei Monaten schriftlich Tatsachen vorgetragen wer­
den, welche die Qualifikation oder Unparteilichkeit der 
vorgesehenen Personen in Frage stellen, werden diese 
für die Dauer von drei Jahren zu Schlichtem bestellt. 
Ihre Bestelluno kann wiederholt werden. 

(2) Die Schlichter sind in dieser Eigenschaft unab­
hängig und anWeisungen nicht gebunden. Ein Schlich­
ter kann durch die BundeSanstalt von seinem Amt nur 
abberuf~n werden. wenn Tatsachen vorliegen, die eine 
unabhängige Erledigung seiner. Schlichtertätigk~it nicht 
mehr erwarten las~en, wenn der Schlichter nicht nur 
vorübergehend an der Wahrnehmung seines Amts ge­
hindert ist oder wenn ein vergleichbar wichtiger Grund 
gegeben ist. 

(3) Ein Schlichter darf nicht bei Streitigkeiten tätig 
werden, wenn ein Grund vorliegt, der geeignet ist, 
Misstrauen gegen seine Unparteilichkeit zu recht­
fertigen. 

(4)Die Schlichter und die inder Geschäftsstelle 
tätigen Personen sind zur Verschwiegenheit veipfliQh­
tet. 

AntragaufDI.lf(::hführung 
eines·.Schli.chtungsverfahrens 

(1) Der Antrag auf Durchführung eines Schlichtungs­
verfahrens ist. schriftlich unter kurzer Schilderung des 
Sachverhalts und mit den zum VerständnisderStreitig~ 
keit erforderlichen Unterlagen bei der GeSChäftsstelle 
der Schlichtungsstelleeinzureichen, per Antragste.ller 
hat zu versichern, das$ 

1. er in der Stteitigkeitn?ch keiM Gericht, auch nicht 
zurBewilligung von Prozesskostenhilfe, keineBtreit'" 
schlichtu~gsstelle . und· keine andere Schlicht~ngs­
oder Gütestelle, . die· Streitbeilegung . .betreibt, ange­
rufen hat und 

2. er. keinen .außergerichtUchen Vergleich mit dem 
Antragsgegner abgeschlossen hat 

Der Antragsteller kann sich im Verfahren vertreten 
lassen. 

(2) Die Geschäftsstelle bestätigt dem Antragsteller 
den Eingang seines Schlichtungsantrags. Ist der 
Schlichtungsantrag nicht formgerecht eingereicht oder 
fehlen nach Absatz 1 Satz 1 und 2 erforderliche Anga­
ben oder Unterlagen, teilt die Geschäftsstelle dies dem 
Antragsteller mit und fordert ihn auf, innerhalb eines 
Monats die Mängel des Antrags zu beHeben. Werden 
die Mängel nicht fristgerecht behoben, teilt die. Ge­
schäftsstelle dem Antragsteller mit, dass ein Schlich­
tungsverfahren nicht durchgeführt werden kann. 

§4 

Ablehnung einer Schlichtung 

Der Schlichter lehnt die Schlichtung durch eine 
schriftliche Mitteilung an .den Antragsteller ab, wenn 

1. der Antragsteller kein Verbraucher nach § 13 des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs· ist, 



1300 Bundesgesetzblatt Jahrgang 2011 Teil I Nr. 33, ausgegehen zu Bonn am 30. Juni 2011 

2. der Antrag nicht auf die Schlichtung von Streitig­
keiten im. Zusammenhang mit den Vorschriften des 
Investmentgesetzes gerichtet ist, 

3. der Antragsgegenstand . bereits. beieinel'nG.ericht 
anhängig ist,in der Vergangenheital1hängigwar 
oder von .. dem.AntragsteHer während des Schlich­
tungsverfahrens anhängig gemacht wird, 

4. die Streitigkeit durch außergerichtlichen Vergleich 
beigelegt ist, 

5 .. ein Antrag auf Prozesskostenhilfeabgewiesen ·wor­
den·· ist, weil die·· beabsichtigte ·Rechtsverfolgung 
keine Aussicht auf Erfolg bietet, 

6. die,A.ngele~enheit . bereits.. Gegenst1;lnd .. eines 
Schlichtungsverfahrens vor einer Schlichtungs- oder 
Gütestelle,>die Streitbeilegung betreibt, ist oder war 
oder· . . 

7. der Anspruch bei Einreichung des Antrags bereits 
verjährt ist und der Antragsgegner sich auf die Ver­
jährung beruft. 

§.5 

Eröffnung des Schlichtungsverfahrens 

(1)· .. \Nirdeine Schlic;hturlQnic;htnach.~ .4. abgelehnt, 
leitet die Geschäftsstelle den Schlichtungsantrag . dem 
Antragsgegner zur Stellungnahme innerhalbehles 
Monats zu und teilt dies dem Antragsteller mit. Die 
Geschäftsstelle kann den Antragsgegner innerhalb 
eines weiteren Monats <auffordern,. eine Ergänzung von 
AngabenundUnterlagen voriunehmen, 

(2) . Gibt . der Antragsgegnerinnerhalbder Frist nach 
Absatz1keineSteliurignahmeab,legt die Geschäfts­
stelleden Vorgang dem Schlichter zur.Entscheidung 
nach Lage der·Akten vor. 

(S)EineSteliungnahme des· Anfragsgegners wird 
dem Antragsteller durch die Geschäftsstelle zugeleitet. 
Wenn der Antragsgegner in seiner stellungnahme er­
kl~r;t, dasl;> erderrlAnliegen des Antr<:tgstellers.entspre­
cherlwitd, . teilt di~ Geschäftsstelle d~m Antragsteller 
mit, dass sich das.Sc;h.lic;htungsverf1;lhrendamit erledigt 
hat. Bei. einer anderen Stellungnahme ist der Antrag­
steller von der Geschäftsstelle darauf. hinzuweisen, 
dass er sich zu der Stellungnahme des Antragsgegners 
innerhalb eines Monats nach·· ihrem Zugang·· äußern 
kann. Ergibt sich aus der Stellungnahme des Antrags~ 
gegners, dass der Antragsteller seinen Schlichtungs­
antrag nicht ausreichend begründet oder erforderliche 
Unterlagen nicht vorgelegt hat .. oder dass Voraus­
setzungen für die AblehnungderSchlichtung nach § 4 
vorliegen, . weist .dieGeschäftsstelle den Antragsteller 
darauf hin und .. fordert ihn auf, die. Mängel innerhalb 
eines Monats zu beheben. Nach Ablauf der Fristen 
nach den$ätzen Sund 4 legt die Geschäftsstelle den 
Vorgang dem zuständigen Schlichter vor, sofern sich 
der Schlichtungsantrag . nicht in sonstiger Weise erle­
digt hat. 

§6 

Schlichtungsvorschlag 

(1) Wenn der Schlichter eine weitere Aufklärung des 
Sach- und Streitstandes für geboten hält, kann er die 
Beteiligten zu ergänzenden Stellungnahmen auffordern 
oder mit Hilfe der Geschäftsstelle Auskünfte bei einer 
für die außergerichtliche Beilegung vergle.ichbarer Strei-

tigkeiten zuständigen Stelle in einem anderen Mitglied­
staat der .Europäischen Union oder Vertragsstaat des 
Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum 
einholen. Die eingegangenen Stellungnahmen sind 
den Beteiljgten . jeweilszuzuleiten .. Eine Beweisauf­
nahrne fUhrt er nicht durch, . es sei denn, der· Beweis 
kann durch Urkunden angetreten werden, die von den 
Beteiligtenvorgel~gt werden können. 

(2). Der Schlichter unterbreitet auf der. Grundlage des 
Vortrags der Beteiligten und gegebenenfalls der nach 
Absatz 1 Satz 1 eingeholten Auskünfte einen schrift­
lichen Schlichtungsvorschll1g, durch denderStreitder 
Beteiligten unterBerücksichtigung der Rechtslage und 
der Gebote von Treu ündGläubenangemessen beige~ 
legt werden kann. DerSchlichtungsvorschlagfst kurz 
und verständlich zu erläutern. 

(3) Der Schlichtungsvorschlagkann innerhalb von 
sechs Wochen .abZugang durch eine schriftliche Mit­
teilung. an .•. die Gesohäftsstelle . der. Schlichtungsstelle 
angenommen werden. Die Beteiligten sind hierauf 
sowie darauf hinzuweisen, dass sie zurAnnahme nicht 
verpflichtet und bei Nichtannahme berechtigt sind, die 
Gerichte anzurufen. Nach Ablauf der Frist teilt die 
Geschäftsstelle denBet~iligten.gas Ergebnis mit.. Mit 
dieser .. MittE!Jlungi$t,das . yerf1;lhrE!n •. peig~r..Schlich:­
tun~s~teUebe.endE!t. Kornmt es nicht zu.einer Einigung, 
ist die Mitteilul1g als. Bescheinigung über einen erfolg­
losen EiniQungsversuch nach §15aAbsalz·SSatiS 
des Gesetzes betreffend die· Einführung. der Zivilpro~ 
zessordnung Zu bezeichnen; die Namen der Beteiligten 
sind···anzugeben. 

§7 

KQstendes 
Verfahrens. und der Schli~!1tungssteUe 

(1) Das Verfahren vOr der Schlichtungsstelle ist für 
den Antragsteller kostenfrei.Auslagen werden nicht 
erstattet 

(2) Die SChlichtLJngsstelle erhebt von den Antrags~ 
gegnern eine Gebühr in Höhe von 200 Euro,es .sei 
denn, die Schlichtung wird nach§ 4 abgelehnt;. Die 
Gebühr kann auf Antrag .erlassen oder· gemindert 
werden, wenn die Erhebung der Gebühr ganz oder 
teilweise unangemessen. wäre. 

(3) Absatz 2 gilt nicht für Antragsgegner, für welche 
die Übertragung nach § 10 wirksam geworden ist. 

§8 

Zusammenarbeit 
mit ausländischen Stellen 

zur außergerichtlichen Streitbeilegung 

Die Schlichtungsstelle erteilt .auf Antrag den Stellen, 
die in einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen 
Union oderVertragsstaat des Abkommens über den 
Europäischen Wirtschaftsraum für die außergerichtliche 
Beilegung vergleichbarer Streitigkeiten zuständig sind, 
für deren Verfahren Auskünfte über das in Deutschland 
geltende Recht. 
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§9 

Bekanntmachung 
der Anschrift der Schlichtungsstelie 

Die Bundesanstalt macht auf ihrer Internetseite und 
im elektronischen Bundesanzeiger die Anschrift der 
Schlichtungsstelle bekannt. Sie weist im Rahmen ihrer 
Beschwerdebearbeitung auf das Schlichtungsverfahren 
nach§143cdes Investmentgesetzes als. Möglichkeit 
zur außergerichtlichen Streitbeilegung hirt 

§ 10 

Übertragung auf private Stellen 

(1) Die Schlichtungsaufgabe nach § 143c Absatz 3 
deslnvestmentgeset;;:es wird für die Unternehmen,die 
dem BV! Bundesverband . 'rwestment und Asset 
Management e.V. angehören und . an demdört 
eingerichteten· Schi ichtungsverfahren teilnehmen, ·und 
für die Unternehmen, die sich ohne Mitglied dieses Ver­
bandes zu sein, dem dortigen. Schlichtungsverfahren 
angeschlossen haben, auf diesen Verband übertragen. 
Die Bundesanstalt veröffentlicht auf ihrer Internetseite 
die jeweils aktuelieAnsch~iftder Schlichtungsstelle des 
in. Satz 1 genannten Verbandes. 

(2).Die Übertragung nach Absatz1isLwirksam, 
wenn 

1; derBVI Bundesverbänd Investment und Asset 
Mariagemente.Veine SchlichtungSstelleeingeridi­
tet und eineVerfahrensordnung beschlossen hat, die 
den Anforderun'gen desAbsatzes3 entspricht, und 

2. das . Bundesministerium . der Finanzen imEinverneh~ 
men mit dem BurideSrninisterilimderJustizund dem 
Bundesministeriumfür Ernährung, Landwirtschaft 

. und Verbraucherschutz die Verfahrensördhungge­
nehmigtund. diese Genehmigung' mit der .genehmig­
ten Verfährensordnuhgim elektronischen Bulldes­
anzeiger veröffentliCht hat. 

Jede Änderung der Verfahrensordn~ng· bedarf. einer 
erneuten Genehmigung desBund~sministeriumsder 
Finanzen; . die Genehmigung muss im Einvernehmen 
mit dem Bundesministerium der Justiz und dem Bun~ 
desministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Ver­
braucherschütz.ergehen. 

(3) Die vom BVI Bundesverbandlnvestmentund 
Asset Management e. V. einzurichtende Schlichtungs­
steile und ihre Verfahrensordnung müssen den §§ 1 
bis 7 Absatz 1 entsprechen, wobei 

Bann, den 28. Juni 2011 

1. die Schlichter abweichend von § 1 Absatz 1 nicht 
Bedienstete der Bundesanstalt sein müssen, 

2. die Bestellung und die Abberufung von Schlichtem 
abweichend von § 2 dem Verband obliegt und die 
Absicht der Bestellung nach § 2 Absatz 1 nur der 
Verbraucherzentrale Bundesverband e. V. mitzuteilen 
.ist und 

3. abweichend von § 6 Absatz 3 auch einnuf für den 
AntragsgegnerverbindlicherSchlichtungsspruch 
vorgesehen werden kann. 

Die Schlichter dürfen in den letzten drei Jahren vor ihrer 
Bestellung nicht bei dem Verband, einem verbands­
angehörigen Unternehmen oder einem Unternehmen, 
das sich dem Schlichtungsverfahrendes Verbands an­
geschlossen hat, . beschäftigt gewesen' sein. 

(4) . Der BVI··· Bundesvetbandlnvestment·. und ASset 
Managemente.V. ist verpflichtet, eine Uste der an 
se.inem Schlichtungsverfahren teilnehmenden 'Unter­
nehmen zu führen und auf seiner Internetseite zu 
veröffentlichen. 

(5) Die Schlichtungsstelle desj3VI Bundesverband 
Investment und Asset Management e. V. hat der Bun~ 
desanstalt auf. Verlangen Auskünfte zu erteilen . und 
Unterlagen. vorzulegen. 

§ 11 
Abgabe beiUn~ustä~digkeit 

WiI"de.ineschliChtu'n9 bei" dElr nach dieser· VerOrd­
nung unzuständigen. Schlic;htungsstelle beantragt, .·gibt 
diese sie unter Benachrichtigung des Antragstellers an 
die zuständige Schlichtungsstelle ab. 

§12 

Zuständigkeit 
bei.·grenzui:lerschreitenden.Sachverhalfen . 

SOllVeitder Schlichtungsantrag ·einengrenzüber~ 
schreitendenSachverhaltbetrifft,könnenVElrbraucher 
immer auch die. Schlichtungsstelle .·beiderBundes­
anstalt anrufen,' sofern nicht die SChlichtungssteile 
beimBVI Bundesverband Investment und Asset Ma­
nagement e. V.angerufen lIVerdenkann. 

§13 

inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am Tag nach . der Verkündung 
in Kraft. 

Der Präsident 
der B und es an st alt für F i n an z di e n s tl eis tun 9 sau f si c h t 

In Vertretung 
Karl-Burkhard Caspari 
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Verordnung 
zum elektronischen Anzeigeverlahren für 

richtlinien konforme· inländischeJnvestmentvermögen nachdem Investmentgesetz 
(EAlnvV) 

Vom 28. Juni 2011 

Auf Grund des§128Absatz 6 Satz 1deslnvest­
mentg~setzes, der durch Artikel. 1 . Nummer 84 des Ge­
setzes vom 22: Juni2Q11 (B<3BI. I S.1126) neugefa.sst 
worden lst, inVerblndung mit§l. Nummer 3 derVer­
ordnung zur Übertragung von Befugnissen zum. Erlass 
von Rechtsverordnungen auf die BundesanstaU . für 
Finanzdienst!eistungsaufsicht, der zuletzt durch· Arti­
kel1 . der. Verordnung Vom 26 .. Juni 2011 (BGBI. I 
S. 1197)neugefasst worden ist, verordnet die Bundes­
anstalt für Fi nanzdiensUeistungsaufsicht: 

§ 1 

Anwen~ungs~f!.reich 

Diese Verordnung istanzuwendenauf die Übermitt­
lung des Anzeigeschreibens . und der weiteren. Unter­
lagennach § 128 Absatz 1 und 2 des Investmentgeset­
zas an die Bundesanstalt für Finanzcjienstleistungsal,Jf­
sicht (Bundesanstalt) durch 

1. KapitalanlagegesellschaftlPn, die Anteile an einem 
von ihnen verwalte~erl richtlinien konformen inlän­
dischenlnve,stmentvermögen in eini'lm anderen Mit­
gliedstaat der Europäischen Union oder in einem 
and~ren \lertragsstaatde~Abkornmens. Ober den 
Europäis~hen Wirtschaftsraum im Publikum zu ver­
treiben . beabsichtigen, 

2, EU~Verwa!tungsgeseJlschaften, dieAnteile an einem 
von ihnen verwalteten richtlinienkonformel) inlän­
dischen investmentvermögen in einem anderen Mit­
gliedstaat der Europäischen Union oder in einem 
anderen Vertragsstaat . des Abkommens über den 
Europäischen Wirtschaftsraum im Publikum zu ver­
treiben beabsichtigen, und 

3, selbstverwaltende richtlinienkonforme Investment­
aktiengesellschaften, die ihre Aktien in einem ande­
ren Mitgliedstaat der Europäischen Union oder in 
einem anderen Vertragsstaat des Abkommens über 
den Europäischen Wirtschaftsraum im Publikum zu 
vertreiben beabsichtigen, 

oder durch eine entsprechend bevollmächtigte Person. 

§2 

Einzelanzeigen und Möglichkeit 
der Zusammenfassung; Vollmacht 

(1) Die Anzeige nach § 128 Absatz 1 des Invest· 
mentgesetzes ist für jedes inländische Investmentver­
mögen einzeln zu erstatten. 

(2) Abweichend von Absatz 1 kann die Anzeige 
für mehrere Teilfonds oder Teilgesellschaftsvermögen 

einer Umbrella~Konstruktion mittels eines einzigen 
An;1:eigeschreibens erfolgen. 

(3) ImFalle einer Anzeige durch .eine bevollmächtigte 
Person i~t der Anzeige eine gültige Vollmacht beizu-
fügen. . . 

§3 

Zulässiger Übertragungsweg 

(1) Die vollständige Anzeige bestehend aus dem 
Anzeigeschreiben und den weiteren Unterlagen ist der 
Bundesanstalt über deren Melde- und Veröffent~ 

lishung~pll3ttforrn(MVP} zl;J.übefrnittelrl..Die.hierfürvor­
gesehenen· Pro;;:esse .. sind dem Benut,zerhanqbuch 
MVPJ1) zu entnehmen. 

(2)DieZulassung zur Nutzung der MVP der BUi'ldes­
anstalLrichtet sich nach dem .v:on der Bundesanstalt 
vorgesehenenVerfahn:;m.Die Einzelheiten sind demBe­
nutzerhandbuch Zugangsverwaltung2) zu. entl1E:~hrnen. 
Dem. unterschriebenen Zugangsqntrag ist eine . von der 
Geschäftsleitung der Kapitalanlagegesellschaft, Invest­
mentaktiengesellschaft ... oder EU~Verwaltungsgesell­

schaft unterzeichnete Erklärung darüber bei:z:ufügen, 
da~s die. Person,. die ..• die .. Zulassun~beantragt, für die 
Gesellschaft tätig undzur . .übermittlung von Anzeigen 
nach .dieser Verordnung befugt ist. Änderungen der An­
gaben in derBescheinigung sind der Bundesanstalt un­
verzüglich mitzuteilen .. Satz 3 ist nicht anzuwenden, 
wenn die Geschäftsleiter selbst die Zulassung beantra­
gen. Die Sätze 3 bis 5 gelten für bevollmächtige Per­
sonen mit der Maßgabe, dass an die Stelle der Ge­
schäftsleitung die bevollmächtigte Person tritt. 

§4 

Zulässige Übertragungsformate 

(1) Das Anzaigeschreiben und die weiteren Unter­
lagen sind ausschließlich in den Dateiformaten PDF, 
DOC oder DOCX zu übermitteln. 

(2) Die im Rahmen einer Anzeige zu übermittelnden 
Dateien sind vom Anzeigepflichtigen vor der Über­
mittlung zweifach als ZIP-Datei zu packen. Weder das 
innere noch das äußere ZIP-Paket ist mit einem Pass­
wort zu versehen. 

(3) Die Übermittlung mehrerer Anzeigen in einer 
ZIP-Datei ist nicht zulässig. 

') Amtlicher Hinweis: Im Internet abrufbar unter www.bafin.dein der 
Rubrik "Unternehmen - Meldep!attform (MVP)", 

2) Amtlicher Hinweis: Im Internet abrufbar unter www.bafin.dein der 
Rubrik "Unternehmen - Meldeplatlform (MVP)", 
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§5 

(1) Die in der 
sind wie folqt zu bezeichnen: 

1. 
BaFin-ID und Bezeichnung 

2. VeltragsbedingungEm: 

3. Satzung und Aniagebedingungen: 

BaFin-ID und Bezeichnung "Articles of Association" 
sowie BaFin-ID und Bezeichnung "Terms and Con­
ditions for Investment", 

4. Verkaufsprospekt: 

BaFin-ID und Bezeichnung "Prospectus", 

5. Jahresbericht: 

BaFin-ID und Bezeichnung "Annual Report", 

6. Halbjahresoericht: 

BaFin-ID und Bezeichnung "Half-yearly Report", 

7. Wesentliche Anlegerinformationen: 

BaFin-ID und Bezeichnung "Key Investor Informa­
tion", 

8. Zusätzliche Dokumente, die der Anzeige gemäß 
Teil B Nummer 3 des Anzeigeschreibens nach den 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften des jeweiligen 
Aufnahmemitgliedstaates beizufügen sind: 

Bonn, den 28. Juni 2011 

sowie eine den entsprechenden Inhalt 
kennzeichnende Benennung, 

9. Anschreiben zur Ergänzungsanzeige nach § 6 Satz 3: 

Bezeichnung "Ergänzungsanzeige" . 

(2) Die zu übermittelnde äußere und die darin enthal­
innereZIP-Datei sind wie folgt zu bezeichnen: 

"PI28!NVG_"+ BaFin-ID + ,,~beliebjger Dateiname;zip". 

(3) Eine gemäß § 2 Absatz 3 beizufügende Vollmacht 
ist wie folgtzq bezeichnen: 

BaFin-ID und Bezeichnung "Vollmacht". 

§6 

Übermittlung von Ergänzungsanzeigen 

Hatdie Bundesanstalt fehlende Angaben oder Unter­
lagen nach § 128 Absatz 2 $atz1 des Investmentge.­
setzes angefordert, hat die Ergänzl.lngsanzeige eben­
falls über die MVP der Bundesanstalt zu erfolgen. Die 
§§ 2 bis 5 sind entsprechend anzuwenden. Der Ergän~ 
zungsanzeige ist ein Anschreiben beizufügen,aus dem 
sich ergibt, auf welche Anzeige sich die eingereichten 
Unterlagen beziehen. 

§7 

Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung 
in Kraft 

Der Präsident 
der Bundesanstalt für Fina:nzdienstleistungsaufsicht 

In Vertretung 
Karl-Burkhard Caspari 
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